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1.1 Entwicklung und Begründung des Forschungsvorhabens 
 
Nach den Verbrechen des Zweiten Weltkriegs wurden Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung in Österreich wieder BezieherInnen von 
Leistungen im Bereich der Behindertenhilfe. Jene, die um 1940 bis 1950 geboren 
wurden, sind die Ersten, die wieder Zuwendungen von staatlicher Seite erhielten. 
Es sind auch diese Personen, die Entwicklungen der Behindertenhilfe in 
Österreich vom Anfang bis zur heutigen Zeit als deren AdressatInnen miterlebt 
haben.  
 
Ältere Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und deren 
Lebensgeschichten bilden den zentralen Kern des Forschungsvorhabens. In den 
Fokus sollen genau jene Menschen geraten, die die Ursprünge des 
Betreuungswesens nach 1945 und dessen Wandel in Österreich selbst miterlebt 
haben, sprich ein Mindestalter von 60 Jahren vorweisen können.  
 
Bislang wurde in der sonderpädagogischen Forschung der Blickwinkel von 
behinderten Personen nur wenig bis gar nicht behandelt (vgl. Buchner & König 
2008). Die Sichtweisen und Schilderungen des eingangs erwähnten 
Personenkreises fehlen in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung in 
Österreich fast gänzlich. Ein Grundanliegen dieser Diplomarbeit ist es, einen 
Beitrag zur Bearbeitung dieser Forschungslücke zu leisten. 
 
Die Dringlichkeit bzw. Aktualität des Forschungsvorhabens kann dahingehend 
verstanden werden, als das eine Aufzeichnung der Sichtweisen der Betroffenen 
möglichst rasch von Statten gehen sollte, da die Zielgruppe ein relativ hohes 
Alter aufweist und deshalb das Risiko einer Verschlechterung der kognitiven 
Kapazitäten, bzw. eines Ablebens erhöht ist. Der Argumentationslinie folgend, 
dass das Erzählen der Geschichte von Menschen mit einer intellektuellen 
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Beeinträchtigung in Institutionen - und damit einhergehend auch der Versuch der 
Aufklärung des in diesem Feld tätigen Personenkreises - für das Verstehen 
aktueller Praktiken von Bedeutung ist, kann gesagt werden, dass es einen 
großen Verlust darstellen würde, jene Sichtweise nicht festzuhalten und zu 
analysieren. Diese Gefahr wird auch im Artikel von Kleinen und Schlummer 
genannt.  Erinnerungen der Betroffenen werden hier von der Geschäftsführung 
eines Trägervereins in Deutschland als „...Zeugnisse gesellschaftlicher 
Wandlungsprozesse der vergangenen Jahrzehnte...“ gesehen und es wird 
geäußert: „Es wäre schade, wenn die Erinnerungen für immer verloren gingen.“ 
(Kleinen, Schlummer 2005, S. 35). Insofern war es ein Grundanliegen, dem 
Vergessen bzw. Verlieren dieser Stimmern entgegen zu wirken. 
 
Der Anspruch der Arbeit liegt aber nicht nur darin, die Lebenswege 
nachzuzeichnen und anschließend darzustellen, sondern sie in den Kontext des 
Systems der Hilfen für Menschen mit Behinderung zu stellen. Der zweite 
Forschungsschwerpunkt liegt daher in der Nachzeichnung der Entwicklungen in 
der Behindertenhilfe und deren rechtlichen Rahmenbedingungen. Hier wird der 
Fokus nicht nur auf fachspezifische, sondern auch auf sozialpolitische bzw. 
rechtliche Strömungen und die damit einhergehenden Veränderungen gerichtet.   
 
Ziel der Forschung ist es zu verstehen, ob und wie die Rahmenbedingungen der 
Behindertenhilfe die Lebensläufe der ForschungsteilnehmerInnen beeinflusst 
haben. Das heißt, das Verbinden der beiden Teile der Forschung führt dann zu 
den für die Arbeit zentralen Forschungsfragen:  
 
 
• Haben die dargestellten Entwicklungen der Behindertenhilfe die 
Lebensverläufe der Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung, die 
an der Forschung teilgenommen haben, beeinflusst?  
• Wenn ja, welche Gesetze bzw. Leitlinien können als die für die 
Verläufe relevanten ausgemacht werden? 
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• Welche biographischen Ressourcen benutzten die befragten Personen 
an wichtigen Wendepunkten in ihrem Leben? 
 
Die Forschungsfragen werden mittels einer Life Course Analyse des 
biographischen Datenmaterials beantwortet werden. Als Inspirationsquelle dieser 
Arbeit kann Priestleys und Shahs Buch „Disability and Social Change: Private 
Lives and Public Policies“ genannt werden (Priestley, Shah 2011). Auch hier ist 
eine Kombination aus biographischen Erfahrungen und einer Analyse historisch 
politischer Entwicklungen zentral. Darin werden drei Generationen in England auf 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten hinsichtlich ihrer Lebensverläufe untersucht. 
Im Zentrum steht die Frage, ob und inwieweit gesetzliche und fachliche 
Ausrichtungen die Lebenswege von behinderten Personen beeinflusst haben 
und wie sich Unterschiede in Hinblick auf die verschiedenen Generationen 
bemerkbar machen. Der generationsübergreifende Aspekt konnte im Rahmen 
der Diplomarbeit nicht aufgegriffen werden. Vielmehr soll durch diese Arbeit eine 
Basis für spätere Vergleiche von Generationen geschaffen werden.  
 
 
1.2 Darstellung des gegenwärtigen Forschungsstandes 
 
Lebensgeschichten älterer Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in 
Österreich stehen im Zentrum der geplanten Forschungsarbeit. Eine 2008 
veröffentlichte Zeitschriftenanalyse von Buchner und Koenig zeigt, dass in der 
deutschsprachigen sonder- und heilpädagogischen Forschung die Sichtweise 
des betroffenen Personenkreises bisweilen keine tragende Rolle spielte 
(Buchner, Koenig 2008). Auch die Erfahrungen von älteren Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung betreffend brachte die Literaturanalyse für  
Österreich keine Ergebnisse. Die Lebensgeschichte von Gerhard Westermann 
bildet hierbei eine Ausnahme, bezieht sich aber auch nicht auf den 
Personenkreis der älteren Menschen (Westermann, Buchner 2008). Über den 
Forschungsstand hinsichtlich der Geschichte der Behindertenhilfe in Österreich 
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schreibt Buchner, dass bisherige Arbeiten „lediglich die Abbildung der 
Perspektive von Professionisten und Wissenschaftlern“ abbilden, „die Erlebnisse 
und Erfahrungen der Betroffenen, aus ihrem Blickwinkel geschildert, (blieben) im 
Rahmen von wissenschaftlichen Arbeiten bisher unberücksichtigt“ (Westermann, 
Buchner 2008, S. 134). In Deutschland kann auf die Forschungsarbeit von 
Werner Schlummer und Martin Kleinen verwiesen werden. Diese arbeiten in 
einem Beitrag in der Zeitschrift „Erwachsenenbildung und Behinderung“ die 
Bedeutung der Arbeit mit Lebensgeschichten speziell für die Öffentlichkeitsarbeit 
von Einrichtungen der Behindertenhilfe heraus (Kleinen, Schlummer 2005).  
 
International konnten einige Artikel in der Fachzeitschrift „British Journal of 
Learning Disabilities“ ausfindig gemacht werden (z.B. Hamilton 2009, Hreinsdòttir 
& Stefànsdòttir 2010). Insgesamt wurden in diesen Artikeln zwar andere 
Forschungsfragen gewählt, und damit auch eine andere Auswertungsmethodik 
angewandt, aber auch hier sind die Lebensgeschichten von älteren Menschen 
mit intellektueller Beeinträchtigung für die Forschung als zentral zu erachten. 
Insofern kann ein gemeinsamer Zugang aufgezeigt werden. Vor allem Hamilton 
liefert in ihrem Artikel „A Story to Tell: Learning from the Life-stories of Older 
People with Intellectual Disabilities in Ireland“ Argumentationslinien, weshalb 
dieser Forschungszugang einerseits für die Betroffenen und andererseits für die 
Weiterentwicklung fachlicher Kompetenzen von großer Bedeutung ist (vgl. 
Hamilton 2009).  
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass dieser international, vor 
allem im englischsprachigen Raum im Rahmen der Disability Studies etablierte 
Forschungsbereich sich in Österreich erst in einer frühen Entwicklungsphase 
befindet. Lebensgeschichten von älteren Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung in Österreich konnten in der Analyse der Fachliteratur nicht 
gefunden werden. Somit kann hier eine Forschungslücke ausgemacht werden, 




Der zweite thematische Schwerpunkt der Diplomarbeit liegt auf der Betrachtung 
der politischen und fachlichen Entwicklungen der Behindertenarbeit in 
Österreich. Das kann so verstanden werden, als dass diese, wie später in der 
Darstellung des methodischen Vorgehens genauer erläutert werden wird, die 
Grundlage der weitere Analyse der Lebensgeschichten darstellen. Die Erhebung 
des aktuellen Forschungsstandes hierzu ergab zwei zum Teil verwertbare 
Quellen. Klicpera und Buchner widmeten sich in Artikeln der Geschichte der 
Deinstitutionalisierung und der Gemeinwesenintegration in Österreich (Buchner 
2009, Klicpera 2002). Buchners Arbeit fokussiert auf politische sowie fachliche 
Entwicklungen in der Behindertenarbeit. Informationen über die Zeit zwischen 
1945 und den ersten von Eltern initiierten Einrichtungen, wie jene der Lebenshilfe 
in den frühen 60er Jahren, fehlen aber in dieser Abhandlung. Klicpera gibt in 
seinem Vortrag ebenfalls einen Überblick über die Geschichte der 
Behindertenhilfe, jedoch ist sein Fokus mehr auf die Trägerorganisationen und 
deren Angebot gerichtet. Über die Anfänge der sozialen Dienste für Menschen 
mit Behinderung in Österreich nach 1945 schreibt er: „Die verbrecherischen 
Vorgänge im Nazi-Regime haben zwar in Österreich und Deutschland gerade in 
sozialen Diensten für Menschen mit Behinderungen tiefe Einschnitte 
hinterlassen, trotzdem hat man sich nach dem Krieg in erster Linie um einen 
Wiederaufbau der alten Strukturen bemüht“ (Klicpera 2002, S. 23). Unter diesen 
alten Strukturen versteht er „von staatlicher Seite und von karitativen bzw. 
diakonischen Organisationen… “ aufgebautes „…grobes Netz an stationären 
Einrichtungen , d.h. Heimen und Anstalten, die für auf lebenslange Unterstützung 
angewiesenen Personen geschaffen worden (sind), was die Betroffenen 
allerdings an den Rand der Gesellschaft verwiesen hat und damit auch 
Merkmale von Inhumanität aufwies“ (Klicpera 2002, S. 23). Dies sind alle 
Informationen, die für den betreffenden Zeitraum zu finden sind. Die weiteren 
Ausführungen beginnen mit der Zeit der Elterninitiativen Anfang der 60er Jahre 
und dem Einzug des Normalisierungsprinzips in den 70er Jahren. Bleibt also 
festzuhalten, dass über die Zeit von 1945 bis in die Anfänge der 60er Jahre nur 
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spärliche bzw. oberflächliche Informationen über den Zustand der 
Behindertenhilfe und auch deren gesetzlichen Rahmenbedingungen betreffend 
zu finden sind. Genau diese Zeit ist aber (unter anderem) für diese 
Forschungsarbeit von großem Interesse, da der Personenkreis eben auch in 
jener frühen Zeit der Behindertenhilfe von deren Maßnahmen betroffen war. 
Insofern kann auch hier eine Forschungslücke ausfindig gemacht werden, die im 
Zuge der Diplomarbeit bearbeitet werden soll. 
 
 
1.3. Aufbau der Forschungsarbeit 
 
Den ersten Teil bildet die Darstellung der Geschichte der Behindertenhilfe in 
Österreich seit 1945. Für die als Forschungslücke ausgewiesene Zeit konnte ein 
Tagungsbericht des Österreichischen Komitees für Soziale Arbeit (ÖKSA) aus 
dem Jahr 1964 gefunden werden (Schrems 1964). Darin lassen sich vor allem 
Anhaltspunkte bezüglich fachlicher Ausrichtung, aber auch Hinweise auf 
rechtliche Rahmenbedingungen bzw. die Entstehung selber finden. Weiters 
konnten in der Archivrecherche des ÖKSA Empfehlungen für die Betreuung 
behinderter Menschen aus den Jahren 1976 und 1987 gefunden werden (vgl. 
ÖKSA 1976; 1987). Ebenfalls als für die Aufbereitung der Behindertenhilfe in 
Österreich von großer Bedeutung kann Hans Hovorkas Dokumentation 
„Behindertenhilfe in Österreich“ genannt werden (Hovorka 1978). Nicht 
österreich- spezifische Entwicklungen, wie jene des Normalisierungsprinzips, der 
Enthospitalisierung oder der Deinstitutionalisierung werden mit Hilfe der dafür 
bekannten Standardwerke dargestellt (z.B.: Thimm 2005; Theunissen 1997; 
Hähner 1997; Droste 1999).  
 
Im Anschluss werden die rechtlichen Rahmenbedingungen der Behindertenhilfe 
in Österreich seit 1945 nachgezeichnet. Nach der Schilderung der Entstehung 
der Landesbehindertenhilfegesetze wird auf die Entwicklung der Bundesländer 
Wien, Steiermark und Salzburg eingegangen. Grund für die Wahl dieser drei 
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Bundesländer ist die Herkunft der ForschungsteilnehmerInnen. Im Anschluss 
werden die bundesweiten Gesetzte dargestellt.  
 
Diese ersten beiden Teile bilden den Hintergrund bzw. das Analyseraster der 
späteren Bearbeitung der Lebensgeschichten.  
 
Darauf folgend wird das der Arbeit zu Grunde liegende Verständnis von 
Behinderung dargelegt und werden Geschichte und Anliegen der Disability 
Studies diskutiert. Den nächsten Schritt stellen die Klärung des methodischen 
Vorgehens und die Begründung der getroffenen Wahl dar. In diesem Kapitel wird 
über Life Course Forschung, deren Grundkonzepte und für die Analyse 
relevanten Konzepte referiert.  
 
Im anschließenden empirischen Teil der Arbeit werden zuerst die Auswahl und 
Gewinnung der Forschungsteilnehmerinnen, sowie die Form der Datenerhebung  
dargestellt und danach die Fallvignetten und die jeweilig dazu gehörenden 
Fallanalysen angeführt. In der fallübergreifenden Schlussbetrachtung findet sich 
die Beantwortung der aufgestellten Forschungsfragen. Abschließend wird der 













2  Behindertenhilfe in Österreich seit 1945  
 
Wie in der Einleitung dieser Arbeit dargelegt wurde, lassen sich in der Literatur 
bezüglich der Anfangsphase nach 1945 nur vage Angaben zur Situation der 
Betreuung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in Österreich 
ausfindig machen. Klicpera spricht davon, dass man damals „in erster Linie um 
einen Wiederaufbau der alten Strukturen bemüht“ war (Klicpera 2002, S. 23.) 
Unter den alten Strukturen ist das Anstaltswesen, die Unterbringung in Heimen 
kirchlicher  bzw. karitativer Träger und den so genannten Irrenanstalten zu 
verstehen. Lingg schreibt zur Situation vor dem zweiten Weltkrieg: „Dann wurden 
sie, vor allem die Schwerbehinderten, aber auch viele leicht Behinderte, die sich 
gut in Anstaltsleben integrieren ließen und dort sozusagen zu Systemträgern 
wurden, in der Landwirtschaft, im Putzdienst usw., in der so genannten 
Wohltätigkeitsanstalt oder Landesirrenanstalt versorgt“ (Lingg 1993, S. 30). Auch 
Hähner schreibt, die Nachkriegszeit betreffend, dass die Betreuung in Struktur 
und Konzept nach dem Krieg gleich geblieben war (vgl. Hähner 1997, S. 26). Die 
Behindertenhilfe der Nachkriegszeit in Österreich kann demnach dem 
Versorgungs- bzw. Verwahrungsprinzips zugeordnet werden. „Nach dem 2. 
Weltkrieg bis in die 70er-Jahre des 20. Jhd. galt in der Behindertenhilfe das 
Prinzip der Verwahrung. Pflegen, Schützen und Bewahren in Großeinrichtungen, 
Anstalten und psychiatrischen Kliniken stand im Vordergrund“ (Schönwiese 
2009).  
 
Welche Einrichtungen und Träger diesem Paradigma in Österreich nun 
Rechnung trugen soll im Folgenden dargelegt werden. Es muss darauf 
hingewiesen werden, dass die Aufzählung nicht den Anspruch der Vollständigkeit 
erhebt, sondern vielmehr versuchen will ein etwas konkretes Bild der damaligen 
Situation zu zeichnen. Im Zuge der Recherche stellte sich heraus, dass es 
aufgrund der mangelnden Literatur kein leichtes Unterfangen war, konkrete 
Informationen bezüglich damaliger Einrichtungen der Behindertenhilfe zu 
gewinnen. Auch die Suche nach Anhaltspunkten im Archiv des österreichischen 
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Komitees für soziale Arbeit (ÖKSA) brachte nicht die erhofften Ergebnisse, um 
eine vollständige Darstellung der damaligen Situation bewerkstelligen zu können. 
Eine Dokumentation der Einrichtungen der Behindertenhilfe aus dem Jahr 1978 
brachte aber Anhaltspunkte, die eine weitere Recherche - vorrangig im Internet - 
ermöglichte. Auch Hinweise in Referaten, wie z.B. Schlaffers Verweis auf die 
„großen Behindertenheime“, konnten als Grundstein für die weitere Recherche 
verwendet werden (Schlaffer 1993, S. 23). Konkret bedeutet das, dass in der 
Dokumentation von 1978 im Kapitel „Wohn- und Pflegeheime“ jene Anstalten 
und Heime herausgesucht wurden, bei welchen unter den Angaben zu der 
betreuten Art der Behinderung entweder geistige Behinderung oder keine 
Beschränkung zu finden war. Leider wurde in der Aufzählung der Heime kein 
Gründungsdatum angegeben, was eine Erleichterung dargestellt hätte. Danach 
startete die Recherche im Internet bezüglich der Geschichte der Einrichtungen. 
Dabei konnten in nicht allen Fällen, aber doch in einigen, Ergebnisse, das heißt 
Daten bezüglich der Gründung oder Wiederaufnahme des Betriebs nach dem 
Krieg etc. erzielt werden. Als weitere Quelle der Informationen über 
Einrichtungen aus der Zeit bis in die Mitte bzw. Ende der 60er-Jahre, wurden die 
Schilderungen in den erhobenen Lebensgeschichten herangezogen. 
Dahingehend kann festgehalten werden, dass alle genannten Einrichtungen und 
Unterbringungen sich auch in den Aufzählungen der erwähnten Dokumentation 
wiederfanden. Auch in der Kategorie „medizinische Rehabilitationseinrichtungen“ 
wurde nach möglichen Einrichtungen während der Nachkriegszeit gesucht. Hier 
wurde das Ausschließen bestimmter Krankenanstalten erleichtert, da in der 
Auflistung Gründungsdaten angegeben wurden.  
 
Beginnen soll die Darstellung mit der Versorgungsanstalt Schloss Schernberg in 
Salzburg. Die Geschichte dieser Einrichtung reicht zurück auf das Jahr 1846, als 
5 Schwestern des Ordens der Barmherzigen Schwestern begannen, sich dort um 
„behinderte, verlassene und von der Gesellschaft ausgestoßene Menschen“ zu 
kümmern (Homepage St.Vinzenz Heim). Dies wurde bis 1941 weitergeführt, bis 
das nationalsozialistische Regime der Arbeit ein Ende setzte und die Bewohner 
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abtransportierte. Nach dem Kriegsende bekamen die Schwestern das Schloss 
zurück und sanierten dieses. Noch im selben Jahr wurde der Betrieb wieder 
aufgenommen. BewohnerInnen aus dieser Zeit kamen aus der 
Landesnervenklinik und hatten den Abtransport überlebt, „da dieser anstelle 
nach Hartheim in die Landesnervenklinik geführt hatte“ (Homepage St. Vinzenz 
Heim). Nach Angaben der ÖKSA Dokumentation wurden dort Mitte der 70er 
Jahre bis zu 200 Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung betreut. Folgend 
den Angaben der Homepage des Trägers wurden die BewohnerInnen bis 1975, 
damals wurde die Einrichtung erweitert und auch weltliche MitarbeiterInnen 
zugelassen, ausschließlich von geistlichen Schwestern betreut. Das Heim ist 
auch heute noch in Betrieb und wurde 2007 in eine GmbH unter dem Namen St. 
Vinzenz-Heim umgewandelt. Heute bietet das Heim Wohnmöglichkeiten für bis 
zu 170 Personen. 
 
Eine weitere Einrichtung aus dieser Zeit ist das Johannes von Gott-
Pflegezentrum der Barmherzigen Brüder in Kainbach in der Steiermark. Die 
Gründung dieser Einrichtung für Menschen mit Behinderungen erfolgte 1875. 
1940 wurde die Einrichtung enteignet und diente fortan bis zum Kriegsende als 
Lazarett und Flüchtlingsquartier. 1948 wurde es dem Orden restituiert und bis 
1959 dauerten die Wideraufbauarbeiten. Es wurde eine Infrastruktur aufgebaut 
„die ermöglichte zwischen 200 und 300 chronisch Kranke und geistig behinderte 
Menschen aufzunehmen“ (Homepage Kainbach). Untergebracht waren in der 
Einrichtung behinderte, psychisch kranke und pflegebedürftige Menschen. Auch 
diese Einrichtung, wenn auch in veränderter Form, besteht noch heute und 
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung leben dort in circa 21 
Wohngruppen.  
 
Ebenfalls in der Steiermark nahm das Pius-Institut der Kreuzschwestern 1948 
seine „sozialen und pädagogischen Tätigkeiten in sehr desolaten 
Räumlichkeiten“ wieder auf, nachdem es 1940 von den Nationalsozialisten 
geschlossen wurde. Die Betreuung der BewohnerInnen wurde damals von den 
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Kreuzschwestern übernommen. Mitte der 70er-Jahre wurden bis zu 150 
Personen betreut. Laut Homepage wurden „in den letzten Jahrzehnten... 
vermehrt weltliche MitarbeiterInnen aufgenommen“ und „die neuesten 
Erkenntnisse“ in „der Betreuung der behinderten Menschen“ in die Arbeit 
integriert. Aktuelle pädagogische Bereiche der Einrichtung, die 2004 die Leitung 
zum ersten mal an einen weltlichen Geschäftsführer übertrug, sind die 
SchülerInnenbegleitung, Werkstätten, Kreativwerkstätten, Tagesförderstätte und 
ein Wohnnetzwerk mit einem Angebot von vollzeitbetreutem Wohnen bis zur 
mobilen Wohnassistenz.  
 
Das Diakoniewerk begann 1945 wieder mit der Behindertenarbeit. Laut 
Homepage wurden 35 Kinder im Marienstift betreut. Weitere Einrichtungen der 
Nachkriegszeit waren das 1959 gestartete Rehabilitationsprojekt am Schloss 
Oberrain in Salzburg, das schon vor dem Krieg gegründete Kinderdorf St. Anton 
der Caritas Salzburg und das Kinderdorf St. Isidor der Caritas Oberösterreich, 
indem in den 70er-Jahren an die 340 Kinder in untergebracht waren. Dieses 
startete den Betrieb im Jahr 1945. Kinder, welche die Vorgänge der 
Nationalsozialisten in Hartheim überlebt hatten, wurden nach St. Isidor 
übersiedelt (vgl. Caritas OÖ Chronik 1906-2001).  
 
Neben diesen vorrangig kirchlichen Organisationen, die die Betreuung von 
Menschen mit Behinderung zu dieser Zeit übernahmen, waren für Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung auch die psychiatrischen Anstalten, oder die 
jeweiligen Abteilungen in Heil- und Pflegeanstalten zuständig. Dazu zählten zum 
Beispiel die Heil- und Pflegeanstalt in Klagenfurt, das Niederösterreichische 
Landeskrankenhaus für Psychiatrie und Neurologie, das Rehabilitationsheim der 
Caritas Wien, Das Wagner-Jauregg-Krankenhaus in Linz, die Landesnervenklinik 
Salzburg, das Neurologische Krankenhaus der Stadt Wien sowie das 
psychiatrische Krankenhaus Baumgartner Höhe. Alle diese Einrichtungen waren 
potentielle Unterbringungsmöglichkeiten für Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung in den Nachkriegsjahren. Grundlage für die Unterbringung in 
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Krankenanstalten war ein vorherrschendes Bild von Behinderung als Krankheit, 
die einer Behandlung bedurfte. Theunissen spricht von einem „biologistisch-
nihilisitschen“ Bild des Menschen mit Behinderung welches von dessen 
Bildungsunfähigkeit ausgeht (Theunissen 1982, S. 150). Auch noch Mitte der 
60er-Jahre sollte von Seiten der Medizin die Unterbringung von Kindern in 
Anstalten propagiert werden. Ein Beleg hierfür ist das Zitat des 
Universitätsprofessors Dr. Hans Hoff, Vorstand der psychiatrischen-
neurologischen Universitätsklinik Wien: „Ich stehe auf dem Standpunkt, dass bei 
höherem Grad von Schwachsinn ein solches Kind aus der Familie in eine Anstalt 
gebracht werden soll“ (Hoff 1964, S. 25). Bis Kritik an diesem System formuliert 
und auch Konsequenzen daraus gezogen wurden, sollten jedoch noch einige 
Jahre vergehen.  
 
Zusammenfassend kann nun für die ersten 15 Jahre nach dem zweiten Weltkrieg 
gesagt werden, dass die Betreuung von Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung entweder in Einrichtungen der kirchlich karitativen Fürsorge, in 
Landskrankenanstalten oder in der Familie stattfand.  
 
 
2.1  Neue Impulse in der Betreuung von Menschen mit 
Behinderung 
 
Erste Impulse sind Ende der 50er- bis Anfang der 60er Jahre zu erkennen, als 
die erste Beschäftigungstherapie in Wien vom Träger „Jugend am Werk“ 
gegründet wurde. Für viele der nach dem Krieg oder noch während des Krieges 
geborenen Kinder mit intellektueller Beeinträchtigung stand kein passendes 
berufliches Angebot zur Verfügung.  
 
Im Zentrum der sozialpolitischen Überlegungen stand zum damaligen Zeitpunkt 
der Rehabilitationsgedanke (vgl. Schrems 1964). Es galt in erster Linie, neue 
Einrichtungen zu schaffen, in denen Menschen, die nicht den Anforderungen des 
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ersten Arbeitsmarktes genügten, Beschäftigung finden konnten. Diese 
Entwicklung schlägt sich auch in den Mitte der 60er-Jahre entstandenen 
Behindertenhilfegesetzen nieder. Näheres dazu ist dem Kapitel drei zu 
entnehmen. Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung sollten vorwiegend in 
Beschäftigungstherapien ihren Platz finden. Bezüglich des Wohnens gab es zu 
dieser Zeit keine großen Impulse. Zwar wurde 1967 die Lebenshilfe Österreich, 
die auch Wohnmöglichkeiten anbot, gegründet und auch „Jugend am Werk“ 
schuf 1965 die ersten Wohnplätze, dennoch bleibt festzuhalten, dass dem 
Wohnen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung weniger Beachtung 
geschenkt wurde. Als Beleg hierfür kann genannt werden, dass die ersten 
Behindertenhilfegesetze sich in keiner Weise mit dem Thema Wohnen 
auseinandergesetzt hatten. Dieses Thema spielte eine untergeordnete Rolle, da 
wie bereits gesagt, die berufliche Rehabilitation im Zentrum stand. Mancherorts, 
wie aus den Lebensgeschichten zu entnehmen ist, bestand jedoch auch die 
Möglichkeit in den jeweiligen Einrichtungen untergebracht zu werden. Dies war 
zumeist dann der Fall, wenn die tägliche Anreise zur Beschäftigungstherapie 
bzw. zur Einrichtung nicht zu bewerkstelligen war. Das 1972 eröffnete Karl 
Reyker Dorf der „Lebenshilfe“ kann als ein Beispiel dieses Zusammenschlusses 
der Bereiche Wohnen und Arbeit genannt werden. Anderenfalls geschah die 
Unterbringung vor allem im Kreis der Familie.  
 
Hinsichtlich der Gründung des Vereins „Lebenshilfe“ kann auf die Initiative von 
Eltern und des Wiener Sonderschullehrers Karl Ryker verwiesen werden. Dieser 
gründete die Lebenshilfe in Absprache mit der Deutschen „Lebenshilfe für das 
geistig behinderte Kind“ welche 1958 gegründet wurde. Die beiden bislang 
genannten Träger  der Behindertenhilfe „Jugend am Werk“ und „die Lebenshilfe“ 
sind als die beiden ersten großen nicht kirchlichen Organisationen im Bereich der 
Behindertenhilfe in Österreich zu nennen. Auch die ÖKSA Dokumentation zeigt, 
dass im Bereich Wohnen und Arbeit für Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung beide Träger ihren Platz in der Landschaft der Behindertenhilfe 
einzunehmen begannen. Im Bereich Wohnen zeigt sich bei der Anzahl der zur 
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Verfügung stehenden Wohnplätze, dass es sich bei den ersten Einrichtungen 
teilweise noch um Großeinrichtungen mit bis zu 60 Plätzen handelte (vgl. 
Hovorka; Kaufmann 1978, S. 158). Der vorliegenden Dokumentation folgend, 
kann das  Angebot in den 70er Jahren für Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung noch als spärlich bezeichnet werden. Die Angebote der schon 
seit der Nachkriegszeit bestehenden Träger überwogen klar. Eine 
Veröffentlichung des ÖKSA mit dem Titel „Betreuung behinderter Menschen. 
Allgemeine Empfehlungen des Österreichischen Komitees für Sozialarbeit 
Arbeitskreis Behindertenhilfe“ zeigt, dass der Fokus noch immer stark auf die 
berufliche Rehabilitation und auf Menschen mit körperlicher Behinderung 
gerichtet war (vgl. ÖKSA 1976). Menschen, die den Anforderungen der 
Rehabilitation nicht genügten, sollten den Pflegeeinrichtungen übergeben 
werden. Hinsichtlich medizinischer Rehabilitationszentren wurde empfohlen, 
„nicht rehabilitierbare chronisch Kranke an Pflegeeinrichtungen“ abzugeben 
(ÖKSA 1976, S. 5). Bezüglich Werkstätten für Arbeits- und 
Beschäftigungstherapie wurde empfohlen, ein gezieltes Arbeitstraining 
anzubieten und die Belastbarkeit der Personen sollte getestet werden. Klar sollte 
auch hier das Ziel der beruflichen Integration im Vordergrund stehen. Für die 
Unterbringung wird die Errichtung von Wohnheimen oder Pflegeheimen 
empfohlen. Geschützte Wohnplätze und Betreuung in der Wohnung, werden 
ebenfalls vorgeschlagen (ÖKSA 1976, S. 11). Der Abbau von Barrieren für 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität wird genauso gefordert, wie die 
Möglichkeit für Menschen mit Behinderung sich am kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben zu beteiligen (ÖKSA 1976, S. 12). Die Dominanz der 
medizinischen Sichtweise von Behinderung wird im Teil „Organisation“ deutlich. 
Zuständig für die Planung von Hilfen und Rehabilitationsplänen sollen nach wie 
vor vorwiegend Ärzte mit Unterstützung von Sozialarbeitern und Mitarbeitern der 
regionalen Arbeitsmarktverwaltung sein (vgl. 14ff). Das Schlusswort hält fest, 
dass die geforderten Punkte „den Erfordernissen einer modernen 
Behindertenhilfe nach den derzeitigen Erkenntnissen der Wissenschaft und 
Praxis“ entsprechen (ÖKSA 1976, S. 19). 
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2.2 Das Normalisierungsprinzip 
 
Der nächste Impuls in der Behindertenarbeit richtete sich nun gegen die zuvor 
erwähnte Dominanz der Medizin und die Form und Gestaltung der 
Unterbringung. Vor allem im Bereich der Hilfen für Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung wurden in Österreich, wenn auch verspätet, internationale 
Entwicklungen, wie jene des Normalisierungsprinzips, aufgenommen (Klicpera 
2002, S. 24ff). „Das Normalisierungsprinzip wurde im Besonderen als Kritik an 
den traditionellen Behinderteneinrichtungen formuliert, die in großen Anstalten 
eine weitgehend in sich geschlossene und von der Umwelt abgeschiedene 
Lebenswelt geschaffen haben“ (ebd. S. 25). In diesem Zusammenhang ist auch 
die Psychiatriereform, die gegen Ende der 70er-Jahre in Österreich ihren Anfang 
nahm, zu nennen (vgl. Schmidt 1992, S. 46ff). Die Anliegen der Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung und Überlegungen bezüglich neuer Formen von 
Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten rückten erstmals in den frühen 80er-Jahren in 
den Blickpunkt. Eine entscheidende Rolle für die Wirksamkeit der Kritik an der 
Unterbringung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in 
psychiatrischen Anstalten spielten auch die Medien und deren Berichterstattung 
(vgl. Schmidt 1992, S. 45; Candussi 1993, S. 35). Aber auch schon Mitte der 
70er-Jahre starteten die ersten „Selbstbestimmt Leben“ -Bewegungen in Tirol 
und Wien, welche regionale und auch bundesweite Entwicklungen beeinflussten 
(vgl. Flieger 2009, S. 5). Die Entwicklung der Enthospitalisierung geschah in 
Österreich jedoch nicht zeitgleich in allen Bundesländern. Vorarlberg zum 
Beispiel verfolgte schon früh Bestrebungen, Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung aus Anstalten auszugliedern (vgl. Lingg 1993). In diesem 
Zusammenhang kann auf den Tagungsbericht des 1993 stattgefundenen 
Internationalen Symposiums „END - Station“ zur Ausgliederung geistig 
behinderter Menschen aus der Psychiatrie verwiesen werden. Auch in Wien kann 
der 1979 entwickelte Zielplan als eine der frühsten Bestrebungen in Richtung 
Enthospitalisierung genannt werden. 1990 wurde das Unterbringungsgesetz 
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verabschiedet, welches eine Beschleunigung dieses Prozesses bewirkte 
(Klicpera 2002, S. 24).  
 
Neben der Entwicklung im Bereich der Enthospitalisierung kommt es auch im 
Wohnbereich der Träger zu konzeptionellen Veränderungen. Das Prinzip der 
Gemeinwesenintegration wird in den 80er-Jahren zum Leitprinzip erhoben. Zum 
Ausdruck kommt das durch die Veröffentlichung „Leitbilder zum Wohnen geistig 
behinderter Menschen in Österreich. Unter besonderer Berücksichtigung der 
Gemeinwesenintegration“ des ÖKSA im Jahr 1987 (ÖKSA 1987). Darin enthalten 
sind Richtlinien und Empfehlungen für Trägerorganisation, sowie schon 
bestehende internationale Beispiele neuer Formen der Betreuung von Menschen 
mit intellektueller Beeinträchtigung. Hinsichtlich der damaligen Situation in 
Österreich wird festgestellt, dass bis zu diesem Zeitpunkt dem Modell der 
kleineren Wohneinheiten weitestgehend noch nicht Rechnung getragen wurde 
(vgl. ÖKSA 1987). Ein Ausbau offener Betreuungsformen wird  empfohlen. An 
der österreichweiten Umsetzung dieser Forderungen kann nach einem Blick auf 
das derzeitige Angebot der Trägerlandschaft nicht ohne Grund gezweifelt werden 
(Buchner, Naue, Postek).  
 
Die weitere Entwicklung kann nach Klicpera als durch die Träger definiert 
bezeichnet werden. Das kann so verstanden werden, dass die Träger „ihre 
Konzepte und Angebote für den Wohnbereich außerhalb der Familie entwickelt 
haben und die Finanzierung dann mit den öffentlichen Stellen abgesprochen 
haben, bzw. Kostensätze ausgehandelt haben, wodurch der Einzelne bzw. die 
Familien der Betroffenen keine besonderen Wahlmöglichkeiten hatten“ (Klicpera 
2002, S. 24). Er weist auch darauf hin, dass Angebote im Wohn- oft stark mit 
jenen im Beschäftigungsbereich verzahnt waren und sind, und aufgrund dessen 
Entscheidungsspielräume eingeschränkt sind. Auch waren und sind es regionale 
Angebotsunterschiede, die zu unterschiedlichen Wahlmöglichkeiten führen. 
Insgesamt bestimmte - und bestimmt weitestgehend noch immer - ein 
Stufenmodell, orientiert an den Kompetenzen der Betroffenen, das Angebot der 
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Trägerlandschaft (Buchner, Naue, Postek). Dieses Modell, eingeführt in den 
frühen 90er Jahren, orientiert sich, wie bereits erwähnt, an den der Person 
zugeschriebenen Kompetenzen. Je nachdem, wie viel Betreuungsaufwand eine 
Person benötigt, kann er oder sie eine Betreuungsform wählen, bzw. wird eine 
bestimmte Betreuungsform von Seiten der Träger bzw. der zuständigen 
Behörden gewährt. Eine freie Wahl der Wohnform ist somit bis heute in den 
wenigsten Fällen möglich (Buchner, Naue, Postek). 
 
Insofern kann behauptet werden, dass dahingehend den neuen Leitlinien in der 
Arbeit mit Menschen mit Behinderung, z.B. jenen der Selbstbestimmung und der 
Chancengleichheit, welche auch im Gesetz ihren Niederschlag fanden (Siehe 
Kapitel 3), bis jetzt, vor allem im Bereich des Wohnens, nicht genügend 
Rechnung getragen wurde. Buchners Analyse folgend, genügen die nach der 
Enthospitalisierung in Gang gesetzten Entwicklungen in Österreich auch nicht 
dem Begriff der Deinstitutionalisierung (vgl. Buchner 2009). Demnach kann nun 
behauptet werden, dass das in der Literatur oft schon ab den 90er-Jahren 
angesetzte Paradigma der Selbstbestimmung in Österreich noch nicht erreicht 
ist. Viele Behindertenorganisationen verwenden dieses als Slogan, jedoch 
bestehen bei der Umsetzung noch immer große Mängel (vgl. Buchner, Naue, 
Postek). Daten im Hinblick darauf, ob spezielle Instrumente die der 
Selbstbestimmung Rechnung tragen sollen, wie z.B. die dialogische 
Entwicklungsplanung, oder der persönlichen Zukunftsplanung, in den letzten 
Jahren vermehrt zum Einsatz kamen, konnten nicht gefunden werden (Bensch 
2003; Doose 1996). Vorweg genommen werden kann, dass keines dieser 







2.3 Erwerbsleben und Arbeit für Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung 
 
In diesem Bereich ist eine Weiterentwicklung, bzw. die Abkehr von dem in den 
60er Jahren initiieren Modell des Ersatzarbeitsmarktes für Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung, in Österreich erst gegen Mitte der 90er Jahre zu 
erkennen. Ausnahmen bilden einzelne Initiativen, die teilweise schon seit den 
80er Jahren nach den Prinzipien der Unterstützten Beschäftigung arbeiteten (vgl. 
Koenig 2005). 1999 wird erstmals Job Coaching, eine Maßnahme im Kanon der 
Unterstützten Beschäftigung, angeboten (ebd. 2005). Das Modell der 
Unterstützten Beschäftigung kann als neues theoretisches Grundgerüst von 
Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation gesehen werden. Ziel ist, durch neue, 
offene, ambulante sowie individualisierte Hilfen die hohe Arbeitslosigkeit von 
Menschen mit Behinderung zu verringern und der vorherrschenden Ausgrenzung 
entgegen zu wirken (vgl. Doose 2003). 1999 wird die Maßnahme 
Arbeitsassistenz, ebenfalls Teil der Hilfen im System der Unterstützten 
Beschäftigung, im damaligen Behinderteneinstellungsgesetz verankert (vgl. 
König 2005).  
 
2003 wird im Rahmen des Berufsausbildungsgesetzes die integrative 
Berufsausbildung eingeführt. Neben Menschen, bei denen aus persönlichen 
Gründen davon ausgegangen werden muss, dass sie keine Lehrstelle finden, 
soll diese auch Menschen mit sonderpädagogischem Förderbedarf nach der 
Schulzeit eine Möglichkeit bieten, mittels verlängerter Lehrzeit oder einer 
Teilqualifizierung die Integration am ersten Arbeitsmarkt zu erreichen. Hier wird 
der Forderung von Integration am allgemeinen Arbeitsmarkt Rechnung getragen. 
Die Platzierung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung am 
Ersatzarbeitsmarkt, welcher immer mehr unter Kritik gerät, soll  zunehmend 
vermieden werden (König & Pinetz 2009). Auch das 
Behinderteneinstellungsgesetz soll die erwünschte Entwicklung, Integration am 
ersten Arbeitsmarkt vor Ersatzarbeitsmarkt, unterstützen. Ebenso fordert die 
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2008 ratifizierte UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
in Artikel 27 ganz klar die Integration am allgemeinen Arbeitsmarkt.  
 
Bezüglich der aktuellen Situation kann auf eine Vielzahl von 
Forschungsergebnissen verwiesen werden, die allesamt weiteren 
Handlungsbedarf und Ausbau neuer Hilfen zur Unterstützung der Integration am 
Arbeitsmarkt fordern (vgl. Fasching & König 2010; König 2010; König, Fasching, 
Krög, Biewer 2010). In der 2008 durchgeführten Trägerbefragung 
„Arbeitsmarktpolitische Unterstützungsmaßnahmen in Österreich. Dokumentation 
der bundesweiten Trägerbefragung arbeitsmarktpolitischer 
Unterstützungsmaßnahmen“ kommen Fasching und König zu folgenden 
Ergebnissen: 
 
• Supported Employment ist notwendig für die berufliche Partizipation 
von Menschen mit Behinderung. 
• Die Integrationsprozesse bei Menschen die mit einem S-Lehrplan 
beschult wurden werden frühzeitig abgebrochen. Primärer Zugang zur 
Maßnahme der Berufsorientierung Clearing. 
• Besondere Benachteiligung bei SonderschülerInnen und weiblichen 
Jugendlichen. Der Weg führt häufig direkt in die Werkstätten. 
• Frauen sind besonders benachteilig. Sie erhalten weniger Motivation, 
Unterstützung und Praktika. 
• Signifikanter Zusammenhang von Ausmaß der Unterstützung und dem 
Erfolg der beruflichen Integration.  
 
Für die Praxis werden folgende Implikationen vorgeschlagen: 
 
• Das Konzept „Unterstützte Beschäftigung“ und konsequente Umsetzung 
der UN Konvention 
• Längerfristig angelegte, möglichst betriebsnahe Nachreifungs- und 
Qualifizierungsangebote 
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• Personelle und finanzielle Unterstützung durch passende 
Unterstützungsinstrumente 
• NutzerInnen sollen konsequent in die Konzeption, Umsetzung und 
Bewertung einer Dienstleistung einbezogen werden (Erhöhung der 
Partizipation). 
 
Die Daten und Ergebnisse sind mittels Download der Forschungsarbeit im 
Internet zugänglich (vgl. Fasching & König 2010). Bleibt also auch für den 
Bereich der Arbeit und Beschäftigung festzuhalten, dass die von fachlicher und 
rechtlicher Seite, vor allem die in der UN-Konvention formulierten Standards und 
Ziele noch einer verbesserten praktischen Umsetzung bedürfen.  
 
Wie im letzten Absatz bezüglich Arbeit herauszulesen ist, spielt für den Bereich 
der Hilfen und Dienstleitungen für Menschen mit Behinderung die rechtliche 
Verankerung von Maßnahmen eine bedeutende Rolle. Diese bildet 
gewissermaßen die Basis für die Ausgestaltung der Hilfeformen. In Österreich 
sind es neben bundesweiten Gesetzen vor allem die auf Länderebene 
geregelten Behindertenhilfegesetze. Im folgenden Teil soll jener rechtliche 
Rahmen der Hilfen und Dienste für Menschen mit Behinderung in Österreich 












3  Die Entwicklung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen der Behindertenhilfe in 
Österreich 
 
Vor dem Zweiten Weltkrieg waren die rechtlichen Belange von Menschen mit 
Behinderung bzw. deren gesetzliche Grundlagen im so genannten Armenwesen 
verankert. Die Grundlage dessen bildete das Heimatrechtsgesetz aus dem Jahr 
1863. Darin wurde geregelt, dass die Gemeinden für die Unterstützung 
Hilfsbedürftiger verantwortlich waren. Füreder schreibt hierzu: „Vor allem ging es 
hierbei darum, dass, wenn die familiäre Versorgung Alter, Schwacher oder 
‚Schwachsinniger’ nicht möglich war, die Gemeinde einspringen musste“ 
(Füreder 2009, S. 31). Die Entlastung der Gemeinden erfolgte mit dem Erlass 
der Landesarmengesetze. Steingruber, auf dessen Abhandlung zur Entwicklung 
des österreichischen Behindertenrechtes hier verwiesen werden kann, hält fest, 
„dass die gesetzlichen Grundlagen für die Armenversorgung aus der Zeit der 
Monarchie im wesentlichen bis 1938 bestehen“ blieben (Steingruber 2010). 
Diese Armengesetze unterlagen der Kompetenz der einzelnen Länder und 
wurden in Landesarmengesetzen niedergeschrieben. Als Beispiel findet sich in 
Steingrubers Arbeit das steiermärkische Landesarmengesetz aus dem 19. 
Jahrhundert, welches zwei Vorschriften über Menschen mit Behinderung enthielt: 
„§ 24 sah vor, dass Blinde, Geisteskranke, Blödsinnige und Krüppelhafte von der 
sog. Einlege ausgeschlossen waren. § 64 bestimmte, dass die Gemeinden für 
arme Blinde, Taubstumme, Blöd- und Schwachsinnige die Unterbringung in 
entsprechende Anstalten anzustreben hatte. Ähnliche Bestimmungen enthielten 
auch die meisten anderen Landesarmengesetze.“ (Steingruber 2010). Darin 
findet das Anstaltswesen, wie in der Fachliteratur oft beschrieben wurde, seine 
rechtliche Verankerung. 1938 wurde das Heimatrechtsgesetz vom deutschen 
Fürsorgegesetz abgelöst. Nach 1945 „wurden die bestehenden Vorschriften 
materiell übernommen“ (Steingruber 2010). Nach einer Dreijahresfrist wurde das 
Gesetz 1948 von den Ländern als Landesrecht übernommen. Die 
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Versorgungsstruktur von Menschen mit Behinderung blieb also jene der 
Vorkriegszeit - die Verantwortung wurde weitestgehend wieder den 
Pflegeanstalten und Großeinrichtungen oder den Familien überlassen (vgl. 
Schmidt 1992, S. 45; Dorste 1998, S. 58). Hähner schreibt die Nachkriegszeit 
betreffend: „Behinderung und Anstaltsunterbringung waren Synonyme, andere 
Formen des Umgangs mit Menschen mit Behinderung schienen nicht denkbar.“ 
(Hähner 1997, S. 26). 
  
Einer Reformierung dieser Gesetzeslage bemühte man sich von Seiten des 
Bundes im Jahr 1961, als ein Entwurf eines Bundesgesetzes über die Fürsorge 
für Menschen mit Behinderung den Ländern vorgelegt wurde. Ziel dieses 
Entwurfes war es, „für alle Behinderten eine möglichst einheitliche Rechtslage zu 
schaffen, also die sog. ‚Querschnittsmaterie’ Behindertenwesen in eine einzige 
bundeseinheitliche Regelung zusammenzuführen.“ (Steingruber 2000). Dies 
hätte aber eine Kompetenzverschiebung in Richtung Bund bedeutet und wurde 
von Seiten der Länder abgelehnt (vgl. Mikula 1984, S. 7). Da nun die 
Zuständigkeit der Länder bestehen blieb, „kam (es) in der Folge in allen 
Bundesländern zur Erlassung von Behindertengesetzen, die einen subsidiären 
Rechtsanspruch auf medizinische, berufliche und gesellschaftliche Eingliederung 
oder Wiedereingliederung, teils mit bestimmten Altersgrenzen, gewähren.“ 
(Mikula 1984, S. 7). Subsidiär bedeutet, dass Menschen mit Behinderung nur 
dann einen Rechtsanspruch geltend machen können, „wenn sie nicht 
gleichwertige Ansprüche nach anderen Gesetzen haben“ (Mikula 1984, S. 8). 
Ebenfalls Mikula, dem Vizepräsident des Österreichischen 
Zivilinvalidenverbandes, folgend sind die in dieser Zeit entstandenen 
Behindertenhilfegesetze Rehabilitationsgesetze, deren „oberstes Ziel ... die 
Verhinderung oder Verminderung der Rentenbedürftigkeit“ ist (Mikula 1984, S. 
8). Hauptaugenmerk lag hier also bei auf Re- bzw. Integration in den 
Arbeitsmarkt. Notwendig wurden die neuen Behindertenhilfegesetzte auch 
aufgrund der ihnen vorangegangenen Regelungen im Hinblick auf die 
Leistungen, welche von der finanziellen Situation der Menschen mit Behinderung 
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abhängig waren. Aufgrund der Verankerung im öffentlichen Fürsorgewesen, 
welches wiederum seine Verankerung im Armenwesen fand, wurden Leistungen 
„von der wirtschaftlichen Situation des Behinderten selbst und seiner 
unterhaltspflichtigen Angehörigen abhängig“ gemacht (Pindur 1966, S. 12). 
Weiters waren für den damaligen Anspruch auf Hilfeleistungen die Ursache der 
Leiden und Gebrechen entscheidend (vgl. Pindur 1966, S. 12). Diese von Pindur 
genannten Lücken im System galt es mittels der damals entstandenen Gesetze 
zu schließen. Neue Regelungen, die Unterstützung von Wohn- bzw. 
Betreuungssituation betreffend lassen sich in den ersten Gesetzen, 
verabschiedet 1964 (Salzburg, Steiermark) und 1966 (Wien), nicht finden. 
Struktur und Inhalte der Landesgesetze zeigen beim Vergleich große 
Ähnlichkeiten. Deshalb sollen nun im Folgenden die zentralen Elemente der 
Gesetzestexte der drei Bundesländer herausgearbeitet und dargestellt werden.  
 
 
3.1 Definitionen von Behinderung  
 
Als erstes soll der Blick auf die in den Gesetzen enthaltenen Definitionen von 
Behinderung gerichtet werden. Grundlage für eine Behinderung bilden in allen 
drei Gesetzen angeborene oder erworbene Leiden oder Gebrechen, die zu 
Einschränkungen der Fähigkeiten der Person führen. Zentrale Elemente sind 
hierbei die Einschränkung, eine „angemessene Erziehung oder Schulbildung zu 
erhalten“,  sowie die Einschränkung der Erwerbsfähigkeit (vgl. Sbg LGBl 
1964/23; Stmk LGBl 1964/316; Wr LGBl 1966/22). Zwei der drei Landesgesetze 
(Wien, Salzburg) enthalten eine nähere Anführung der Leiden und Gebrechen. 
Der für diese Arbeit relevante Personenkreis, jener der Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung, wird mit der damals gängigen Bezeichnung des 
„Schwachsinns“ angeführt (vgl. Füreder 2009, S. 32). Beide nennen als „Leiden 
und Gebrechen im Sinne des Gesetzes ...“ unter anderen, vorwiegend 
körperlichen Behinderungen, „psychische  Krankheiten, Schwachsinn und 
Anfallskrankheiten“(§2 Sbg LGBl 1964/23; §2 Wr LGBl 1966/22). In der 
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Steiermark gelten „als Leiden oder Gebrechen im Sinne des Gesetzes... alle 
organischen und psychischen Leiden und Gebrechen, soweit sie nicht 
vorwiegend altersbedingt sind, sowie Anfallskrankheiten und Süchte.“ (§1 Abs. 4 
Stmk LGBl 1964/316 ). Die Grundlage von Behinderung bildete den darin 
enthaltenen Vorstellungen nach ein körperliches oder psychisches Gebrechen, 
welches durch die Behinderung seinen Ausdruck findet. Neben einer Vielzahl an 
Funktionsstörungen, körperlichen Behinderungen bzw. organischen Leiden 
werden psychische Krankheiten und intellektuelle Beeinträchtigung getrennt 
davon gesehen und, wie oben bereits zitiert, gemeinsam mit Anfallskrankheiten 
und teilweise Süchten (Salzburg) in einem eigenen Punkt angeführt.   
 
 
3.2 Maßnahmen der Behindertenhilfe 
 
Nach der Klärung des Personenkreises, welcher im Sinne des Gesetzes als 
behindert gilt, führen alle drei Texte die jeweiligen Arten der Hilfen, bzw. die 
vorgesehenen Maßnahmen an. Als solche kommen für Menschen mit 
Behinderung die Eingliederungshilfe, geschützte Arbeit, Beschäftigungstherapie 
und Pflegegeld in Betracht. Wien und die Steiermark führen zusätzlich noch den 
Bereich der persönlichen Hilfen an. Im Weiteren sollen nun nicht alle 
Maßnahmen und Hilfen näher beschrieben werden, sondern das dabei 
entstehende System und dessen Intentionen dargelegt werden. Hierbei wird 
vorwiegend auf Dr. Herbert J. Pindurs Beitrag „Anliegen und Wege der 
Behindertenhilfe“, welcher im Rahmen einer Fachtagung für Sozialarbeiter im 
Jahr 1964 gehalten wurde, Bezug genommen (In: Schrems 1966).  
 
Vorwegnehmend kann gesagt werden, dass die oben angeführten Maßnahmen 
der Behindertenhilfe nach damaliger Anschauung keiner zufälligen Reihung 
unterlagen. „Das oberste Ziel ist die volle Rehabilitation“, sprich die 
Wiedereingliederung (Pindur 1966, S. 18). Das ist auch der Grund, weswegen 
die Eingliederungshilfe in den Gesetzestexten immer an erster Stelle steht, 
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gefolgt von geschützter Arbeit. Ist nämlich die vollständige Wiedereingliederung, 
sprich die Wiederherstellung der vollen Erwerbsfähigkeit durch den 
Rehabilitationsprozess, aufgrund individueller Gegebenheiten nicht absehbar, so 
ist der Maßnahme der geschützten Arbeit der Vorzug zu geben. Pindur schreibt 
dazu: „Wir müssen gewahr sein, dass es Behinderte gibt, die nach ihrem 
persönlichen Zustand für eine Rehabilitation nicht in Betracht kommen“ (Pindur 
1966, S. 15). In solchen Fällen sieht nun das System der damaligen 
Behindertenhilfe vor, Betroffene „unter wettbewerbsgeschützten Bedingungen in 
das Erwerbsleben einzugliedern. Wir sprechen in diesen Fällen von geschützter 
Arbeit“ (ebd.: 16). Auch innerhalb dieser Maßnahme gibt es Abstufungen. Die 
hier als bestmögliche Lösung gesehene Variante ist jene des geschützten 
Einzelarbeitsplatzes. Arbeitsplätze in geschützten Werkstätten, Betriebe in 
welchen sich ausschließlich geschützte Arbeitsplätze befinden, soll nicht der 
Vorzug gegeben werden. Als Grund hierfür wird genannt, dass „diese in der 
Praxis ebenfalls notwendigen Einrichtungen immer mit einem gewissen 
Asylierungseffekt verbunden sind“ (ebd.: 16 - 17). Pindur weiter folgend werden 
diese „wettbewerbsgeschützten Beschäftigungen“, dazu zählt auch die 
Beschäftigungstherapie, deshalb als für die Praxis notwendig gesehen, da es 
„bestimmte Gruppen von Behinderten“ gibt, die „nur auf diese Weise produktiv 
eingesetzt werden können“(ebd.: 16 - 17). Zu diesen Gruppen zählen seinen 
Ausführungen nach speziell jene Menschen mit geistiger Behinderung. Letzte 
Stufe im damaligen System der Behindertenhilfe stellt das Pflegegeld dar. Wenn 
aufgrund der eingangs erwähnten Leiden oder Gebrechen, den Grundlagen der 
Behinderung, „auch nicht unter wettbewerbsgeschützten Bedingungen“ 
gearbeitet werden kann, „kommen finanzielle Leistungen in Betracht“ (ebd.: S. 
18). Der Anspruch auf eine Zuwendung in Form von Pflegegeld wurde 
genehmigt, wenn die betreffende Person entweder vorwiegend bettlägerig war 
oder ständige persönliche Hilfe einer Pflegeperson benötigte (vgl. § 29 Sbg LGBl 
1964/23; § 27 Stmk LGBl 1964/316; § 23 Wr LGBl 1966/22).   
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Zusammenfassend kann über die ersten Behindertenhilfegesetze in Österreich 
konstatiert werden, dass der Fokus stark auf die Integration von Menschen mit 
Behinderung in die Arbeitswelt lag. Die Steigerung der Produktivität der 
Zielgruppe stand im Vordergrund. Pindur bezeichnet die Rehabilitation als „das 
Kernstück der modernen Behindertenhilfe“, welches „aus Steuerempfängern 
Steuerzahler“ macht (Pindur 1966, S. 23). Aufgebaut war dieses System, wie 
zuvor dargelegt, in 4 Stufen. Welche der Maßnahmen von den Menschen mit 
Behinderung beansprucht werden konnten, war abhängig von individuellen 
Faktoren und der Situation am Arbeitsmarkt. Es bestand jedoch kein 
Rechtsanspruch auf Rehabilitation bzw. auf eine bestimmte Hilfsmaßnahme. Als 
individuelle Faktoren galten z.B. Gesundheitszustand, Intelligenzgrad und Alter, 
welche von Experten, z.B. Amtsärzten, überprüft wurden. Anhand deren 
Einschätzungen wurden bestimmte Maßnahmen zugeteilt (vgl ebd.: S. 19).  
 
Von Interesse ist dieser Punkt insofern, als sich daraus Schlussfolgerungen 
bezüglich der Zuteilung zu bestimmten Maßnahmen für den für diese Arbeit 
relevanten Personenkreis ergeben. Das kann so verstanden werden, dass den 
Ausführungen damaliger ExpertInnen folgend Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung (damals als geistige Behinderung oder auch noch Schwachsinn 
bezeichnet) nicht die Fähigkeiten besaßen bzw. nicht den Kriterien entsprachen, 
die notwendig waren um für Rehabilitation in Frage zu kommen (vgl. ebd.: 17). 
Dr. Hans Hoff, damaliger Vorstand der psychiatrisch-neurologischen 
Universitätsklinik Wien, sprach in seinem Vortrag mit dem Titel „Geistige 
Behinderung“ zwar davon, „dass auch bei Schwachsinnigen der Versuch der 
Rehabilitation ein unbedingtes Gebot“ sei, und „dass die Vorstellung, dass das 
schwachsinnige Gehirn nicht fortbildungsfähig ist ... grundsätzlich falsch“ sei, 
aber forderte dafür spezielle Rehabilitationszentren, welche keine gesetzliche 
Verankerung fanden (Hoff 1966, S. 26). Andererseits spricht er aber im selben 
Vortrag gewissen Gruppen von Schwachsinnigen die Schulfähigkeit ab und hält 
daher die Möglichkeit von deren „Eingliederung in das normale Leben“ für „fast 
niemals gegeben“ (ebd.: 25). Diese damals wohl gängigen Vorstellungen lassen 
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nun den Schluss zu, dass die zuständigen Experten Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung zumeist die Maßnahmen geschützter Arbeit bzw. Werkstätten 
oder Beschäftigungstherapie zuwiesen.  
 
Im Bezug auf das Verfahren lassen sich nun unterschiedliche Vorgehensweisen 
der Länder feststellen. Gleich ist allen, dass ein Antrag an die 
Bezirksverwaltungsbehörde gestellt werden musste. Der Antrag wurde von 
einem Sachverständigenteam bearbeitet und der Bezirksbehörde weitergeleitet. 
Dieser oblag dann die Entscheidungsmacht, welche Hilfen bzw. Leistungen 
bewilligt wurden. Entscheidungen bezüglich der Gewährung von Hilfeleistungen 
in Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in geschützten Werkstätten und in 
Einrichtungen der Beschäftigungstherapie wurden in Salzburg und der 
Steiermark jedoch an die Landesregierung weitergeleitet. In Wien oblagen auch 
diese den Bezirksverwaltungsbehörden. Das bearbeitende 
Sachverständigenteam ist auch je nach Bundesland unterschiedlich ausgeprägt. 
Gemeinsam sind allen die Beteiligung von AmtsärztInnen und FürsorgerInnen 
(vgl. § 43 Sbg LGBl 1964/23; § 42 Stmk LGBl 1964/316; § 35 Wr LGBl 1966/22). 
 
Die ersten Landesgesetze zeigten, wie zuvor dargestellt, Ähnlichkeiten im 
Aufbau und Ausrichtung. Die darauf folgenden Jahre brachten in den jeweiligen 
Ländern Novellierungen mit unterschiedlichen Erneuerungen und Ergänzungen 
sowie neue Behindertenhilfegesetze. Da diese sich weder zeitlich noch inhaltlich 
in den drei Bundesländern gleichen wird im Folgenden eine 
bundeslandspezifische Abhandlung selbiger vorgenommen. 
 
 
3. 3 Behindertenhilfegesetze Wien 
 
Insgesamt erfuhr das Wiener Behindertenhilfegesetz aus dem Jahr 1966 fünf 
Novellierungen, bis es vom „Gesetz über die Hilfe für Behinderte (Wiener 
Behindertengesetz 1986)“ abgelöst wurde (LGBl 1986/16). Die erste 
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Novellierung 1968 enthielt nur eine Veränderung hinsichtlich der Höhe des 
Pflegegeldes (LGBl 1969/4). Die zweite Novellierung 1975 hingegen erweiterte 
den Maßnahmenkatalog um die „Hilfe zur Unterbringung“ und hält bezüglich der 
Maßnahmen fest, dass „im Einzelfall ... jene Maßnahme zu gewähren (ist), die 
der Eigenart der Behinderung Rechnung trägt und zur Erreichung eines 
bestmöglichen Erfolges notwendig und zweckmäßig ist.“ (§3 Abs. 2 LGBl 
1975/10). Die Hilfe zur Unterbringung ist in Verbindung mit den Maßnahmen 
geschützte Arbeit und Beschäftigungstherapie „in geeigneten Anstalten oder 
Heimen zu gewährleisten, wenn durch die Unterbringung des Behinderten die 
Maßnahme erst ermöglicht oder ihr Erfolg sichergestellt werden kann“ (§21a 
Abs. 1 LGBl 1975/10). Abgegrenzt werden die hier gemeinten Heime und 
Anstalten von Krankenanstalten und Pflegeheimen. Erstmals werden in diesem 
Gesetz Regelungen für das betreute Wohnen von Menschen mit Behinderungen 
festgelegt. Eine weitere Erneuerung stellt die Übernahme von Fahrt und 
Transportkosten. Eine erneuerte Definition der geschützten Arbeit und 
Vorraussetzungen, die für diese Maßnahme als erforderlich gelten, werden 
ebenfalls angeführt. Des Weiteren wird der Behindertenausweis eingeführt. Die 
dritte Novellierung 1976 enthält eine neue Regelung bezüglich des Anspruchs 
auf Pflegegeld (LBGl 1976/32). Die vierte Novellierung 1984 enthält erstmals 
Regelungen hinsichtlich der „Aufsicht über Einrichtungen für Eingliederungshilfe, 
geschützte Werkstätten, Einrichtungen der Beschäftigungstherapie und 
Wohnheime“ (§14 LGBl 1984/46). Diese legen fest, dass Einrichtungen der 
Behindertenhilfe einer Überprüfung unterzogen werden sollen. Festgestellt 
werden soll dabei, inwieweit die Einrichtungen „den technischen, 
organisatorischen, personellen und hygienischen Erfordernissen einer 
fachgerechten Behindertenhilfe entsprechen“ (§14 LGBl 1984/46). Somit wird 
erstmals eine Überprüfung der Qualität der angebotenen Maßnahmen bzw. 
Einrichtungen gesetzlich festgelegt. Zusätzlich wird eine Interessensvertretung 
für Menschen mit Behinderung, bestehend aus Vertretern der amtierenden 
politischen Parteien sowie Vertretern der organisierten Behinderten, eingeführt. 
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Die letzte und fünfte Novellierung enthält wieder eine Neuregelung bezüglich des 
Pflegegeldes (LGBl 1985/45).  
Das Behindertenhilfegesetz 1986 besteht nun weitestgehend aus den oben 
angeführten Novellierungen und führt diese zu einem Gesetz zusammen (LGBl 
1986/16). Der Personenkreis der AdressatInnen bleibt ident und auch der Kanon 
der „Leiden und Gebrechen“ wird weitestgehend beibehalten. Statt dem 
Terminus „Schwachsinnige“ wird jener der geistigen Behinderung verwendet. Die 
gemeinsame Anführung mit psychischen Krankheiten bzw. Störungen und 
Anfallskrankheiten bleibt bestehen. Insgesamt können also nun folgende 
Erneuerungen angeführt werden: 
 
• Erweiterung der Maßnahmen zur Eingliederungshilfe (Hilfe zur 
Unterbringung) 
• Übernahme der Fahrt und Transportkosten 
• Einführung des Behindertenausweises  
• Aufsicht über Einrichtungen für Eingliederungshilfe, geschützte 
Werkstätten, Einrichtungen der Beschäftigungstherapie und 
Wohnheime 
• Einrichtung einer Interessensvertretung von Menschen mit 
Behinderung 
 
1993 kommt es zur Einführung des „Wiener Pflegegeldgesetzes“. Somit werden 
Pflegegeldbelange von nun an nicht mehr im Behindertenhilfegesetz geregelt 
(LGBl 1993/42). 
 
Die nächste Änderung im Jahr 2000 betrifft den letzten Punkt der 
vorangegangenen Aufzählung. Diese enthält eine Neuregelung der 
Interessensvertretung hinsichtlich der Mitglieder und Vorschriften (LGBl 
2000/27). 2001 und 2006 werden in weiteren Novellierungen finanzielle 
Rahmenbedingungen neu geregelt (vgl. LGBl 2001/77; LGBl 2006/56). Im 
September 2010 wurde das Behindertenhilfegesetz von 1986 in der gültigen 
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Form vom „Gesetz zur Förderung der Chancengleichheit von Menschen mit 
Behinderung in Wien (Chancengleichheitsgesetz Wien - CGW)“ abgelöst (LGBl 
2010/45). Dieses unterscheidet sich im Aufbau und in den Formulierungen stark 
von seinen Vorgängern. §1 legt die Zielsetzung wie folgt fest: „Ziel dieses 
Gesetzes ist es, Menschen mit Behinderung beim chancengleichen, 
selbstbestimmten Zugang zu allen Lebensbereichen, insbesondere bei der 
chancengleichen Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und 
politischen Leben zu unterstützen“ (§1 LGB1 2010/45). Durch die Finanzierung 
von Beiträgen und Leistungen soll dieses Ziel erreicht werden. Der 
Personenkreis wird nicht mehr mittels vorhandener „Leiden und Gebrechen“ 
definiert, sondern eine Definition von Menschen mit Behinderung findet in §3 
Einzug in den Gesetzestext. Als Leistungen, die zum oben angegebenen Ziel 





• Berufsqualifizierung und Berufsintegration 
• Arbeitsintegration  
• Betreutes Wohnen 
• Mobilität 
• Persönliche Assistenz 
• Hilfsmittel 
• Gebärdendolmetsch  
• Beratung 
 
Die behördliche Aufsicht über Behindertenhilfe wird beibehalten, sowie Pflichten 
der Betreiber festgeschrieben. Ein weiterer neuer Punkt ist jener der 
Mitbestimmung der Menschen mit Behinderung in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe. Konkret sollen Wohn- und Werkstättenräte gebildet werden. 
Die Interessensvertretung bleibt bestehen.  
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3.4 Behindertenhilfegesetze Steiermark  
 
Das steiermärkische Behindertenhilfegesetz von 1964 erfuhr seine erste 
Novellierung 1966 (LGBl 1966/33). Darin wurde festgelegt, dass die Höhe des 
Pflegegeldes jedes Jahr durch eine Verordnung der Landesregierung neu zu 
bestimmen sei. Enthalten war auch eine Aufschlüsselung, wie sich dieser Betrag 
festzusetzen hat. 1971 erfolgte eine weitere Novellierung (LGBl 1972/11). Hier 
wurde dem ersten Paragraphen, „Allgemeines“, ein achter Punkt hinzugefügt, in 
dem die Einführung eines Lichtbildausweises für die vom Gesetz als Behinderte 
anerkannten Personen geregelt wird. Weitere Erneuerungen finden sich auch im 
Abschnitt bezüglich der Regelungen über das Gesamteinkommen. Hier wurden 
die dafür relevanten Gesetze, z.B. Familienlastenausgleichsgesetz, in ihrer 
neuen Fassung angegeben. Des Weiteren wurde festgelegt, dass nun ab dem 
vollendeten 16. Lebensjahr, anstatt wie bislang dem 18., Anspruch auf 
Pflegegeld besteht. Im Falle einer Entmündigung der betroffenen Person wurde 
das Pflegegeld an jene Person ausbezahlt, welche „den tatsächlichen Aufwand 
für den Behinderten bestreitet.“ (§27 Abs. 3 LGBl 1972/11) Ebenfalls festgelegt 
wurde die Auszahlung des doppelten Pflegegeldes in den Monaten April und 
Oktober. In der Novellierung 1977 wurde der §1 „Allgemeines“ erweitert. Als 
Behindert galten nun auch jene Menschen, die aufgrund eines „Leidens oder 
Gebrechens in der Möglichkeit, eine ihrem Leiden oder Gebrechen 
angemessene Eingliederung in die Gesellschaft zu erreichen, dauernd 
wesentlich beeinträchtigt sind oder bei Nichteinsetzen von Maßnahmen nach 
diesem Gesetz dauernd wesentlich beeinträchtigt bleiben würden“ (vgl. §1 LGBl 
1977/19). Hier wird zum ersten Mal eine eingeschränkte Möglichkeit zur 
Eingliederung in die Gesellschaft als Auswirkung von Behinderung gesehen und 
eine Abhilfe in Form von Maßnahmen angestrebt. Auch wenn hier noch von einer 
dem „Leiden oder Gebrechen angemessen“, und nicht uneingeschränkten 
Eingliederung die Rede ist, so bleibt festzuhalten, dass zum ersten Mal die 
gesellschaftliche Teilhabe bzw. deren Beeinträchtigung durch Behinderung im 
Gesetz festgehalten wird. Wie durch die Formulierung erkennbar wird, steht hier 
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noch immer das Leiden und Gebrechen im Zentrum. Erweitert wurde im Zuge 
dieser Novellierung auch der Kanon der Hilfeleistungen. Neu ist der Punkt der 
Mietzinsbeihilfe. Weiters wurde §19 „Zweck der geschützten Arbeit“ geändert. 
Auch Punkt (2), in dem geregelt wurde, dass die behinderte Person nicht im 
Stand sein muss, die Hälfte dessen zu erwerben, was gesunde Personen in der 
selben Arbeit mit ähnlicher Ausbildung zu verdienen pflegen, wurde geändert. 
Neu ist die Formulierung, dass die behinderte Person aufgrund des Leidens oder 
Gebrechens mit Nichtbehinderten auf dem Arbeitsmarkt nicht mit Erfolg 
konkurrieren kann. Hinsichtlich des Pflegegeldes kommt es ebenfalls zu 
Veränderungen. Nun wird das Pflegegeld ab dem vollendeten 6. Lebensjahr 
gewährt und  zum anderen wird es in zwei Stufen unterteilt. Hierzu finden sich 
neben der Festlegung der Höhe der jeweiligen Stufen auch die Kriterien für den 
Anspruch. Der Paragraph bezüglich Verfahren wird neu strukturiert, erfährt aber 
inhaltlich keine Veränderung.  
 
1984 erfuhr das Gesetz abermals eine Änderung (LGBl 1984/70). Geändert, 
bzw. detailreicher festgehalten wurden die Regelungen bezüglich des 
ordentlichen Wohnsitzes. Eine weitere Veränderung ist der Zusatz (2) in §3 
„Maßnahmen zur Eingliederungshilfe“. Im Falle einer nicht oder nicht mehr 
möglichen Eingliederung ins Erwerbsleben sind trotzdem die 
Eingliederungshilfen Hilfe zur Heilbehandlung und Hilfe zur Versorgung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen  Behelfen und anderen Hilfsmitteln zu 
gewährleisten. Der Maßnahmenkatalog unter dem Punkt Hilfen zur beruflichen 
Eingliederung wurde um jenen der „Erreichung des Arbeitsplatzes“ erweitert. 
Konkret heißt das, „die Hilfe für die Erreichung des Arbeitsplatzes umfasst die 
Gewährung von Zuschüssen zu den Fahrtkosten, die durch die Behinderung 
bedingt sind, um den Arbeitsplatz zu erreichen“ (vgl. Punkt 12 LGBl 1984/70).   
 
Verändert wurden auch die Ausschlussgründe. Der erste Punkt, demzufolge 
Eingliederungshilfe nicht gleichzeitig mit geschützter Arbeit und 
Beschäftigungstherapie gewährt werden durfte, entfiel. Bezüglich geschützter 
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Arbeit entfällt ab diesem Zeitpunkt jener Absatz der festlegt, dass diese 
Hilfeleistung nicht gleichzeitig mit Eingliederungshilfe und 
Beschäftigungstherapie gewährt werden darf. Der Punkt „Ausschluss der 
Beschäftigungstherapie“ wurde durch „Einstellung der Beschäftigungstherapie“ 
ersetzt. Das tritt dem neuen Gesetz zufolge nun in Kraft, „wenn sich durch die 
Beschäftigungstherapie ergibt, dass der Behinderte in der Lage ist, beruflich 
eingegliedert zu werden oder der geschützten Arbeit gewachsen ist, oder“ wenn 
der Zweck der Beschäftigungstherapie, wie im §24 festgehalten, nicht mehr 
erreicht werden kann. Insofern kann man hier davon sprechen, dass das Gesetz 
eine höhere Durchlässigkeit der Maßnahmen ermöglicht, die zuvor nicht 
gegeben war (vgl. Punkt 20 LGBl 1984/70). 
 
Eine weitere wichtige Änderung in Zuge der Novelle 1984 ist eine neue 
Bestimmung unter dem Titel „Einrichtungen der Behindertenhilfe“. Diese regelte, 
dass Einrichtungen nur mehr mit Bewilligung der Landesregierung betrieben 
werden dürfen. Für diese Bewilligung musste die Einrichtung eine sachgemäße 
Förderung, Betreuung und Unterbringung der Menschen mit Behinderung bieten. 
Die zuständige Landesregierung hat sich mindestens einmal jährlich davon zu 
überzeugen, „ob die für die Bewilligung geforderten Vorraussetzungen noch 
gegeben sind“. Im Falle eines „Widerrufes einer Bewilligung ist die Herausnahme 
der Behinderten aus der betreffenden Einrichtung der Behindertenhilfe 
anzuordnen und bei Gefahr im Verzug sofort zu vollziehen“ (vgl. Punkt 25 LGBl 
1984/70).   
 
Bezüglich des Verfahrens zur Feststellung der geeigneten 
Behindertenhilfemaßnahme wurde ebenfalls eine Veränderung vorgenommen. 
So wird festgehalten, dass bei „den Sitzungen des Sachverständigenteams auf 
Verlangen des Antragstellers oder eines gesetzlichen Vertreters ein Vertreter aus 
dem Kreis der Behinderten oder eine sonstige Person seines Vertrauens 
zuzuziehen“ ist (vgl. Punkt 31 LGBl 1984/70).   
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Das spricht für eine verstärkte Einbindung der Betroffenen in den 
Entscheidungsprozess.  
 
1993 kommt es zur Einführung des steiermärkischen Pflegegeldgesetzes (LGBl 
1993/80). Somit werden Pflegegeldbelange, wie in Wien, von nun an nicht mehr 
im Behindertenhilfegesetz geregelt. Hinsichtlich der Anspruchsvorrausetzungen 
wird folgendes festgelegt: „Das Pflegegeld gebührt bei Zutreffen der 
Anspruchsvorrausetzungen ab Vollendung des dritten Lebensjahres, wenn auf 
Grund einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung oder einer 
Sinnesbehinderung der ständige Betreuungs- und Hilfsbedarf (Pflegebedarf) 
voraussichtlich mindestens sechs Monate andauern wird oder würde“ (§4 LGBl 
1993/80). Auf nähere darin enthaltene Bestimmungen wird hier nicht weiter 
eingegangen, da die Behindertenhilfegesetze weiter im Zentrum dieser 
Abhandlung stehen sollen.  
 
Die Änderung des Behindertenhilfegesetzes im selben Jahr enthält auch neue 
Regelungen bezüglich der Kostentragung und Rückzahlungspflicht im Falle einer 
zu Unrecht empfangenen Hilfe zum Lebensunterhalt oder Mietzinsbeihilfe (LGBl 
1993/80). Auch in der Novellierung 1996 finden sich überwiegend Regelungen 
zwischen Sozialhilfeverbänden und dem Land hinsichtlich der Kostenübernahme 
von Leistungen sowie Regelungen bezüglich des Ersatzes für Aufwendungen der 
Behindertenhilfe (LGBl 1996/54). Letztere ersetzt die bis dahin geltende 
Bezeichnung „Kostenbeitrag bzw. Kostenersatz“. Hier muss auf die jeweiligen 
Gesetzestexte verwiesen werden, da ein Zusammenfassen dieser komplexen 
Regelwerke wenig sinnvoll erscheint. Des Weiteren befindet sich darin wieder 
eine Neustrukturierung bzw. Formulierung der Entscheidungsgewalt der 
Bezirksverwaltungsbehörde hinsichtlich der Verfahren der Behindertenhilfe. 
Inhaltlich bleiben alle bisherigen Zuständigkeiten bestehen. Ein Jahr darauf 
werden wieder neue Regelungen bezüglich des Beitrages zur Aufwendungen der 
Behindertenhilfe festgelegt (LGBl 1997/39). 1999 wird der §39 „Ersatz bzw. 
Beitrag für Aufwendungen der Behindertenhilfe“ neu strukturiert und es wird 
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angegeben bei welcher Form der Hilfeleistung bzw. Unterbringung welcher 
Beitrag zu entrichten ist (LGBl 1999/87).  
 
Im Jahr 2002 erlässt die steiermärkische Landesregierung eine Verordnung über 
ein Organisationsstatut für heilpädagogische Kindergärten und heilpädagogische 
Horte (LGBl 2002/72). Dieses regelt Betreuungspersonal und dessen Aufgaben, 
die Aufnahme der Kinder, die Verpflegung der Kinder sowie die Finanzierung. Da 
dieses den in der vorliegenden Forschungsarbeit gewählten Personenkreis nicht 
betrifft, soll nur darauf verwiesen werden.  
 
Im Jahr 2004 löst ein neues „Steiermärkisches Behindertenhilfegesetz“ jenes aus 
dem Jahr 1964 in der zu diesem Zeitpunkt gültigen Fassung ab (LGBl 2004/26). 
Dieses weißt in seiner Zielsetzung große Ähnlichkeit mit dem „Wiener 
Chancengleichheitsgesetz“ auf. Dieses wird in §1 wie folgt festgelegt: „Ziel 
dieses Gesetzes ist es, Menschen mit Behinderung zu unterstützen, damit sie an 
der Gesellschaft in gleicher Weise wie nicht behinderte Menschen teilhaben und 
ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen können. Durch 
Gesetzesmaßnahmen, Leistungen  und Beratung sollen Menschen mit 
Behinderung altersentsprechenden Zugang zu den verschiedenen 
Lebensbereichen wie Familie, Erziehungs- und Bildungswesen, Arbeit und 
Beschäftigung, Gesundheitsversorgung sowie Kultur und Freizeit haben, um 
ihnen - wie nicht behinderten Menschen auch - die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen“ (§1 LGBl 2004/26). 
 
Ganz klar rücken hier die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und das 
Selbstbestimmungsmoment ins Zentrum der Zielvorstellungen. In keiner 
Novellierung seit 1964 wurden diese Ziele in der Form genannt. Wurde zwar die 
Eingliederung in die Gesellschaft schon in der Novellierung von 1977 
festgehalten, so geschah das damals noch mit dem Zusatz, dass diese dem 
Leiden oder Gebrechen angemessen zu sein habe. Auf die Termini „Leiden und 
Gebrechen“ wird zur Gänze verzichtet und stattdessen „Beeinträchtigung“ 
 44 
verwendet. Unter dieser werden im Sinne des Gesetzes „alle physischen, 
psychischen und geistigen Beeinträchtigungen, soweit sie nicht vorwiegend 
altersbedingt sind“, verstanden.  Als in Betracht kommende Arten der 
Hilfeleistungen werden im Gesetz folgende angeführt: 
 
• Heilbehandlung 
• Versorgung mit Körperersatzstücken, orthopädischen Behelfen und 
anderen Hilfsmitteln 
• Erziehung und Schulbildung 
• Berufliche Eingliederung 
• Lebensunterhalt 
• Lohnkostenzuschuss 
• Unterstützte Beschäftigung 
• Beschäftigung in Tageseinrichtungen 
• Wohnen in Einrichtungen 
• Übernahme der Entgelte in Pflegeheimen 
• Wohnen mit Mietzinsbeihilfe 
• Hilfen zum Wohnen 
• Entlastung der Familie und Gestaltung der Freizeit 
• Übernahme von Fahrtkosten 
 
Im nächsten Paragraphen werden die Formen der Hilfeleistung näher 
beschrieben. Es wird das Spektrum von mobil, über ambulant, bis hin zu 
stationär genannt und angegeben, dass mobilen Formen der Hilfeleistung der 
Vorrang zu geben sei, sofern diese die Kosten einer teil- bzw. stationären nicht 
überschreiten. Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass per Gesetz festgehalten 
wird, dass der Betroffene Mensch berechtigt ist, unter den für seine Bedürfnisse 
in Frage kommenden gleichartigen Einrichtungen und Diensten zu wählen. Die 
Hilfeleistung kann auch in Form von Geldleistungen erbracht werden. Die Vielfalt 
der angeführten Hilfeleistungen und das erstmalige Bekenntnis dazu, den 
Betroffenen mehr an Entscheidungsspielraum zu überlassen bzw. sich an deren 
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Bedürfnissen zu orientieren, macht es möglich, hier von einer Weiterentwicklung 
des Behindertenrechtes zu sprechen.  
 
Ein Beleg für die vermehrte Orientierung hin zu bedürfnisorientiertem Angebot 
findet sich im §42 bezüglich des Verfahrens hinsichtlich der Entscheidung über 
die Hilfeleistung. Dafür sind Sachverständigenteams vorgesehen. Diese sollen 
jeweils für einen oder mehrere Bezirke eingerichtet werden und bestehen „auf 
jeden Fall aus einem/r Sozialarbeiter/in und einem/r Psychologin, die Erfahrung 
im Bereich der Behindertenhilfe haben. Dieses Kernteam hat nach Bedarf 
fallweise weitere Sachverständige beizuziehen bzw. Stellungnahmen von 
Einrichtungen einzuholen“ (§42 LGBl 2004/26). Aufgabe dieses Teams ist, dem 
Gesetz folgend, die Erstellung eines Entwicklungs- und Hilfeplans, welcher auf 
Basis des individuellen Hilfebedarfs beruht. Die Entscheidung über Gewährung 
einer Hilfeleistung obliegt aber weiterhin der Bezirksverwaltungsbehörde.  
 
Im selben Jahr wird eine Verordnung über die Festlegung von Leistungen und 
Leistungsentgelten erlassen (LGBl 2004/43). Darin enthalten sind verschiedene 
Werkzeuge um eben im Einzelfall die Leistungen und Leistungsentgelte 
festzulegen. Konkret handelt es sich dabei um einen Leistungskatalog, der „die 
sachlichen, fachlichen und personellen Erfordernisse der für die Erbringung der 
Hilfe erforderlichen Leistungen und Maßnahmen der Qualitätssicherung und des 
Controllings“ regelt. Des Weiteren befindet sich darin ein Entgeltkatalog, ein 
Formular zur Ermittlung des Grades der Beeinträchtigung sowie Bestimmungen 
über Ab- und Verrechnung der Leistungen. Der Grad der Beeinträchtigung wird 
unter §2 definiert und muss nur bei den Hilfeleistungen Berufliche Eingliederung, 
Beschäftigung in Tageseinrichtungen und Hilfen zum Wohnen ermittelt werden. 
Insgesamt werden vier Grade, leichter, mittelgradiger, hoher und höchster Grad, 
unterschieden (vgl. LGBl 2004/43). 
 
Insgesamt bleibt zu sagen, dass das 2004 beschlossene „Steiermärkische 
Behindertenhilfegesetz“ durchaus einen Fortschritt markiert. Es wird 
 46 
Selbstbestimmung nicht nur als Ziel des Gesetzes formuliert, sondern das 
Regelwerk auch so gestaltet, dass die Erreichung dessen möglich gemacht wird. 
Konkret kann hier zum Beispiel die bereits erwähnte Wahlfreiheit unter 
gleichartigen Hilfen genannt werden. Diese Entscheidungsfreiheit kann durchaus 
als Handlungsspielraum erweiternd gesehen werden, wenngleich sie dadurch 
eine Einschränkung erfährt, dass die zu wählenden Hilfen gleichartig zu sein und 
den durch Sachverständige ermittelten Bedürfnissen zu entsprechen haben. Des 
Weiteren wird, wie auch schon erwähnt, ambulanten und mobilen Hilfen explizit 
der Vorzug gegenüber stationären gegeben. Auch das kann vor dem 
Hintergrund, dass in keiner der Gesetzesnovellen seit 1964 auf die Fragestellung 
Bezug genommen wurde, als Fortschritt gewertet werden. Vor allem im Hinblick 
auf vorangegangene Gesetze kann ein Fortschritt in Richtung Bekenntnis zur 
Selbstbestimmung und Teilhabe an der Gesellschaft festgestellt werden.  
 
Die erste Änderung erfolgte 2007 (LGBl 2007/74). Dabei wurden hauptsächlich 
bestehende Punkte umformuliert oder ergänzt. Zum Beispiel finden sich in 
diesem Gesetz unter §4 „Formen der Hilfe“ nun genaue Definitionen von 
vollstationärer bis ambulanter Leistungsinanspruchnahme. Insgesamt könnte 
man sagen, dass hier 2004 noch fehlende Konkretisierungen vorgenommen 
wurden. Für eine genauere Auseinandersetzung muss auf den Gesetzestext 
verwiesen werden.  
 
2010 wurden in einer weiteren Änderung folgende Punkte den Arten der 
Hilfeleistungen hinzugefügt: 
 
• Zuschuss für behindertengerechte Ausstattung von Kraftfahrzeugen 
• Zuschuss für notwendige bauliche Änderung der Wohnung oder des 
Wohnhauses 
 
Dem Punkt „Übernahme von Fahrkosten“ wurde „und Zuschuss zu den 
Fahrtkosten zur Erreichung des Arbeitsplatzes“ hinzugefügt. Weiters wurde ein 
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neuer Paragraph eingefügt welcher, den Titel „Berufliche Eingliederung durch 
betriebliche Arbeit“ trägt. Hier erfolgte eine detaillierte Schilderung der neuen 
Maßnahme. Ebenfalls überarbeitet wurde der Paragraph betreffend des Ersatzes 
für die Kosten der Hilfeleistungen. Auch an dieser Stelle muss für eine genauere 
Auseinandersetzung mit den Veränderungen auf den Gesetzestext verwiesen 
werden (vgl. LGBl 2010/4).  
 
Die aktuellste Änderung ist von 2011 (LGBl 2011/62). Hier wird unter anderem 
das persönliche Budget zu den Arten der Hilfeleistungen hinzugefügt. „Die 
Hilfeleistung ‚Persönliches Budget‘ wird sinnesbeeinträchtigten und/oder 
erheblich bewegungsbehinderten Menschen gewährt, um ihnen ein 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen (vgl. Punkt 12 LGBl 2011/62). 
 
 
3.5 Behindertenhilfegesetze Salzburg 
 
Nach dem ersten Gesetz 1964 wurde dieses vier Jahre später zum ersten Mal 
geändert. Diese Änderungen betreffen den ordentlichen Wohnsitz, z.B. wird 
festgehalten, dass der Aufenthalt in Fürsorgeanstalten keinen Wohnsitz im Sinne 
des Gesetzes begründet. Eine weitere Änderung besteht darin, dass §8 „Hilfe zur 
Erziehung und Schulbildung“ erweitert wird. Diesem ist zu entnehmen, dass im 
Falle der „Hilfe zu einer angemessenen Erziehung und Schulbildung eine 
Unterbringung des Behinderten in einer Anstalt notwendigerweise verbunden“ ist 
und die dafür entstehenden Kosten vom Land getragen werden. Bei §9 „Hilfen 
zur beruflichen Eingliederung“ wird jene Passage gestrichen, die regelte, dass 
bei Menschen, deren „Gebrechen und Leiden“ in die Kategorie der „psychischen 
Krankheiten, Schwachsinn, Anfallskrankheiten und Süchten“ fallen, die 
Erprobung am Arbeitsplatz bis zu sechs Monaten statt sechs Wochen andauern 
kann. Bezüglich der Kostentragung ist dem Gesetz zu entnehmen, dass „die mit 
der Gewährung einer Hilfeleistung nach diesem Gesetz verbundenen Kosten“ 
das Land zu tragen hat. Neu sind ebenfalls die Regelungen bezüglich der 
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Kostenbeiträge, die sich an der finanziellen Leistungskraft der 
unterhaltspflichtigen Personen orientieren. Des Weiteren werden mit diesem 
Gesetz nicht nur die Reise- sondern auch Aufenthaltskosten, die im Zuge der 
Eingliederungshilfe entstehen, vom Land übernommen (vgl. LGBl 1968/56).  
 
1974 wird lediglich die Höhe des Pflegegeldes neu festgesetzt (LGBl 1974/19). 
1976 erfolgt die nächste Novellierung (LGBl 1976/60). Als Erwerbstätigkeit im 
Sinne des Gesetzes wird von nun an auch die Haushaltsführung angesehen. 
Weiters wird nun auf das entstandene „Salzburger Sozialhilfegesetz“ anstatt auf 
die Richtlinien der öffentlichen Fürsorge verwiesen. Für die Hilfeleistung 
geschützte Arbeit werden neue Richtlinien festgelegt, ebenso für jene das 
Pflegegeld betreffend. Die nächsten beiden Novellierungen 1977 und 1979 
betreffen die Neufestlegung des Pflegegeldes (LGBl 1977/105; LGBl 1979/10). 
  
Zwei Jahre später, 1981, wird ein neues „Salzburger Behindertengesetz“ 
verabschiedet. Als allgemeine Bestimmungen findet man unter §1 folgendes: 
 
„(1) Die Behindertenhilfe hat die Aufgabe, Personen, die auf Grund ihres Leidens 
oder Gebrechens nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft zu einer 
selbstständigen Lebensführung zu gelangen, nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Hilfe angedeihen zu lassen. (2) Die Behindertenhilfe umfasst die 
Eingliederungshilfe und die besonderen Dienste für Behinderte“ (LGBl 1981/93).  
 
Die Kategorien bzw. der Kanon der Behinderungen bleibt bestehen. Ebenfalls 
bestehen bleibt die Bezeichnung des Schwachsinns. Auch der Zweck der 
Eingliederungshilfe wird nicht umformuliert und bleibt somit bestehen. Die 
Maßnahmen der Eingliederungshilfe werden jedoch um die „Hilfe durch 
geschützte Arbeit“ erweitert, obwohl diese schon seit 1964 im Gesetz verankert 
ist. Neu ist der Abschnitt über „besondere soziale Dienste für Behinderte“, 
welche vom „Träger der Sozialhilfe in wirtschaftlich vertretbarem Ausmaß“ und 
„unter Bedachtnahme auf die örtlichen und regionalen Bedürfnisse und 
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Verhältnisse“ sicherzustellen sind (§15 LGBl 1981/93). Folgende Dienste werden 
angegeben: 
 
• Dienste für pflegerische Tätigkeiten in Sonderschulklassen für 
Schwerstbehinderte 
• Dienste für die physikotherapeutische Betreuung schwerstbehinderter 
Kinder 
• Dienste zur Förderung geselliger Kontakte und sportlicher Betätigung 
und zur Förderung der Teilnahme am kulturellen Leben 
• Erholungsaktionen 
• Hilfe zur Tragung der Mehrkosten für Einrichtung und Ausstattung von 
behindertengerechtem Wohnraum 
• Zuschüsse zum Ankauf von Personenkraftwagen für Behinderte 
 
Über die Gewährung dieser Leistungen entscheidet die 
Bezirksverwaltungsbehörde nach Einbringung eines Antrages. Bezüglich des 
Verfahrens gibt es keine großen Veränderungen.  
 
Im selben Jahr entsteht auch das „Salzburger Pflegegeldgesetz“ (LGBl 1981/94). 
Von da an werden Pflegegeldansprüche durch dieses Gesetz geregelt.  
 
Die nächste Novellierung erfolgte 15 Jahre später (LGBl 1996/76). §15 
„Besondere Dienste für Behinderte“ wird dahingehend geändert, dass ab diesem 
Zeitpunkt Dienste für pflegerische Betreuung von Schwerstbehinderten nun an 
öffentlichen Pflichtschulen und privaten Pflichtschulen mit Öffentlichkeitsrecht 
anstatt an Sonderschulen von Trägern der Behindertenhilfe bereitgestellt werden 
müssen. Diese Dienste dürfen erst erbracht werden, wenn die Finanzierung des 
Betreuungspersonals gegeben ist und allfällige bauliche Maßnahmen im 
Einvernehmen mit der Landesregierung sichergestellt wurden. Des Weiteren 
finden sich Regelungen bezüglich der Finanzierung und Beitragsleistung.  
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1998 wird eine Verordnung über die Höhe der Beitragsleistung von 
Pflegegeldbeziehern für die Inanspruchnahme der Dienste für die pflegerische 
Betreuung von schwerstbehinderten Kindern an öffentlichen Pflichtschulen und 
privaten Pflichtschulen mit Öffentlichkeitsrecht erlassen (LGBl 1999/14).  
 
1999 wird auf einen erneuerten Paragraphen des Sozialhilfegesetzes in Bezug 
auf die Kostentragung der Behindertenhilfe verwiesen (LGBl 2000/6).  
 
Im Jahr 2000 wird eine neue Maßnahme zur Eingliederungshilfe eingeführt. 
Diese trägt den Namen „Hilfe zur sozialen Betreuung“. Aus dem Gesetz kann 
folgendes entnommen werden: „(1) Die Hilfe zur sozialen Betreuung in 
Einrichtungen soll dem Behinderten dazu dienen, einen nicht weiter 
verbesserungsfähigen Entwicklungsstatus zu stabilisieren, dem Verlust an 
persönlichen Fähigkeiten entgegenzuwirken und nachteilige Entwicklungen so 
gut wie möglich zu verzögern. (2) Während des Aufenthalts in einer Einrichtung 
der sozialen Betreuung kann dem Behinderten, wenn dies zur Bestreitung seines 
täglichen Bedarfs notwendig ist, ein Taschengeld gewährt werden“ (§13a LGBl 
2001/28). Als solche Maßnahme gilt die „die Unterbringung von behinderten 
Personen im Sinn dieses Gesetzes in Anstalten und Heimen nach §17 des 
Salzburger Sozialhilfegesetzes“ (Punkt 6 LGBl 2001/28). Des weiteren finden 
sich neue Ausführungen zu §12 „Einrichtung der Eingliederungshilfe“ und zu §13 
„Finanzierung von Einrichtungen der Eingliederungshilfe“. Details können den 
Gesetzestexten entnommen werden (Vgl. LGBl 2001/28).  
 
2007 wird §19 „Auskunftspflicht und Verwaltungshilfe“ des Gesetzes aus dem 
Jahr 1981 überarbeitet und in einem neuen Paragraphen, §19a, Richtlinien über 
die „Verwendung von Daten“ erstellt (LGBl 2007/27).  
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Gesetzeslage, vor allem im 
Vergleich mit der Steiermark, erschreckend rückständig ist. Sei es in der 
Formulierung - der Terminus „Schwachsinn“ ist bis heute im Gesetz gültig - oder 
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in der Form der Maßnahmen. Erschreckendes Beispiel für letzteres ist die 
Einführung der Maßnahme der sozialen Betreuung. Hierfür finden sich keine 
Konzepte, es wird lediglich darauf verwiesen, dass diese in Heimen und 
Anstalten vollzogen werden kann. Auch wird jenen Menschen durch die 
Formulierung „nicht weiter verbesserungsfähiger Entwicklungsstatus“ die 
Bildungsfähigkeit de facto abgesprochen.  
 
 
3.6 Bundesweite Gesetze und Richtlinien 
 
Als das früheste Bundesgesetz, welches Belange von Menschen mit 
Behinderung regelte, kann das 1969 im Nationalrat beschlossene 
Invalideneinstellungsgesetz genannt werden (BGBl 1970/22). Darin wurde 
beschlossen, dass „alle Dienstgeber mit Ausnahme des Bundes, der Länder, 
Gemeindeverbände und Gemeinden“ dazu verpflichtet sind „auf 20 
Dienstnehmer mindestens einen Invaliden (§2) und auf je 25 weitere 
Dienstnehmer mindestens einen weiteren Invaliden zu beschäftigen“ (§1 Abs. 1 
BGBl 1970/22). Als Invalide galten nach dem Gesetz vor allem Menschen mit 
einer körperlichen Behinderung, welchen nach dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz oder dem Heeresversorgungsgesetz Versorgung 
gewährt wurde und deren Erwerbsfähigkeit aufgrund der Behinderung um 
mindestens 50% gemindert ist (vgl. §2 BGBl 1970/22). Somit betraf dieses 
Gesetz noch nicht unmittelbar jenen Personenkreis, welcher im Zentrum dieser 
Arbeit steht. Das änderte sich 1988, als es einerseits zur Umbenennung, von nun 
an „Behinderteneinstellungsgesetz“, und andererseits zu einer Neudefinition  des 
Personenkreises kommt. Der Begriff der Invalidität wird durch jenen der 
Behinderung ersetzt und der neu eingeführte Begriff folgendermaßen definiert: 
„Behinderung im Sinne des Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur 
vorübergehenden Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem regelwidrigen 
körperlichen, geistigen oder psychischen Zustand beruht“ (§3 Abs. 1 BGBl 
1988/721). Somit betreffen ab diesem Zeitpunkt die darin festgehaltenen 
 52 
Regelungen prinzipiell auch Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. 
Dieses Gesetz, natürlich in der aktuellen Fassung, ist heute noch gültig und 
regelt neben der verpflichtenden Einstellung von Menschen mit Behinderung 
weitere wichtige Punkte, wie z.B. Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt 
oder Kündigungsschutz (vgl. BGBl. 2011/7).  
 
1983 beschließt der Nationalrat das Gesetz über die Sachwalterschaft für 
behinderte Personen. Dadurch wurde der Begriff der Entmündigung aus dem 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch gestrichen und ein neues Verfahren, 
welches die Besachwaltung behinderter Personen regelte sowie die Aufgaben 
der SachwalterInnen festhielt, eingeführt (BGBl 1983/136). Bezüglich der 
Besachwaltung galt: „Vermag eine Person, die an einer psychischen Krankheit 
leidet oder geistig behindert ist, alle oder einzelne ihrer Angelegenheiten nicht 
ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst zu besorgen, so ist ihr auf ihren 
Antrag oder von Amts wegen dazu ein Sachwalter zu bestellen“ (§273 BGBl 
1983/136). Betraut wurden die SachwalterInnen je nach Ausmaß der 
Behinderung mit der Besorgung folgender Angelegenheiten:  
 
1. mit der Besorgung einzelner Angelegenheiten, etwa der Durchsetzung oder 
der Abwehr eines Anspruchs oder der Eingehung und der Abwicklung eines 
Rechtsgeschäfts, 
2. mit der Besorgung eines bestimmten Kreises von Angelegenheiten, etwa der 
Verwaltung eines Teiles oder des gesamten Vermögens, oder 
3. mit der Besorgung aller Angelegenheiten der behinderten Person (vgl. §273 
BGBl 1983/136).  
 
Hinsichtlich der Personen, die als Sachwalter bestellt werden sollen, war laut 
Gesetz auf die persönlichen Bedürfnisse der behinderten Person Rücksicht zu 
nehmen. Des Weiteren war darauf zu achten: „Erfordert die Besorgung der 
Angelegenheit der behinderten Person vorwiegend Rechtskenntnisse, so ist ein 
Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) oder Notar (Notariatskandidat) zum 
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Sachwalter zu bestellen“ (§281 BGBl 1983/136). Das Gesetz trat mit 1. Juli 1984 
in Kraft. Es blieb bis zu seiner Abänderung 2007 bestehen.  Ziel der Novellierung 
war, es den betroffenen Personen ein Mehr an Selbstbestimmung  zu gewinnen 
(vgl. Buchner; Lidon 2009). Zum Ausdruck kommt das z.B. in den Ausführungen 
betreffend der Auswahl des Sachwalters. Hierbei ist  weiterhin „besonders auf 
die Bedürfnisse der behinderten Person“ zu achten, aber im Gegensatz zum 
Gesetz von 1983 werden ausschlaggebende Faktoren näher bestimmt, indem 
klargestellt wird, dass „darauf Bedacht zu nehmen (ist), dass der Sachwalter 
nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen engen Beziehung 
zu einer Krankenanstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung steht, in 
der sich die behinderte Person aufhält oder von der sie betreut wird. Wünsche 
der behinderten Person, insbesondere solche, die sie vor Verlust der 
Geschäftsfähigkeit und Einsichts- und Urteilfähigkeit geäußert hat 
(Sachwalterverfügung), und Anregungen nahe stehender Personen sind zu 
berücksichtigen, sofern sie dem Wohl der behinderten Person entsprechen“ 
(§271 Abs. 1 BGBl  2006/92). Das Gesetz trat mit Juli 2007 in Kraft.  
 
1990 wird zum ersten Mal das Bundesbehindertengesetz beschlossen. Ziel des 
Gesetzes war es „Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten 
Menschen ... durch die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Maßnahmen die 
bestmögliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben“ zuzusichern (§1 BGBl 
1990/283). Dieses Gesetz war in acht Abschnitte unterteilt: 
 
1. Koordinierung der Maßnahmen zur Rehabilitation behinderter Menschen 
2. Bundesbehindertenbeirat 
3. Auskunft, Beratung und Betreuung  
4. Besondere Hilfe für behinderte Menschen 
5. Förderungen bei Ankauf von Kraftfahrzeugen 
6. Behindertenpass 
7. Fahrpreisermäßigung 
8. Organisatorische und ergänzende Bestimmungen 
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Darin wurden neue Regelungen die Teilbereiche betreffend festgelegt. Gänzlich 
neu war die Einführung eines Bundesbehindertenbeirates, welcher in Fragen der 
Behindertenpolitik dem Bundesminister für Arbeit und Soziales beratend zur 
Seite gestellt wurde (vgl. §8 BGBl 1990/283). Weiters wurde in Abschnitt 3 die 
Errichtung von Sozial-Services verlangt, welche den Menschen mit Behinderung 
in allen Sach- und Rechtsfragen, die ihn betreffen, aufzuklären hat (vgl. § 14 
BGBl 1990/283). Diese Servicestellen sollen von den Landesinvalidenämtern 
eingerichtet werden, bzw. diese mit der Durchführung betraut werden. Auch neu 
ist die bundesweite Regelung der Fahrpreisermäßigung für den vom Gesetz 
bestimmten Personenkreis sowie die finanzielle Zuwendung für besondere Hilfen 
für Menschen mit Behinderung, z.B. für Vereine der Behindertenhilfe, durch 
einen neu eingerichteten Fonds (vgl. §22 -23 BGBl 1990/283). Das Gesetz 
erfährt bis 2011 insgesamt 14 Novellierungen. Erweitert wurde das Gesetz durch 
den Punkt „Bericht über die Lage der behinderten Menschen“-, dieser ist vom 
Bundsminister für soziale Sicherheit und Generationen zu erstellen (vgl. BGBl 
2001/60). Die gesetzliche Verankerung eines Behindertenanwaltes erfolgt 2005 
(vgl. BGBl 2005/82). 2008 wird ein Monitoringausschuss eingerichtet. Dieser soll 
überwachen, ob die Inhalte der von Österreich ratifizierten UN-Konvention 
„Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderung“ auch 
eingehalten werden (BGBl 2008/109). Die aktuellste Novellierung betrifft das 
Bestellen des Behindertenanwalts und dahingehende Bestimmungen (vgl. BGBl 
2011/58). 
 
1991 tritt das Unterbringungsgesetz in Kraft (BGBl 1990/155). Dieses schafft 
klare Regeln für die Unterbringung psychisch Kranker in Krankenanstalten. 
Wichtige Punkte sind unter anderem Schutz der Persönlichkeit und 
Vorraussetzungen der Unterbringung. Letztere halten fest, dass eine 
Unterbringung nur dann stattfinden darf, wenn die Person „an einer psychischen 
Krankheit leidet und im Zusammenhang damit sein Leben oder seine Gesundheit 
oder das Leben oder die Gesundheit anderer ernstlich und erheblich gefährdet“, 
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des Weiteren, wenn diese Person „nicht in anderer Weise, insbesondere 
außerhalb einer psychiatrischen Abteilung, ausreichend ärztlich behandelt oder 
betreut werden kann“ (§3 BGBl 1990/155). Die psychische Erkrankung bildet nun 
per Gesetz eine klare Vorraussetzung für die Unterbringung. Der 
Langzeitunterbringung wird mittels dieses Gesetzes dahingehend 
entgegengewirkt, als die Unterbringung nur befristet auf höchstens drei Monate 
ab Beginn selbiger zugelassen wird (vgl. § 26 BGBl 1990/155). Über eine etwaig 
notwendige Verlängerung dieser Frist muss per Gericht unter Angabe der 
vorliegenden Gründe entschieden werden (vgl. §30 BGBl 1990/155). Des 
Weiteren werden darin die Vorraussetzungen für die Zulässigkeit von 
Beschränkungen der Bewegungsfreiheit und sonstiger Rechte festgehalten (vgl. 
§33 & 34a BGBl 1990/155).  Insgesamt soll das erlassene Gesetz die Rechte der 
in psychiatrischen Krankenanstalten untergebrachten Menschen stärken und 
einer dauerhaften Unterbringung eines für dieses Setting nicht vorgesehenen 
Personenkreises, z.B. Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung, entgegen 
gewirkt werden (vgl. Buchner 2009, S. 4).  
 
Ein Jahr später, 1992, beschloss die österreichische Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit der österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
das Behindertenkonzept. Es wird einleitend festgehalten, dass dieses Konzept 
die Leitlinie der Behindertenpolitik bilden soll. Behindertsein wird im Konzept als 
„eine der vielfältigen Formen menschlichen Lebens“ gesehen. Diese 
Daseinsform „ist als solche zu akzeptieren und darf nicht Anlass sein, die 
betroffenen Menschen in irgendeiner Weise von der Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben auszusondern.“ Die Behindertenpolitik hat sich an 
folgenden Grundsätzen zu orientieren: 
 





• Hilfe zur Selbsthilfe 
• Finalität 
• Gewöhnlicher Aufenthalt 
• Individualisierung 
• Dezentralisierung 
• Fließende Übergänge 
• Rehabilitation 




Anliegen der Behindertenbewegung, wie z.B. integrativen Einrichtungen 
gegenüber Sondereinrichtungen den Vorzug zu geben, wurde ebenso Rechnung 
getragen, wie dem Anliegen nach Möglichkeit ambulanten bzw. teilstationären 
Hilfen den Vorzug gegenüber stationären Hilfen zu erteilen. Es werden ebenfalls 
konkrete Zielsetzungen für die Ausrichtung und Gestaltung der Behindertenpolitik 
in den Lebensbereichen Kindheit, Schule, Berufsausbildung, Arbeit, Gesundheit, 
Bauen, Wohnen, Verkehr, Freizeit und Pflegevorsorge genannt. Im Bereich 
Wohnen wird zum Beispiel gemeinwesenintegriertes Wohnen, bzw. ein 
vermehrtes Angebot an Wohnformen gefordert (vgl. BMAS & ÖAR, 1992). Im 
Bereich der Pflege wird die Vereinheitlichung der Pflegegeldgesetze als 
Zielsetzung festgelegt, welche ein Jahr später auch umgesetzt wurde. 
 
1993 tritt das Bundespflegegeldgesetz in Kraft. Ziel war die österreichweite 
einheitliche Einführung des Pflegegeldes. Unabhängig von Alter, Einkommen 
und Ursache ist die Orientierung am individuellen Hilfebedarf Leitprinzip des 
neuen Gesetzes. Das Pflegegeld ist in sieben Stufen gestaffelt und orientiert sich 
am monatlichen Stundenaufwand der Pflege (vgl. §4 BGBl 1993/110). Bezüglich 
der Anspruchsvoraussetzungen gilt, „wenn auf Grund einer körperlichen, 
geistigen oder psychischen Behinderung oder einer Sinnesbehinderung der 
ständige Betreuungs- und Hilfebedarf (Pflegebedarf) voraussichtlich sechs 
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Monate andauern wird oder würde“, gebührt derjenigen Person die finanzielle 
Zuwendung (vgl. §4 BGBl 1993/110). Das Pflegegeld wird bis 2009 viermal 
erhöht und erfährt insgesamt bis 2011 22 Novellierungen. Ob für die Person die 
jeweiligen Landespflegegeldgesetze oder das Bundespflegegeldgesetz gelten, 
ist abhängig davon, woher die Person seine Grundleistungen bezieht, sprich wo 
er oder sie versichert bzw. mitversichert ist.  
 
Seit 1997 ist das Benachteiligungsverbot aufgrund von Behinderung im 
„Allgemeinen Gleichheitsgrundsatz“ Artikel 7 Abs. 1 der Verfassung festgehalten. 
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik 
(Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von 
behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen 
Lebens zu gewährleisten“ (Abs. 1 BGBl 1997/87). Stockner bezeichnet diese 
Verfassungsbestimmung als „herausragend“ (Stockner 2010). 
 
2001 wird von der Regierung die so genannte Behindertenmilliarde beschlossen. 
Grund war die hohe Arbeitslosigkeit der Personengruppe der Menschen mit 
Behinderung, welcher mittels jener Beschäftigungsoffensive entgegengewirkt 
werden sollte. Als Maßnahmen wurden Integrationshilfen für behinderte 
Jugendliche, Integrationshilfen und arbeitsplatzsichernde Maßnahmen für ältere 
Menschen mit Behinderung sowie Integrationshilfen und arbeitsplatzsichernde 
Maßnahmen für behinderte Menschen mit besonderen Schwierigkeiten am 
Arbeitsmarkt beschlossen. Zusätzlich zu diesen fanden sich im Konzept auch 
begleitende Maßnahmen wie Hilfestellungen für Unternehmen, begleitende 
Maßnahmen für behinderte Menschen und Maßnahmen  zur Sensibilisierung für 
die Anliegen behinderter Menschen. 
 
2003 wird das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen mit Sitz in Wien 
eingerichtet. Im betreffenden Gesetz, dem Bundessozialamtsgesetz (BSAG) 
werden Aufgaben und Ziele festgelegt (vgl. BGBl 2002/150).  
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Ebenfalls 2003 wird mittels des Berufsausbildungsgesetzes die integrative 
Berufsausbildung eingeführt. 
 
2004 wird das Heimvertragsgesetz erlassen (BGBl 2004/12). Dieses soll 
transparente Rechtsverhältnisse und besseren rechtlichen Schutz für 
HeimbewohnerInnen sicherstellen. Wichtige Punkte sind die Informationspflicht 
des Heimträgers, die Festlegung des Inhalts und der Form des Heimvertrags, 
sowie Regelungen bezüglich der Kündigung des Heimvertrags. Zentral sind auch 
die Persönlichkeitsrechte der HeimbewohnerInnen, welche im Vertrag 
festgehalten werden (vgl. §27d Abs. 3 BGBl 2004/12). 
 
2004 wird ebenfalls das Heimaufenthaltsgesetz erlassen. Hierbei steht der 
Schutz der persönlichen Freiheit von HeimbewohnerInnen im Zentrum.  
 
„(1) Die persönliche Freiheit von Menschen, die aufgrund des Alters, einer 
Behinderung oder einer Krankheit der Pflege oder Betreuung bedürfen, ist 
besonders zu schützen. Ihre Menschenwürde ist unter allen Umständen zu 
achten und zu wahren. Die mit der Pflege oder Betreuung betrauten Menschen 
sind zu diesem Zweck besonders zu unterstützen. 
 
(2) Freiheitsbeschränkungen sind nur dann zulässig, soweit sie im 
Verfassungsrecht, in diesem Bundesgesetz oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften ausdrücklich vorgesehen sind“ (§1 BGBL 2004/11).  
 
Des Weiteren finden sich Definitionen bezüglich Freiheitsbeschränkung und 
Vorraussetzungen, unter welchen eine solche vorgenommen werden darf (vgl. 
§3-5 BGBL 2004/11). Regelungen betreffend der Einrichtung einer 
Bewohnervertretung sind ebenso teil des Gesetzes wie Regelungen bezüglich 
einer gerichtlichen Überprüfung  einer Freiheitsbeschränkung.   
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Zwei Jahre später, 2006, wird ein neues Behindertengleichstellungsgesetz 
erlassen. Stockner dazu: „Nach  jahrelangen politischen Forderungen der 
Behindertenbewegung trat schließlich mit 1.1.2006 - an die 
Verfassungsbestimmung anknüpfend - ein Gleichstellungspaket in Kraft“ 
(Stockner 2010). Die Bestimmungen dieses Pakets finden sich nun im 
erlassenen Gesetz (BGBl 2005/82).  
 
„Ziel dieses Bundesgesetzes ist es, die Diskriminierung von Menschen mit 
Behinderungen zu beseitigen oder zu verhindern und damit die gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu 
gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen“ 
(§1. BGBl 2005/82).  
 
Kernelemente sind die Einführung des Begriffs des begünstigten Behinderten, 
die Regelung einer Einstellungsquote und damit verbunden Ausgleichzahlungen, 
ein erhöhter Kündigungsschutz sowie die Bestimmung eines 
Diskriminierungsverbotes. 
 
2008 wird die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung in 
Österreich ratifiziert (BGBl 2008/155). Artikel 1 hält fest, dass die Menschen und 
Grundrechte unteilbar sind und allgemein gültig. Ziel der Konvention ist es, die 
Grundrechte für Menschen mit Behinderung zu schützen und fördern. Die 
gleichberechtigte Teilhabe an allen Bereichen der Gesellschaft und die 
Chancengleichheit dienten als Leitmotiv. In 50 Artikeln werden Standards 
bezüglich Bereichen wie Wohnen, Bildung, Arbeit und Beschäftigung oder 
Schutz der Privatsphäre festgelegt. Die Unterzeichnung der Konvention 
verpflichtet zur gesetzlichen Umsetzung und zur Gewährleistung der festgelegten 
Standards (vgl. UN- Konvention 2008). 
 
Zusammenfassend können nun folgende, für Menschen mit Behinderung 





• Gesetz über die Sachwalterschaft für behinderte Personen 
• Behinderteneinstellungsgesetz 
• Berufsausbildungsgesetz 





• Bundes- Behindertengleichstellungsgesetz 
• Gleichheitsgrundsatz Artikel 7 Abs. 1 der Verfassung 
 
Die hier angeführten Gesetze, auf Länder- sowie auf Bundesebene, bilden die 
Grundlage für die Beantwortung einer zentralen Forschungsfrage, nämlich jener 
nach der Beeinflussung der Lebenswege durch rechtliche Rahmenbedingungen. 
Die vorangegangene Darstellung bildet demnach den Hintergrund der späteren 
Analyse der Lebensgeschichten.  
 
Im Folgenden soll nun dargelegt und begründet werden, auf welches Verständnis 










4 Soziales Modell von Behinderung 
 
Die Vorstellung von Behinderung, deren Ursache und Auswirkung spielt nicht nur 
für die Praxis eine entscheidende Rolle. Auch in jedweder wissenschaftlichen 
Analyse ist es unabdingbar, die Klärung des Verständnisses zu unternehmen. 
Das kann insofern verstanden werden, als dass dieses konstituierend für den 
Blick auf das Phänomen der Behinderung, seiner Gründe und Auswirkungen ist. 
Vor allem vor dem Hintergrund einer Vielzahl an Modellen und Vorstellungen von 
Behinderung wird deutlich, dass ein Bekennen und Benennen des gewählten 
Verständnisses gerade deshalb von großer Bedeutung ist.  
 
Vorweg kann gesagt werden, dass diese Arbeit sich auf das „soziale Modell“ von 
Behinderung bezieht. Im Gegensatz zum individuellen bzw. zum medizinischen 
Modell wird in diesem nicht die Schädigung der Körperfunktionen oder -
strukturen von zentraler Bedeutung für die Konstitution von Behinderung 
gesehen, sondern vielmehr wird diese als soziale Kategorie begreifbar (Cloerkes 
2007, S. 9). Cloerkes Soziologie der Behinderung folgend ist ein Mensch 
behindert, „wenn erstens eine unerwünschte Abweichung von wie auch immer 
definierten Erwartungen vorliegt und wenn zweitens deshalb die soziale Reaktion 
auf ihn negativ ist“ (ebd., S. 8). Wie zuvor schon erwähnt, ist in diesem Modell 
nicht „der Defekt, die Schädigung“ ausschlaggebend, „sondern die Folgen für 
das Individuum“ (ebd., S. 7). Waldschmidt dazu: „Während das individuelle 
Modell den Körperschaden oder die funktionelle Beeinträchtigung als 
Ursachenfaktor ausmacht, geht das soziale Modell von der sozialen 
Benachteiligung als der allein entscheidenden Ebene aus“ (Waldschmidt 2005, 
S. 18).  
 
Eine weitere Definition bzw. ein weiteres Verständnis von Behinderung, welches 
diesem Denkmuster folgt, findet sich in der UN-Konvention über die Rechte der 
Menschen mit Behinderung. Darin wird festgehalten, „dass Behinderung aus der 
Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- 
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und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern“ (UN Konvention). 
 
Auch die WHO änderte Ende der 90er-Jahre ihr Verständnis von Behinderung 
und verabschiedete sich von dem seit 1980 gültigem Modell von Behinderung 
ICIDH-1. Dieses Modell ging von drei Dimensionen, der Schädigung 
(Impairment), Behinderung (Disability) und Benachteiligung (Handicap), aus. Es 
stellte einen kausalen Zusammenhang zwischen einer Schädigung im Bereich 
der Körperstrukturen oder -funktionen, Behinderung und Benachteiligung her und 
geriet aufgrund der Vernachlässigung sozialer und umweltbedingter Faktoren 
unter Beschuss. Den Kern dieses Modells bildet die Vorstellung, „dass sowohl 
Benachteiligung wie auch Beeinträchtigung kausal, auf eine körperliche oder 
kognitive Anomalie oder Funktionsstörung zurückzuführen seien“ (Waldschmidt 
2005, S. 16). Behinderung wird hier alleine am Individuum festgemacht und 
„setzt Behinderung mit körperlicher Schädigung und funktionaler 
Beeinträchtigung gleich und deutet sie als schicksalhaftes, persönliches Unglück, 
das individuell zu bewältigen ist“ (ebd., S. 17).  Das 2001 eingeführte neue 
Modell ICF versucht nun mit dem kausalen Erklärungszusammenhang zu 
brechen und „zielt darauf ab diese beiden teilweise gegensätzliche Modelle zu 
integrieren, um dadurch einen ‚biopsychosozialen’ Ansatz zu schaffen, in dem 
Perspektiven von Gesundheit auf biologischer, individueller und sozialer Ebene 
berücksichtigt werden“ (Mann 2006).  
 
Für diese Arbeit zentral kann aber, wie bereits erwähnt, das soziale Modell von 
Behinderung gesehen werden. Dies wird vor allem vor dem Hintergrund der 
Analyse der Lebensgeschichten und der darin enthaltenen Identifikation und 
Benennung von sozial entstandenen Barrieren verständlich. Es kann auch als 
Bekenntnis dafür gesehen werden, sich explizit einer individuellen Theorie von 
Behinderung zu entziehen und die soziale Komponente des Phänomens 
Behinderung anzuerkennen.  
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Ebenso versteht sich diese Arbeit als Teil der Disability Studies. Ein kurzer 
historischer Abriss der Entwicklung und das Darstellen der zentralen Anliegen 
dieses Forschungsstranges erfolgt im nächsten Teil der Arbeit. Daraufhin wird 
die zuvor genannte Verortung in diesem Kontext begründet. 
 
 
5  Disability Studies - Geschichte und Anliegen 
 
Der Fachliteratur folgend kann der Ursprung der Disability Studies auf einzelne 
Forschungsbestrebungen von zumeist selbst behinderten Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern zurückverfolgt werden. Namentlich wird der 
Medizinsoziologe Irving K. Zola und der Sozialwissenschaftler Michael Oliver 
genannt, welche „neben ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit ... Aktivisten der 
Behindertenbewegung waren“ (Waldschmidt 2005, S. 9). Damit wird auch der 
zweite Ursprung dieses Forschungszweigs, nämlich jener der politischen 
Selbstvertretergruppen, wie z.B. die „Selbstbestimmt Leben“ Bewegung in den 
70er Jahren in den USA und Großbritannien, angesprochen (vgl. Schönwiese 
2005). Betroffene stellten zu diesem Zeitpunkt die marginalisierte Rolle ihrer 
eigenen „Perspektive, Geschichte, Erfahrung“ und ihres Wissens in der 
Wissenschaft fest und „suchten nach Alternativen“ (Schönwiese 2005, S. 16). 
Ziel war es, dem vorherrschenden Wissenschaftsbetrieb, in dem die Erforschung 
von Behinderung „vorzugsweise Anwendungswissenschaften wie Medizin, 
Psychologie und Heil- und Sonderpädagogik“ überlassen wurde, etwas entgegen 
zu setzen bzw. dessen Dominanz zu brechen (Waldschmidt 2005, S. 9.) Ein 
Merkmal dieser zu brechenden Dominanz war die individuelle, durch die Medizin 
geprägte Sichtweise von Behinderung. „Der erste große Themenkomplex, mit 
dem sich die Disability Studies befasst haben, war eine Analyse und Kritik des 
medizinischen Modells von Behinderung“ (Dederich 2007). Dieses Modell 
vernachlässigt soziale Faktoren im Zusammenhang mit Entstehung von 
Behinderung und sieht die individuelle „Ebene der Schädigung oder 
Beeinträchtigung (als) entscheidend“ an (Schneider; Waldschmidt 2007, S.11). 
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Aktivisten der Behindertenbewegung hielten in frühen Texten fest, dass aber vor 
allem gesellschaftliche Mechanismen für die Konstruktion von Behinderung eine 
Rolle spielten. Barnes hierzu: „... a whole body of work produced by disabled 
activists and writers... identified ‚disability’ as a complex and pernicious form of 
social oppression or institutional discrimination that pervades every aspect of 
modern living“ (Barnes 2003, S. 5). Trotz erster Erkenntnisse führte die 
Machtstellung des medizinischen Modells, untermauert durch die oben 
genannten wissenschaftlichen Disziplinen, dazu, dass andersgearteten Texten, 
keine große Aufmerksamkeit geschenkt wurde (vgl. Barnes 2003, S. 4). Ein 
neues Modell von Behinderung musste entwickelt und in den 
Wissenschaftsbetrieb eingeführt werden. Die Alternative zum individuellen 
Ansatz wurde in den späten 70er- und frühen 80er Jahren mittels des sozialen 
Modells von Behinderung entwickelt. Grundlage war unter anderem die Definition 
der britischen Union der Körperbehinderten gegen Segregation, welche „bereits 
1976 von einer gesellschaftlichen Verursachung von Behinderung ausgegangen“ 
war (Waldschmidt 2005, S. 17). Zentral ist hierbei die Trennung von „impairment“ 
(Beeinträchtigung) und „disability“ (Behinderung) (vgl. UPIAS 1976). Den 
Kerngedanken, der als Gegenstück und Kritik am medizinischen Modell 
formulierten Sichtweise, fasst Waldschmidt wie folgt zusammen: „Behinderung ist 
kein Ergebnis medizinischer Pathologie, sondern das Produkt sozialer 
Organisationen. Sie entsteht durch systematische Ausgrenzungsmuster, die dem 
sozialen Gefüge inhärent sind. Menschen werden nicht aufgrund 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen behindert, sondern durch das soziale 
System, das Barrieren gegen Partizipation errichtet“ (Waldschmidt 2005, S. 18). 
Behinderung ist keine gegebene natürliche Tatsache aufgrund einer Schädigung, 
„sondern (wird) in den verschiedenen alltäglichen, kulturellen und 
wissenschaftlichen Diskursen hergestellt“ (Dederich 2007). Das soziale Modell 
von Behinderung wird zur Grundlage der Disability Studies und Werkzeug 
weiterer Forschung. Barnes dazu: „In short, the social model of disability is a tool 
with which to gain an insight into the disabling tendencies of modern society in 
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order to generate policies and practices to facilitate their eradication“ (Barnes 
2003, S. 8).  
 
Bezüglich der Forschung muss festgehalten werden, dass Disability Studies sich 
als interdisziplinäres Forschungsfeld begreifen. Im Zentrum steht das Phänomen 
der Behinderung. Dieses ist der gemeinsame Nenner verschiedener 
Wissenschaftsdisziplinen und auch gleichzeitig grundsätzliches Anliegen des 
Forschungszweigs. Behinderung soll aus der Randlage herausgeholt werden 
und in den Mittelpunkt eines interdisziplinären Forschungsprozesses gestellt 
werden. Ziel ist eine „Querschnittsdisziplin, welche die vereinzelten 
Forschungsarbeiten zu Behinderung, die in den unterschiedlichen 
Wissenschaftsdisziplinen unternommen werden, dort aber wenig Beachtung 
erfahren, unter einem Dach zusammenfasst“ (Waldschmidt 2005, S. 13). 
Schönwiese hält weiterführend den möglichen Kanon der 
Wissenschaftsdisziplinen, neben der integrativen Pädagogik und den 
Erziehungswissenschaften, fest: „Soziologie, Politologie, Rechtswissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Geschichtswissenschaften, Sprach- und 
Literaturwissenschaften, Medienwissenschaften usw.“ (Schönwiese 2005).  
 
Ein weiteres Anliegen der Disability Studies ist die vermehrte Partizipation von 
behinderten WissenschaftlerInnen an den Hochschulen und Universitäten.  Im 
Sinne des Forschungsinteresses ist „davon auszugehen, dass die Perspektive 
von behinderten Personen dominieren muss“ (Schönwiese 2005). Die 
Erfahrungen der Betroffenen werden als  absolut notwenig für Forschung 
gesehen. Gesellschaftliche oder gegebenenfalls fachliche Entwicklung, jedenfalls 
Ergebnisse der Forschung sollen „an den Selbsthilfepotentialen und Erfahrungen 
der Betroffenen ansetzen“ (Waldschmidt 2005, S.19).  
 
Inwiefern kann nun diese Diplomarbeit als eine Arbeit im Rahmen der Disability 
Studies gesehen werden? Zum einen stehen die Erfahrungen von Menschen mit 
Behinderung im Zentrum. Lebensgeschichten wurden gemeinsam mit den 
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Menschen erhoben. Es wird versucht, die Perspektive der Betroffenen so weit als 
möglich ohne Einflussnahme darzustellen und zum Thema der Forschung zu 
machen. Bei der anschließenden Analyse der Lebensgeschichten soll das 
Hauptaugenmerk auf die soziale und politische Dimension von Behinderung 
gerichtet sein. Konkret heißt das, wie auch den Forschungsfragen zu entnehmen 
ist. Welche politischen Entwicklungen und sozialen  Erfahrungen können als für 
die Behinderung konstituierend gesehen werden? Wo können Mechanismen, die 
zu Behinderung führen, ausgemacht werden? Dahingehend ist das soziale 
Modell von Behinderung auch grundlegend für diese Arbeit. Priestley spricht 
davon, Barrieren, welche gesellschaftliche Partizipation von Menschen mit 
Behinderung verhindern, zu identifizieren und damit zu helfen diese abzubauen 
(vgl. Priestley 2003, S. 7). Mittels der erhobenen Lebensgeschichten soll 
versucht werden vorhandene Barrieren, oder möglicherweise  vorhandene 
Strategien zum überwinden solcher, zu entdecken und sichtbar zu machen. Auch 
das ist ein klares Anliegen der Disability Studies und wird deutlich, wenn 
Dederich schreibt: „Im Zentrum der Disability Studies steht ... die Aufdeckung 
und Kritik gesellschaftlich-kultureller Verhältnisse, die offen oder latent 
behindertenfeindliche, abwertende oder unterdrückende Lebensumstände und 













6  Darlegung der methodischen Vorgehensweise und 




In der folgenden Einleitung soll die Prozesshaftigkeit der Entstehung des 
methodischen Zugangs beschrieben werden. Zu Beginn jeder Überlegung, die 
Wahl der Forschungsmethodik betreffend, steht der Gedanke, dass diese in der 
Lage sein muss, die ausgewählten Forschungsfragen zu beantworten. Insofern 
ist auch das allgemeine Credo zu verstehen, dass die Forschungsfrage als 
entscheidend für die Wahl der Methodik gilt. In Zentrum dieser Arbeit steht nun, 
wie bereits eingangs erwähnt, die Frage ob, und wenn ja, wie politische bzw. 
fachspezifische Entwicklungen sich auf die Lebenswege von Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung ausgewirkt haben. Das heißt nun, dass die 
Forschungsmethodik bzw. der theoretische Rahmen in dem sich diese befindet 
in der Lage sein muss, die Verbindung zwischen der individuellen, persönlichen 
(Mikro-)Ebene der befragten Personen, und jener kontextuellen, strukturellen 
(Makro-)Ebene herzustellen. Wie ebenfalls schon in den einleitenden Worten 
festgehalten, kann Mark Priestleys und Sonali Shahs Buch „Disability and Social 
Change: Private Lives and Public Policies“ als erste Inspiration für die 
Durchführung dieser Forschungsarbeit gesehen werden (Priestley, Shah 2011). 
Die beiden AutorInnen leisteten streng genommen im Hinblick auf die 
Bewältigung des Forschungsvorhabens vieles an Vorarbeit und erleichterten die 
Suche nach eben jenem theoretischen Rahmen zur Beforschung der oben 
angeführten Fragestellungen. Konkret handelt es sich um den Ansatz der „Life 
Course“ Forschung, deren Grundprinzipien und theoretische Konzepte später 
dargelegt werden. Dieser wurde vor allem im ersten Jahrzehnt des neuen 
Jahrtausends von Vertretern der Disability Studies aufgegriffen und verwendet 
(vgl. Priestley 2001; Powell 2003; Priestley 2003). Den möglichen Gewinn eines 
derartigen Vorgehens beschreibt Priestley wie folgt: „...a life course approach 
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can be useful in revealing more clearly the relationship between lived 
experiences and the broader socio-economic context, and that it enriches the 
development of disability studies“ (Priestley 2001, S. 240). Hier wird klar auf die 
auch für uns zentrale Verbindung der beiden erwähnten Ebenen verwiesen. 
Möglich wird dies durch die Grundkonzeption dieses Forschungsansatzes, 
welche den Austausch bzw. die gegenseitige Beeinflussung beider Ebenen 
festhält. Martin hierzu: „At their core, all life course theories posit that a dynamic 
exists between individuals and their environments“ (Martin 2003). Insofern schien 
zu Beginn der Arbeit klar, in welche Richtung sich die methodologische 
Ausrichtung bzw. die Konzeption der Methoden bewegen sollte.  
 
Die ersten Überlegungen folgten weitestgehend jenen von Priestley (2001, 
2003), welcher, wie wir im Laufe der Forschung feststellen mussten, seinen 
methodologischen Zugang nur sehr oberflächlich darlegte. Vielerorts, teilweise 
bei den Grundkonzepten, stießen wir in der Forschungsgruppe auf Unklarheiten 
und Probleme beim Nachvollziehen des konkreten methodischen Vorgehens, 
welches in den Arbeiten oft nicht klar ausformuliert wurde. Vor allem als wir 
begannen das erhobene Datenmaterial gemeinsam zu bearbeiten, stießen wir 
auf weitere Fragen, die wir anhand der von Priestley und Shah dargelegten 
Konzeption nicht beantworten konnten. Es galt also die Konzepte in einem 
weiteren Schritt präziser zu definieren und eine für das Datenmaterial adäquate 
Methodik im theoretischen Rahmen des Life Course zu entwickeln. Dazu 
bedienten wir uns der Life Course Literatur abseits der Disability Studies. 
Insbesondere Autoren wie Elder, Sackmann oder auch Schütze waren hierbei 
hilfreich. Doch bevor nun diese Konzepte vorgestellt und definiert werden, soll 
noch auf die Grundpfeiler des Life Course und deren erkenntnistheoretische 






6.2 Life Course Forschung 
 
Entstanden ist dieser Forschungsstrang zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Als 
Vorläufer und Pionierstudie auf diesem Gebiet gilt W.I. Thomas’ und Florian 
Znanieckis „The Polish Peasant in Europe an America (1918-1920)“ (vgl. Elder; 
Johnson; Crosnoe 2004, S. 3). Im Gegensatz zu der bis zu diesem Zeitpunkt 
durchgeführten Forschung sollte der neue Forschungsansatz historische sowie 
geographische und soziale Kontexte und Bedingungen in seine Überlegungen 
mit einbeziehen. Den oben zitierten Autoren folgend stelle dies eine Neuheit in 
der bis dato bestehenden Sozialforschung dar: „Quite simply, the social 
pathways of human lives, particulary in their historical time and place, were not a 
common subject of study at this time. Consequently, social scientists knew little 
about how people lived their lives from childhood to old age, even less about how 
their life pathways influenced the course of development and aging, and still less 
about the importance of historical and geographical contexts“ (ebd. S. 4). Dieser 
Miteinbezug von Entwicklungen abseits der individuellen Ebene in der 
Lebenslaufforschung sollte zu einer komplexeren, und für die Disziplin der 
Sozialwissenschaften ertragreicheren, Form von Ergebnissen führen. Insofern 
kann behauptet werden, dass dieser sozial-historische Kontext und dessen 
Verbindung mit der individuellen Ebene eine zentrale Rolle in der Life Course 
Forschung darstellt. Wissenschafts- bzw. erkenntnistheoretisch kann dieser 
Forschungsstrang dahingehend also dem Kontextualismus zugeordnet werden. 
„The view  is grounded in a contextualist perspective and emphasizes the 
implications of social pathways in historical time and place for human 
development and aging“ (ebd. S. 4). Die gegenseitige Interaktion und 
Beeinflussung der beiden Ebenen, und auch die Interaktion verschiedener 
Faktoren (z.B. ökonomische, gesellschaftliche) innerhalb der Ebenen, ist 
Grundannahme dieser Denkrichtung. Vor allem in den Cultural Studies wird im 
Hinblick auf das Entstehen von Kultur eine kontextualistische Perspektive 
empfohlen (vgl. Lau 2008, S. 6).  
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Hinsichtlich der methodischen Bearbeitung von Datenmaterial und der 
Beantwortung von Forschungsfragen im Rahmen dieser theoretischen 
Konzeption wird auf eine Vielzahl von Möglichkeiten hingewiesen (Elder; 
Johnson; Crosnoe 2004). Auch wenn sich die überwiegende Mehrzahl an 
Arbeiten quantitativer Methoden bedient, so ist auch die qualitative 
Datenerhebung ein wichtiges Instrument. Um sich ein näheres Bild von 
möglichen Forschungsdesigns und verwendeten Methoden zu machen, kann auf 
das „Handbook of the LIFE COURSE“ verwiesen werden (Mortimer; Shanahan 
2004). Es bleibt also festzuhalten, dass die Life Course Konzeption zwar die 
theoretische Orientierung bildet, die Methoden, welche zur Anwendung kommen 
sollen, jedoch nicht klar vorgibt. Vielmehr gilt es diese anhand des konkreten 
Datenmaterials und der Forschungsfrage zu entwickeln. Im Weiteren sollen nun 
die paradigmatischen Grundprinzipien dargelegt werden. Die nachstehenden 
Ausführungen folgen weitestgehend jenen von Elder, Johnson und Crosnoe (vgl. 
Elder; Johnson; Crosnoe 2004, S. 10-14).  
 
 
6.2.1 Paradigmatische Prinzipien der Life Course Theorie 
 
Die folgenden fünf Prinzipien werde ich, aufgrund ihrer präzisen Formulierung im 
Original, in englischer Sprache anführen. Die jeweiligen Erläuterungen dazu 
werden, den Ausführungen der oben genannten AutorInnen folgend, in eigenen 
Worten wiedergegeben.  
 
1. The Principle of Life-Span Development: Human development and aging are 
lifelong processes. 
 
Das erste Prinzip ist dahingehend zu verstehen, dass in der Life Course Theorie 
die Grundannahme besteht, dass sich Individuen nicht nur in einer bestimmten 




2. The Principle of Agency: Individuals construct their own life course through the 
choices and actions they take within the opportunities and constraints of history 
and social circumstance. 
 
Dieser Punkt wird im Laufe dieser Forschungsarbeit noch eine wesentliche Rolle 
spielen. Gemeint ist hiermit, dass Individuen, wenngleich eingebettet in Struktur 
und Kontext, ihre (Handlungs-)Möglichkeiten und Entscheidungsräume 
mitbestimmen, bzw. die Möglichkeit besitzen, innerhalb der strukturell 
vorgegebenen Rahmungen „Spielräume“ zu gestalten - also sich (in 
unterschiedlichem Ausmaß) selbstbestimmt durch ihren Life Course navigieren. 
Menschen werden dieser Denkrichtung folgend also nicht als passive Wesen 
gesehen, die dem Diktat der Struktur zu folgen haben. Ihnen wird eine aktive, 
handelnde Kompetenz zugeschrieben. Zu Grunde liegt diesem Prinzip die 
Vorstellung, dass eben nicht Struktur alleine bestimmend für den Verlauf von 
Biographien gesehen werden kann, sondern die Entscheidungen und 
Handlungen der agierenden Personen innerhalb der Struktur von großer 
Bedeutung sind. Es werden dadurch gewissermaßen zwei Pole gebildet, in deren 
Spannungsfeld sich ein Lebenslauf entwickelt. Beide Ebenen interagieren 
gewissermaßen.  
 
3. The Principle of Time and Place: The life course of individuals is embedded 
and shaped by historical times and places they experience over their lifetime. 
 
Kernaussage hier ist, dass der historische Kontext und auch Ort, in denen 
Individuen sich befinden oder  auch geboren wurden, einen wesentlichen 
Einfluss auf deren Leben nimmt. Die Verortung von Menschen in gemeinsamen 
(Geburts-)Kohorten, so wie auch in diesem Forschungsdesign, gewinnt durch 
dieses Prinzip seine Relevanz. Aber nicht nur gemeinsame Geburtsjahre gelten 
als entscheidend, sondern auch gemeinsam erlebte historische Ereignisse. 
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Letztere aber nicht unabhängig von dem Zeitpunkt des Eintretens im Laufe eines 
Lebens. Siehe dazu Punkt vier. 
 
4. The Principle of Timing: The developmental antecedents and consequences of 
life transitions, events and behavioral patterns vary according to their timing in a 
person’s life. 
 
Wie oben bereits thematisiert, bezieht sich dieser Punkt darauf, dass es für den 
Verlauf von Lebenswegen von Relevanz ist, an welchem bestimmten Zeitpunkt 
gewisse Ereignisse bzw. Entwicklungen in Erscheinung treten. Ein und dasselbe 
Ereignis kann bei unterschiedlichen Geburtskohorten unterschiedliche Verläufe 
bzw. Entwicklungen nach sich ziehen. Das Eintreten gleicher Ereignisse, wie 
eine Hochzeit zum Beispiel, kann in unterschiedlichen Alterszeiträumen ganz 
andere Auswirkungen mit sich bringen. Ein anderes Ereignis kann zum Beispiel 
der Zweite Weltkrieg darstellen. Das Eintreten dieses Krieges hat zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten ganz andere Auswirkungen auf den weiteren 
Verlauf des Lebens.  
 
5. The Principle of Linked Lives: Lives are lived interdependently and socio-
historical influences are expressed through this network of shared relationships. 
 
Dieser Punkt spricht die gemeinsame Verbindung der Menschen auf der 
individuellen Ebene an, welche aber auch durch die Makro-Ebene beeinflusst 
werden kann. Verständlich gemacht werden kann das durch folgendes aus dem 
oben genannten Handbuch entnommenen Beispiel. Eine ökonomische Krise, im 
konkreten Fall die Iowa Farm Krise, verschlechterte die Entwicklung von Kindern, 
da die Krise zu vermehrt depressiven Gefühlen bei den Eltern führte. Die in 
diesem Punkt gemeinte Verbundenheit von Individuen muss aber nicht zwingend 
von der Makro-Ebene beeinflusst werden. Auch unabhängig davon findet die 
gegenseitige Wirkung von Lebensläufen aufeinander Beachtung in der 
Forschung. Zur Veranschaulichung kann ein Beispiel einer Lebensgeschichte 
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aus dieser Forschungsarbeit herangezogen werden. Herrn V.’s Schwester, bei 
der er bis zu deren Scheidung gelebt hatte, beschließt nach diesem Wendepunkt 
in ihrem Leben umzuziehen. Dies bedeutet auch für Herrn V. zwangsläufig eine 
Veränderung seiner Wohnsituation. Das scheint ein triviales Beispiel zu sein, 
aber es verdeutlicht, dass Leben und deren Verläufe nicht isoliert von deren 
Umfeld und Kontexten betrachtet werden können.  
 
Diese fünf Prinzipien sollten nun deutlich gemacht haben, was eingangs noch 
etwas oberflächlich als theoretischer Rahmen zum Ausdruck gebracht wurde. Sie 
dienen nicht nur als Eckpfeiler in der Analyse der Daten, sondern bestimmen den 
Blick auf den Forschungsgegenstand und somit auch die Entwicklung der 
Forschungsfrage.  Zum Abschluss dieses Teils möchte ich noch einmal die 
AutorInnen Elder, Johnson und Crosnoe zu Wort kommen lassen. Sie halten die 
fünf Prinzipien betreffend, fest: „They promote awareness of larger social 
contexts and history and of timing of events and role change. They also enhance 
the understanding that human lives cannot be adequately represented when 
removed from relationships with significant others“ (vgl. Elder; Johnson; Crosnoe 
2004, S.13). Ich denke dieses Zitat fasst die Kernaussagen pointiert zusammen. 
 
Die bisherigen Ausführen dienten zur Klärung der Grundlagen. Bislang 
ausgespart wurden jedoch die für die Analyse und Arbeit am Material wichtigen 
Leitkonzepte. Diese sollen im nächsten Teil allgemein vorgestellt und in Folge an 
das für die Arbeit relevante Datenmaterial angepasst werden. 
 
 
6.2.2 Leitkonzepte für die Analyse in der Life Course Forschung 
 
Richtet man bei der Suche nach den Leitkonzepten des Life Course seinen Blick 
auf die englischsprachige Literatur, so wird man überwiegend auf die Begriffe 
Pathways, Trajectories und Transitions stoßen. Zweiter bedeutet wörtlich 
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Diese Übersetzung stiftet aber, wie auch Sackmann und Wingens feststellen, 
gewisse Verunsicherung, da der Begriff in Bezug auf Lebensläufe, aufgrund der 
darin implizierten Determiniertheit, eine „verfehlte Konnotation“  aufweist (vgl. 
Sackmann; Wingens 2001, S.19). Den Begriff des Trajekts, soviel kann 
vorgegriffen werden, werden auch wir, wie später noch genauer dargelegt 
werden wird, in einem engeren Sinn verstehen und verwenden. Bei der 
Übersetzung der englischen Begriffe beziehen wir uns auf die Ausführungen der 
oben genannten Autoren welche „zur Bezeichnung, dieser beiden Leitkonzepte 
im Deutschen den Begriff ‚Verlauf’ bzw. ‚Übergang’ verwenden“ (Sackmann; 
Wingens 2001, S.19).  
 
Verweilen wir aber vorerst in der englischsprachigen Literatur. Denn zentral für 
das Verständnis der oben angeführten Begrifflichkeiten ist die Klärung, in 
welchem Verhältnis diese zueinander stehen. Dazu möchte ich mich weiter auf 
Elder, Johnson und Crosnoe beziehen und mit dem Begriff des Pathways 
beginnen. Dazu heißt es: „Social Pathways are the trajectories of education and 
work, familiy and residences that are followed by individuals and groups through 
society“(vgl. Elder; Johnson; Crosnoe 2004, S. 8). Der Pathway, oder übersetzt 
der Pfad, ist der tatsächliche Weg, den eine Person im Lauf ihres Lebens 
beschreitet. Prinzipiell, den zuvor genannten Prinzipien des Life Course folgend, 
werden der Person dabei Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt. Diese wiederum 
- und dabei handelt es sich um den ebenfalls schon erwähnten zweiten Pol - sind 
aber nicht unabhängig von der Struktur, die auf eine Person wirkt. „Individuals 
choose the paths they follow, yet choices are always constrained by the 
opportunities structured by social institutions and culture“ (ebd.). In Bezug auf 
das Datenmaterial kann also gesagt werden, dass bei einer Erhebung von 
Lebensgeschichten der hier beschriebene Pathway das Ausgangsmaterial für die 
weitere Analyse bildet. Ziel ist es unter anderem zu analysieren, in welchem 
Verhältnis diese beiden Pole in den konkreten Lebensgeschichten auftreten, 
sprich, wie viel Handlungsspielraum dem Individuum im Rahmen der 
strukturellen Bedingungen bei der Ausgestaltung des jeweiligen Pathways zur 
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Verfügung stand und wie viel von Struktur determiniert wurde. Da sich Struktur 
auf die Makro-Ebene bezieht, kann in diesem Analyseschritt schon die 
angestrebte Verbindung der individuellen mit eben jener Makro-Ebene verortet 
werden. Konkret geht es um das Nachzeichnen und die Analyse von 
Entscheidungsspielräumen. Darin ist sozusagen abzulesen, in welchem 
Verhältnis die beiden Pole zueinander stehen, also wie stark sich strukturelle 
Bedingungen auf den konkreten Lebensweg ausgewirkt haben.   
 
Der zweite zentrale Begriff des Trajectory wird wie folgt beschrieben: 
„Trajectories, or sequences of roles and experiences, are themselves made up of 
transitions, or changes in state and role“ (ebd.) Ein Verlauf besteht demnach aus 
einer zeitlichen Spanne, in der eine bestimmte soziale Rolle oder Status in einem 
sozialen Feld, zum Beispiel Arbeit oder Familie, eingenommen wird, oder 
bestimmte Erfahrungen gemacht werden. Weiters wird ein Trajectory dadurch 
bestimmt, dass er in eine bestimmte Richtung verläuft. „Trajectories suggest both 
direction and velocity and these are useful analogies“ (Priestley 2001, S. 241). 
Eine Veränderung des bestehenden Verlaufes wird als Übergang bzw. Transition 
bezeichnet. Diese beiden Konzepte stehen im engen Zusammenhang 
zueinander. Das wird auch durch die Formulierung „made up of“, welche mit 
„gebildet von“ übersetzt werden kann, deutlich. Sprich, wenn ein Übergang eine 
Veränderung von Rolle, oder Status mit sich bringt, die Geburt des ersten  
Kindes und die damit einhergehenden Konsequenzen für Familie und Beruf zum 
Beispiel, kann vom Beginn eines neuen Verlaufes gesprochen werden. Zur 
Veranschaulichung des Übergangskonzeptes: „Examples of transitions include 
leaving parental home, becoming a parent, or retiring“ (ebd.). Wichtig ist dabei 
aber die Anmerkung, dass nicht jeder Übergang zwingend einen neuen Verlauf 
einleiten muss. Zentral ist, ob der Übergang zu einer Richtungsänderung des 
Verlaufs führt. Ohne eine Veränderung der Richtung, in der sich ein Leben 
bewegt, bleiben Übergänge im Rahmen von bestehenden Verläufen. Zur 
Konkretisierung möchte ich folgendes Beispiel anführen: Eine Person zieht aus 
beruflichen Gründen mit der Familie in eine neue Stadt. Dort arbeitet diese wie 
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bisher weiter im selben Aufgabenfeld und wohnt weiterhin, wie zuvor, 
gemeinsam mit der Familie in einem Einfamilienhaus. Der Übergang des 
Umzugs alleine reicht hier nicht aus um den Verlauf des Lebens zu verändern, 
sprich die Richtung, in die es sich bewegt, zu wechseln. Würde die Person aber 
alleine umziehen und dadurch Konflikte mit der Familie entstehen, die zu einer 
Scheidung führen, so kann der Übergang des Umzugs als einleitend für einen 
neuen Verlauf gesehen werden. 
 
Spezielle Formen von Verläufen können nach Schütze (2006) als 
„Verlaufskurven des Erleidens“ bezeichnet werden. Diese zeichnen sich durch 
einen geringen bis nicht vorhandenen Handlungsspielraum des Individuums aus. 
Der Pol der Struktur wird übermächtig und der Verlauf weitestgehend davon 
bestimmt. Die Person erlebt sich nicht mehr als verantwortlich für die Gestaltung 
des Lebenslaufs (vgl Schützte 2006, S. 212ff). Auch nennt Schütze damit in 
Verbindung stehende Verhaltenweisen bzw. Reaktionen der betroffenen 
Personen. „Es ist für die Betroffenen überhaupt nicht mehr vorstellbar, dass der 
Gang der Ereignisse von ihnen beeinflusst oder gar kontrolliert werden könnte; 
folglich werden sie in ihren Lebensorientierungen immer mutloser und in ihren 
Lebensaktivitäten immer passiver.“ (Schütze 2006, S. 213). Verläufe die den 
genannten Kriterien entsprechen, werden in dieser Arbeit als Trajekte 
bezeichnet. Des Weiteren wird versucht werden, in den Fallanalysen Schützes 
Ausführungen hinsichtlich der Reaktionsformen mit dem Datenmaterial zu 
verbinden.  
 
Nächstes zentrales Konzept ist jenes der Wendepunkte bzw. Turning Points. 
„Turning Points involve a substantial change in the direction of one’s life whether 
subjective or objective“ (ebd.). Wendepunkte sind daher essentiell für die 
Analyse im Rahmen des Life Course. Um bei dem oben angeführten Beispiel zu 
bleiben, würde in der Analyse wohl der Umzug, im zweiten geschilderten Fall, als 
Wendepunkt identifiziert werden. Ein Ereignis kann dann erst als Wendepunkt 
identifiziert und bezeichnet werden, wenn es einen bestehenden Verlauf 
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durchbricht und den zuvor angesprochenen Richtungswechsel zur Folge hat. Die 
Identifizierung solcher Wendepunkte kann immer nur retrospektiv geschehen, 
sprich wenn ersichtlich wird, welche Folgen die Übergänge bzw. Ereignisse für 
den weiteren Verlauf der Lebensgeschichte haben (vgl. Sackmann; Wingens 
2001, S. 31). Also ist auch das Konzept des Wendepunktes eng verbunden mit 
jenem der Übergänge und Verläufe. Hat, wie oben ebenfalls geschildert, ein 
Übergang nicht das Potential den weiteren Verlauf zu ändern, dann kann man, 
Abbot folgend, von so genannten „little turnings“ sprechen (ebd. 32).  
 
Die Festlegung solcher Wendepunkte, und damit einhergehend auch die 
Bestimmung von Verlaufsänderungen und wichtigen Übergängen, geschieht im 
Rahmen der qualitativen Forschung durch die jeweiligen ForscherInnen. Diese 
müssen anhand des vorliegenden Pathways, die oben angeführten Konzepte 
und deren Definitionen berücksichtigend, retrospektiv Entscheidungen über 
Auswirkungen und Relevanzen von Wendepunkten und Übergängen treffen und 
ihre Entscheidungen argumentativ darlegen. Vor allem das Konzept der 
Wendepunkte und die Analyse dieser soll es ermöglichen die 
verlaufsveränderenden Faktoren, zu identifizieren und aufzuzeigen. Aber nicht 
nur jene Faktoren die Verläufe beenden sind in der Bearbeitung des 
Datenmaterials von Bedeutung. Genauso können jene Faktoren, individuell oder 
durch Struktur bestimmt, einen Erkenntnisgewinn erbringen die dafür als 
verantwortlich gesehen werden können, einen Verlauf weiter aufrecht zu erhalten 
- durch das Ausbleiben von Big Turning Points.  
 
Bevor nun aber abschließend noch einmal die wichtigsten Elemente in der 
Bearbeitung des Datenmaterials aufgezeigt werden, soll noch ein weiteres 
Konzept vorgestellt werden.  Dabei handelt es sich um jenes der Ressourcen. 
Priestley dazu: „Thinking about life course trajectories also helps us to think 
about the different kinds of resources, or capital, that people draw upon during 
their lives“ (Priestley 2001; S. 242). Ressourcen können in vielerlei Gestalt in 
Lebensläufen in Erscheinung treten, sei es nun ein Familienmitglied, eine 
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Dienstleistung, oder ökonomisches Kapital. Entscheidend dafür als Ressource zu 
gelten ist der Impact auf den Verlauf. Wird ein bestehender Verlauf als negativ 
und schmerzhaft empfunden, so wird, ein wie auch immer gearteter Einfluss, 
dann zur Ressource, wenn dadurch der Abbruch des Verlaufs ermöglicht wird, 
sprich, ein folgenreicher Übergang bzw. Wendepunkt durch diesen entsteht. 
Ebenfalls als Ressource gelten Einflüsse, die einen drohenden Abbruch eines 
bestehenden, als von der Person positiv empfundenen, Verlaufs verhindern 
können. Ressourcen können, wie Wendepunkte, nur retrospektiv, wenn deren 
Impact ersichtlich wurde, ermittelt werden. In diesem Sinn können Ressourcen 
zu jenen zuvor erwähnten verlaufsbestimmenden Faktoren gezählt werden, die 
es gilt, in der Analyse zu identifizieren.  
 
Zusammenfassend soll nun dargestellt werden, welche Erkenntnisse mittels 
dieser Konzepte im Forschungsprozess generiert werden können.  
 
Der zentrale Anspruch an unseren theoretischen Rahmen, und damit auch an die 
Methodik, war, dass diese in der Lage sein müssen, eine Verbindung zwischen 
der individuellen und der sozialen, kulturellen, bzw. strukturellen Ebene im 
Kontext von Biographie herzustellen und die Balance bzw. den Einfluss der 
Ebenen aufeinander zu ermitteln. Inwiefern können nun die soeben vorgestellten 
Konzepte diesem Anspruch gerecht werden?  
 
In erster Linie geschieht dies durch die Analyse von Verläufen und den in den  
Lebenswegen enthaltenen Entscheidungsprozessen. Anhand letzterer wird 
versucht abzulesen, inwiefern, und wenn ja in welchem Ausmaß, 
Handlungsspielraum dem Individuum bei solchen Prozessen zur Verfügung 
stand. Die Frage nach dem Anteil an struktureller Determiniertheit im 
Entscheidungsprozess soll quasi Antwort darauf geben, welchen Einfluss 
Strukturen auf der Makro-Ebene auf den Lebensweg hatten und in welchem 
Verhältnis diese zu individuellen Möglichkeiten stehen. Hier wird sozusagen der 
von uns an die Forschungsmethodik gestellte Anspruch eingelöst. Die Konzepte 
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Verlauf, Übergang, Wendepunkt und Ressourcen dienen dazu, jene 
Entscheidungsmomente einerseits zu lokalisieren, z.B. durch Wendepunkte und 
wichtige Übergänge, und in weiterer Folge entscheidende Faktoren, z.B. durch 
Aufzeigen von Ressourcen, zu ermitteln. Aber, wie auch schon in den 
vorangegangen Ausführungen angemerkt, nicht nur die Analyse erfolgreich 
vollzogener Übergänge kann für die Forschung bereichernd sein. Auch starre 
Verläufe, in denen keinerlei Übergänge oder Wendepunkte enthalten sind, 
können uns viel über das Verhältnis zwischen Struktur und Individuum sagen 
und einen Forschungsgewinn darstellen. Gerade in dieser Forschungsarbeit wird 
die Analyse solcher Verhältnisse noch eine wichtige Rolle spielen.  
 
 
6.2.3 Analyse der Statuspassagen 
 
Einen bislang noch nicht angeführten Aspekt der „Life Course“ Forschung stellt 
die Analyse der Statuspassagen dar. Unter solchen Passagen werden 
Lebensabschnitte verstanden, die durch spezielle Merkmale, z.B. Teilhabe am 
Erwerbsarbeitsleben, gekennzeichnet sind. Hoernings (1978, S. 255) 
Ausführungen folgend können vier mögliche Konzeptionen und damit 
verbundene Auslöser von Statuspassagen genannt werden.  
 
• Alterschronologische Statuspassagen: Gemeint sind hiermit die Passagen 
Kindheit, Jugend, Erwachsenenalter und Alter. Vorrangiges Merkmal ist 
das Alter der Person. 
• Sozial-strukturell indizierte Statuspassagen: Hier liegt der Fokus vor allem 
auf den sozial-kulturellen Merkmalen, die eine Statuspassage ausmachen. 
z.B. Beruf, Aufbau einer Familie für die Passage des Erwachsenenalters. 
• Statuspassagen als Kombination alterschronologischer und sozial-
struktureller Merkmale. 
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• Weiters können Statuspassagen auch aufgrund eines ungewünschten 
oder ungeplanten Ereignisses (Unfall, Krankheit, Verurteilung) ausgelöst 
werden.  
 
In der vorliegenden Arbeit wird auf die Konzeption der Kombination 
alterschronologischer und sozial-struktureller Merkmale Bezug genommen. Den 
theoretischen Hintergrund bildet in erster Linie Priestleys (2003) Abhandlung 
„Disability. A Life Course Approach“. Darin werden die Merkmale der Passagen 
Kindheit, Jugend, Erwachsenenalter und Alter dargelegt und die daraus 
resultierenden Konsequenzen für Menschen mit Behinderung diskutiert. Im 
Rahmen der Fallanalysen werden diese Merkmale bzw. Anforderungen, die an 
das Erreichen einer solchen Statuspassage geknüpft sind, dargestellt und mit 
dem konkreten Fall verbunden. Ziel dieses Analyseschrittes ist es zu klären, 
inwieweit es den an der Forschung teilnehmenden Menschen mit intellektueller 
Beeinträchtigung gelang, die Merkmale der Statuspassagen zu erreichen, bzw. 
ob und wie das Nichterreichen selbiger zu Formen des gesellschaftlichen 
Ausschlusses führte. Vor allem der Eintritt in die Passage des 
Erwachsenenalters gilt als zentral für das Erreichen einer selbstbestimmten 
Lebensführung (vgl. Priestley 2001, S. 247). Diese ist stark um das 
Erwerbsleben herum angesiedelt und damit an finanzielle Unabhängigkeit 
gekoppelt (vgl. Priestley 2003, S. 132ff). Aber auch die Themenbereiche 
Elternschaft, freie Wahl der sozialen Beziehungen und Verlassen des 
Elternhauses können in diesem Zusammenhang genannt, und als für die 
Analyse als relevant betrachtet werden. Priestley (2003) konstatiert, dass der 
„Life Course“ von Menschen mit Behinderungen oft außerhalb der genannten 
Statuspassagen verlaufe, bzw. der Erwachsenenstatus, aufgrund der 
Anforderungen, oder den nicht vorhandenen Unterstützungsmaßnahmen, nicht 
erreicht werden kann (vgl. Priestley 2003). Dies wiederum verhindere eine 
weitestgehend selbstbestimmte Lebensführung und Autonomie der Person. Ziel 
der Analyse ist es bestehende Abhängigkeiten, deren Gründe und dadurch 
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verringerte Chancen der gesellschaftlichen Teilhabe sichtbar und somit 
veränderbar zu machen.  
 
 
7  Auswahl der ForschungsteilnehmerInnen 
 
Alle ForschungsteilnehmerInnen wurden über Vertreter der Träger der 
Behindertenhilfe Österreich gewonnen. Diese wurden entweder telefonisch oder 
per E-Mail kontaktiert und über das Forschungsvorhaben informiert. Des 
Weiteren wurde ein Informationsschreiben an die Vertreter der Träger versandt, 
welches die Grundanliegen der Forschungsarbeit darlegte. Dieses wurde dann 
an die potentiellen TeilnehmerInnen weitergeleitet.  
 
Wichtigstes Merkmal welches die TeilnehmerInnen, neben jenem der 
intellektuellen Beeinträchtigung, erfüllen mussten, war ein Geburtsjahr zwischen 
1940 und 1950. Das kann vor allem vor dem Hintergrund des dritten Prinzips der 
Life Course Forschung (The Principle of Time an Place) verstanden werden 
(Elder; Johnson; Crosnoe 2004, S. 12). Grundannahme ist, dass Menschen einer 
gleichen Generation bzw. einer Kohorte aufgrund ihrer gemeinsamen Platzierung 
in einem historischen Zeitraum eine Verbindung aufweisen. Die Geburtsjahre 
lokalisieren Menschen sozusagen in bestimmten historischen Kontexten und 
verbinden diese. Diese Annahme geht zurück auf den deutschen Soziologen Karl 
Mannheim (vgl. Priestley 2003, S.19). Zentral für das Forschungsdesign, und 
somit auch für die Auswahl der TeilnehmerInnen, ist die Annahme, dass eine 
Generation nicht nur durch das gemeinsame Geburtsjahr, die biologische Basis, 
definiert wird. Wäre dies der Fall, so hätte man ein einziges Geburtsjahr 
auswählen müssen. Priestley folgend definiert eine Generation nun aber auch 
die gemeinsame soziale Struktur und die durch diese bestehenden Möglichkeiten 
für die Menschen. Sprich, eine Gruppe von Menschen kann dann als Generation 
betrachtet werden, wenn sie denselben Strukturen bzw. sozialen Einflüssen 
ausgesetzt sind. „So, while generational location has a biological basis, it is more 
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than this. Generation is also a social location, situated within a social structure 
and historical time (i.e. different generations are exposed to different social 
influences and possibilities)“ (Priestley 2003, S. 20). Im Hinblick auf das 
Forschungsdesign für diese Arbeit war nun die Überlegung, die Generation mit 
10 Jahren zu fassen. Grund hierfür war die Annahme, dass Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung, die in diesem Zeitraum geboren wurden, 
innerhalb ähnlicher Strukturen und Möglichkeiten des System der 
Behindertenhilfe und seiner rechtlichen Rahmenbedingungen, situiert waren, 
bzw. sind. Es waren die ersten Personen, die nach den Schrecken des Zweiten 
Weltkrieges AdressantInnen einer im Entstehen begriffenen Behindertenhilfe 
wurden. Demnach ist anzunehmen, dass Menschen, die in diesem Zeitraum 
geboren wurden ähnliche Erfahrungen im Hinblick auf die sie umgebenden 
Strukturen machten, und demnach als Generation im oben dargelegten 
Verständnis gesehen werden können. Als Referenz kann Priestley und Shahs 
„Disability and Social Change: private and public policies“ genannt werden. In 
diesem Werk umfassten die Generationen ebenfalls zehn Jahre und wurden 
durch gemeinsame durchlebte Umbruchssituationen zusammengefasst 
(Priestley, Shah 2010, S. 10).  
 
Die Informationen zu den potentiellen TeilnehmerInnen wurden dann von Seiten 
der Träger an mich weitergeleitet und Termine für erste Interviews vereinbart. 
Aus den drei Bundesländern wurden insgesamt sieben InterviewpartnerInnen 
ausgewählt. Jeweils drei aus der Steiermark und Salzburg, sowie eine Person 
aus Wien. Dabei wurden keine weiteren Kriterien außer dem Geburtsjahr und der 
intellektuellen Beeinträchtigung berücksichtig.  
 
Nach den ersten Interviews musste eine Person bereits ausscheiden, da diese 
aufgrund der sehr spät (in den 80er Jahren) erworbenen Behinderung nicht zur 
Zielgruppe der Forschung gezählt werden konnte. Das Interview wurde zwar bis 
zum Ende durchgeführt, aber nicht transkribiert. Alle anderen sechs Interviews 
wurden transkribiert und erste Fallvignetten erstellt. Danach wurde in der 
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Forschungsgruppe entschieden, welche drei Lebensgeschichten teil der Arbeit, 
sprich, einer Feinanalyse unterzogen werden sollten. Kriterien waren hierfür die 
Ergiebigkeit der Erstinterviews. Zwei der sechs zur Wahl stehenden Interviews 
enthielten nur sehr ungenaue Angaben und wenig Informationen bezüglich der 
Verläufe in den Lebensgeschichten und damit einhergehend bezüglich der 
Entscheidungsprozesse. Die Wahl fiel auf jene drei Interviews bzw. 
Forschungsteilnehmer, bei denen mit einem höheren Ertrag durch die Analyse zu 
rechnen war. Der weitere Verlauf der Datenerhebung und Bearbeitung ist dem 
folgenden Kapitel zu entnehmen. 
 
 




Als Methode zur Erhebung der Lebensgeschichten diente eine Mischform des 
qualitativen Interviews. Zum einen wurde eine problemzentrierte Interviewform 
gewählt (Witzel 1982). Der Aufbau des Interviews wurde so gestaltet, dass zu 
möglichsten allen der genannten Lebensphasen Informationen gewonnen 
werden konnte. Der Leitfaden beinhaltete Lebensabschnitte wie Kindheit, 
Schulzeit, Erwachsenenalter, sowie verschiedene Themenbereiche wie Bildung, 
Familienleben, wichtige Bezugspersonen und Arbeitsleben. Diese 
Themenbereiche orientieren sich an jenen, welche von Sonali Shah im Rahmen 
des Quali-TYDES Projekts entwickelt wurden (vgl. http://quali-tydes.univie.ac.at). 
Bei diesem Projekt handelt es sich um eine Zusammenarbeit der Universitäten 
Wien, Dublin, Madrid und Prag. Es werden in allen vier Ländern 
Lebensgeschichten von jungen Menschen mit Behinderung erhoben und 
dahingehend analysiert, inwiefern politische Leitlinien und Gesetze diese 
beeinflusst haben. Die Anlehnung an diesen groben Leitfaden bot sich vor allem 
auch aufgrund des ähnlichen Forschungsinteresses bzw. der ähnlichen 
Forschungsfrage an. Konkret wurde bei jedem Interview ein Raster mit den 
genannten Lebensabschnitten und Themenbereichen angelegt. In diesem 
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wurden dann vom Interviewer während des Gesprächs Notizen gemacht und bei 
Unklarheiten bzw. nicht behandelten Themengebieten Nachfragen gestellt. 
 
Als zweite Interviewform wurde das narrative Interview gewählt (Rosenthal 2008, 
S. 125ff). Es wurde weitestgehend versucht, begonnene Erzählungen nicht zu 
unterbrechen und Gesprächsverläufe narrativ zu stimulieren. Es sollten die 
persönlichen Sichtweisen ohne Eingreifen des Forschers gewonnen werden. 
Gefällt wurde diese Entscheidung, weil es im Rahmen dieser Forschung ein 
großes Anliegen war, die betroffenen Personen selbst zu Wort kommen zu 
lassen. Wie bereits bezüglich der Relevanz des Themas gesagt wurde, finden 
die Stimmen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung bisweilen vor 
allem im deutschsprachigen Raum wenig bis gar keinen Platz in der Forschung. 
Dieser Praxis soll mit der vorliegenden Arbeit ein Stück weit entgegen gewirkt 
werden. Die Bedeutung, die diesen Erzählungen beigemessen wird, kann 
insofern verstanden werden, dass die betroffenen Personen selbst die 
Möglichkeit erhalten sollten ihre Geschichte zu erzählen. Ziel der Forschung war 
es auch den betroffenen Menschen dadurch eine Stimme zu verleihen. Priestley 
dazu: 
 
„Using narrative, oral histories and autobiography can help to reveal ‘lost’ stories 
of disability, redressing the historical absence of marginalised groups, including 
people with the label of learning difficulties, and women in particular.“ (Priestley 
2001, S. 246). 
 
Des Weiteren wird davon ausgegangen, dass die Personen selbst am besten zu 
schildern vermögen, wie Entwicklungen und wichtige Entscheidungen in ihrem 
Leben wahrgenommen und getroffen wurden. Insofern fiel unsere Wahl auf diese 
Erhebungsmethode, da mittels jener das Darstellen der eigenen Sichtweisen und 




Das Forschungsinteresse bestand aber nicht ausschließlich darin, die 
Lebensgeschichten aus der Sicht der Betroffenen zu erzählen. Durch die 
Analyse des Einflusses politischer und fachlicher Entwicklungen entstand der 
Anspruch, die zeitlich-chronologische Dimension nicht außer Acht zu lassen. In 
den Interviews musste darauf geachtet werden, dass nachvollziehbar bleibt, in 
welcher Reihenfolge sich gewisse Ereignisse abspielten, bzw. dass diese auch 
einem konkreten Zeitraum in der Lebensgeschichte zugeordnet werden konnten. 
In den ersten Interviews stellte sich heraus, dass ohne eine Strukturierung, bzw. 
ohne Nachfragen meinerseits, die angesprochene zeitlich-chronologische 
Struktur der Lebensgeschichte oft nicht eindeutig nachvollziehbar geschildert 
wurde. Deshalb wurden während den Interviews immer wieder Nachfragen 
bezüglich Abfolgen von Ereignissen und, wenn möglich, ungefähren 
Jahreszahlangaben gestellt. Insofern kann auch die anfangs erwähnte 
Problemzentriertheit des Interviews verstanden werden.  
 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass im Fall der InterviewpartnerInnen dieser 
Forschungsarbeit auf die soeben geschilderte Strukturierungshilfe immer 
zurückgegriffen wurde. Vor allem das jeweils erste Interview sollte dem Forscher 
dazu dienen, sich einen Überblick über die Lebensgeschichte zu verschaffen. 
Vor dem Hintergrund dieses Anspruches wurde häufig davon gebrauch gemacht, 
Rückfragen bezüglich Zeit und Abfolge des im Interview Geschilderten zu stellen. 
Eine Technik stellte dabei die Zusammenfassung des bereits Gesagten durch 
den Interviewer dar. Dabei wurde vor allem auf den Ablauf der Ereignisse 
geachtet. Aufgabe der InterviewpartnerInnen war es, den geschilderten Verlauf 
entweder zu bestätigen, oder im Fall von Missverständnissen diese zu 
korrigieren. Dieser Vorgang wurde in den Interviews zum Teil zwei bis drei Mal, 
immer mit neuen Anfangspunkten, durchgeführt. Das heißt konkret, dass beide 
am Interview beteiligten Personen gemeinsam die Struktur der Lebensgeschichte 
erarbeiteten. Nach der Durchführung und der anschließenden Transkription der 
ersten Interviews musste teilweise auch festgestellt werden, dass die 
vorgenommene Strukturierung stark den Gesprächsverlauf bestimmte. Die 
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Annahme des Forschers für die spätere Analyse genaue Angaben zu 
Zeitpunkten von Ereignissen und Abfolgen in der Lebensgeschichte gewinnen zu 
müssen, wirkte sich teilweise hemmend auf die von der Person selbst gewählte 
Strukturierung der Lebensgeschichte aus. Bei der ersten Sichtung des 
Interviewmaterials wurde teils deutlich, dass von der Person initiierte 
Gesprächsverläufe von Seiten des Forschers unterbrochen wurden. Dieser 
Praktik wurde im zweiten Interview entgegengewirkt, indem der Schwerpunk 
stärker auf die Stimulierung narrativer Passagen gelegt wurde.  
  
Nach dem ersten Interview wurden die Tonbandaufnahmen transkribiert und eine 
Fallvignette erstellt. Diese kann als Zusammenfassung der Lebensgeschichte 
durch den Forscher verstanden werden. Der Umfang variierte zwischen zwei und 
fünf Seiten und enthält direkte Zitate aus dem Interview, je nach Umfang der 
geschilderten Geschichte. Nach dem Verfassen der Vignetten, wurde das 
Datenmaterial einer ersten groben Analyse unterzogen und es wurde nach noch 
unklaren Passagen oder aus dem Material entstandenen Fragen gesucht. Sie 
bildeten die Grundlage des zweiten Interviews. Zuvor wurden aber die verfassten 
Fallvignetten an die Teilnehmer, es waren in diesem Stadium der Forschung nur 
noch männlich Teilnehmer, versandt. Diese sollten überprüfen, ob die darin 
enthaltenen Informationen einerseits richtig waren und andererseits, ob sie 
prinzipiell mit dem verfassten Text einverstanden sind. Danach wurde das zweite 
Interview durchgeführt. Dieses sollte mehr Raum für mögliche Erzählungen und 
Vertiefungen bieten, da schon im ersten die groben Abläufe geklärt wurden. Es 
wurden Fragen, vor allem zu den in der Erstanalyse als relevant erachteten 
Ereignissen und Übergängen, gestellt. Die erhoffte Vertiefung, bzw. der narrative 
Fluss, wurde aber nur in wenigen Fällen erreicht. Dennoch stellte sich das zweite 
Interview teilweise als sehr wichtig, vor allem zur Beseitigung von 
Missverständnissen, heraus. Dieses Gespräch wurde ebenfalls transkribiert und 
die bestehenden Fallvignetten um neue Informationen ergänzt. In Kombination 
mit der Fallvignette stellen diese beiden Interviews das Analysematerial dar.  
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9 Fallvignetten und Feinanalysen 
 
Im folgenden Kapitel werden die erhobenen Lebensgeschichten dargestellt. 
Jeder der drei Fälle wird zuerst mittels der Fallvignette vorgestellt. Im Anschluss 
daran wird die jeweilige Feinanalyse präsentiert. Darin enthalten sind die 
Beantwortungen der angeführten Forschungsfragen. Zum Abschluss werden 
noch die Ergebnisse der Analysen zusammenfassend angeführt und diskutiert.  
 
 
9. 1 Fallvignette Herr G. 
 
Herr G. wurde 1942 am Bauernhof seiner Eltern in einem kleinen Ort im Süden 
von Österreich geboren. Seine frühe Kindheit verbrachte er am elterlichen Hof 
gemeinsam mit seinem älteren Bruder und einer Schwester. Sein Bruder war von 
Geburt an behindert und erlernte nie das Sprechen.  
 
Im Alter von fünf oder sechs Jahren verletzte sich Herr G. bei einem Unfall am 
Bein, musste im Spital behandelt werden und verbrachte im Anschluss eine nicht 
genauer definierte Zeit in einer sich in der Nähe befindenden Sonderheilanstalt. 
Den Hof der Eltern verlies er mit sechs oder sieben Jahren um von einem Heim 
in einer weiter entfernten Stadt aus die Schule zu besuchen. Herr G. bezeichnet 
dieses Heim als Körperbehindertenanstalt. Auf die Frage, warum er in die Stadt 
gekommen sei, antwortet er:  
 
„Jo wegan Fuas und wegn Sprachstörung.“  (Interview 1, Zeile 457) 
 
Nach Beendigung der Schulpflicht erlernte er bei einer am Heim 
angeschlossenen Korbflechterei das Handwerk. In der Schule wiederholte er 
einige Klassen und ist eigenen Angaben nach „nicht weit gekommen.“ Ein 
weiterer längerer Aufenthalt in der Sonderheilanstalt folgte aufgrund einer Fistel 
am Bein. Während dieser Zeit wurde er in der Anstalt beschult. An Besuche der 
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Eltern, sowie an Einzelheiten seine Schulzeit betreffend kann er sich während 
der beiden Gespräche nicht erinnern.  
 
Nach Beendigung der Schulpflicht begann er eine Berufsausbildung im Rahmen 
der Körperbehindertenanstalt. Er konnte zwischen verschiedenen Werkstätten, 
wie zum Beispiel einer Tischlerei, Gärtnerei oder Schneiderei, wählen und 
entschied sich schlussendlich für das Korbflechterhandwerk. Als Grund nennt er: 
„Zufällig, woas jo ned wieso. Weus ma gfoin hod“ (Interview 2, Zeile 594). 
Nachdem diese Ausbildung abgeschlossen wurde arbeitete Herr G. in einer in 
der Stadt ansässigen Korbflechterei. Er behielt die Stelle jedoch nur ein knappes 
Jahr. Als Kündigungsgrund gab der damalige Arbeitsgeber den Mangel an 
Aufträgen an. Während dieser Zeit wohnte er in einem katholischen 
Arbeiterheim. Als er seine Anstellung bei der Korbflechterei verlor, hatte Herr G. 
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld, da das Dienstverhältnis nicht lange genug 
bestand.  
 
Daraufhin kehrte er an den Hof der Eltern zurück und half bei den anstehenden 
Arbeiten mit. Sein Bruder wohnte ebenfalls am Hof. Dieser hatte keine 
körperliche Einschränkung, konnte somit bei den Arbeiten besser mithelfen und 
musste daher den Hof nicht verlassen. Er besuchte Herrn G.s Angaben folgend 
nie eine Schule und half bis zu seiner Unterbringung in einem Pflegeheim den 
Eltern und Nachbarn bei anstehenden Arbeiten.  
 
Am Hof verbrachte Herr G. die nächsten sechs bis sieben Jahre. Da es sich um 
ein kleines Dorf mit hauptsächlich landwirtschaftlichen Betrieben handelte, fand 
er keine passende Arbeit. Aufgrund seiner Beinverletzung konnte er auch nicht 
alle notwendigen Arbeiten (z.B. das Mähen mit der Sense) verrichten.  Auch war 
längerfristig am Hof kein Platz für beide Brüder.  
 
Zu dem Träger der Behindertenhilfe wurde Herr G. durch die zuständige 
Bezirkshauptmannschaft bzw. das Arbeitsamt vermittelt. Zuerst folgte eine 
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medizinische Untersuchung in der Stadt durch einen Arzt, welcher feststellen 
sollte, ob das Angebot des Trägers passend für ihn war. Den Besuch der 
Einrichtung in der Stadt konnten sich die Eltern jedoch nicht leisten, da diese an 
den Wochenenden geschlossen hatte und Herr G. zwischen der Stadt und dem 
Heimatort hätte pendeln müssen. Dies hätte zu hohe Fahrtkosten zur Folge 
gehabt. Erst ein Jahr später kam er in die Einrichtung in jenem Ort, in dem er bis 
heute lebt. Diese hatte auch an den Wochenenden geöffnet und löste somit das 
Problem des Pendelns. Die Leistung der Vermittlung ist für Herrn K. zentral:  
 
„Do homs mi doher verhuifen... Sunst war i ned owakumman.“ (Interview 
2, Zeile 895) 
 
Arbeiten und Wohnen waren in dieser Einrichtung nicht getrennt. Als Tätigkeiten 
beschreibt er das Verpacken und Sortieren von Buntstiften, das Falten von 
Kartonagen sowie das in der Stadt gelernte Flechten. Diese Tätigkeiten 
verrichtete er bis 1975.  
 
Als die Heimleitung einen Hausmeister suchte, übernahm Herr G. die Stelle und 
erhielt eine Anstellung. Als dafür verantwortlich sieht er den Einsatz der 
damaligen Heimleiterin. Diese habe dafür bei der Landesregierung bzw. dem 
Arbeitsamt angefragt und ihm somit diese Anstellung verschafft. Von diesem 
Zeitpunkt an verrichtete er andere Tätigkeiten (Reparaturen im Haus, Pflege des 
Gartens etc.) und erhielt ein geregeltes Gehalt. Auch sein Status in der 
Einrichtung veränderte sich. Davor war er nach eigenen Angaben ein so 
genannter „Zögling“ (Interview 1, Zeile 1055). Der Wohnort wurde jedoch nicht 
gewechselt. Er lebte weiterhin bis zur Pensionierung in der Einrichtung.  
 
1986 verbrachte er wieder eine gewisse Zeit in der Sonderheilanstalt. Diesmal 
wurde er am Fuß operiert und blieb eine längere Zeit stationär untergebracht. 
Danach kehrte er wieder in die Einrichtung zurück.  
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Als 1996/ 1997 der Wohnbereich von der Werkstatt getrennt wurde, blieb Herr G. 
als Hausmeister in der Werkstatt. Die Urlaube verbrachte er bis zum Tod seiner 
Eltern zumeist  an deren Hof. Andere Urlaube, einmal an den Strand nach Italien, 
oder Wandern in den Bergen, unternahm er mit der Einrichtung. Freunde oder 
Bekannte im Wohnort hatte er keine. Der Kontakt beschränkte sich hauptsächlich 
auf die Bewohner des Heims und Mitarbeiter. Als Grund hierfür nennt er, dass 
sich das nicht so ergeben hätte und dass er nie Leute aus dem Ort kennen 
gelernt hätte. Auch eine Beziehung habe er nie geführt.  
 
2008 geht Herr G. schließlich in Pension. Die Heimleitung habe ihn darauf 
hingewiesen, dass er nun genug Arbeitsjahre zusammen habe um in Pension zu 
gehen. Mit der Pensionierung wechselte er auch den Wohnplatz. Er zog in das 
Seniorenheim im Ort. Dort wurde zu dieser Zeit ein Platz frei. Die Alternative 
wäre ein Umzug zur Schwester gewesen. Er bevorzugte aber das Seniorenheim, 
da er so im Ort bleiben und weiterhin die Einrichtung besuchen konnte.  
 
Zurzeit besucht Herr G. noch jeden Tag, außer an den Wochenenden, die 
Einrichtung und isst dort zu Mittag. Bei anstehenden Arbeiten hilft er auch 
freiwillig mit, damit keine Langeweile entsteht. Sein Posten als Hausmeister 
wurde nicht nachbesetzt. Zu den anderen Bewohnern aus dem Seniorenheim hat 
er schon Kontakt, wenn auch nichts gemeinsam unternommen wird. In seiner 
Freizeit spaziert er gerne im Ort herum oder besucht die Werkstätte. 
 
Seine Zukunft betreffend hat Herr G. keine konkreten Pläne. Überhaupt, meint 
er, er habe so was wie Pläne nie wirklich gehabt. Heute ist es ihm wichtig, dass 
er weiterhin mobil ist und zu Fuß in die Einrichtung gehen kann. Als zentralen 








9.2 Feinanalyse Herr G. 
 
Wie in der Darlegung der Methodik bereits festgehalten wurde, soll in der 
Analyse der Lebensgeschichten der Fokus, neben den bestehenden Trajekten, 
Ressourcen und eventuell vorhandenen Wendepunkten, vor allem auf die 
Übergänge zwischen den einzelnen Lebensabschnitten, bzw. den damit 
verbundenen Statuspassagen gerichtet werden. Konkret sollen vor allem die 
Entscheidungsprozesse zu diesen Zeitpunkten ins Zentrum der Betrachtung 
rücken. Zentrale Frage der vorliegenden Bearbeitung ist nun, in welchem 
Verhältnis der Handlungsspielraum des Individuums zu jenem des strukturellen  
Einflusses steht und welche Auswirkungen dieses Verhältnis für den gesamten 
Lebenslauf hatte. Als Analysefilter sollen auch die Entstehung und Entwicklung 
des Wesens der Behindertenhilfe sowie rechtliche Rahmenbedingungen dienen. 
Neben dieser Analyse werden auch das von der Person genannte Verständnis 
von Behinderung sowie im Datenmaterial enthaltene Äußerungen zu Merkmalen 
der Einrichtung der Behindertenhilfebearbeitet werden. Einen weiteren Teil der 
Analyse bildet der Miteinbezug von Priestleys Ausführungen hinsichtlich der 
Charakteristika der Statuspassagen im Rahmen des „Life Course“. Konkret wird 
herausgearbeitet, inwieweit es der  Person im Laufe des Lebens gelang, die 
jeweiligen Statuspassagen und damit verbundene Merkmale zu erreichen. Hier 
wird vor allem auf Priestleys „Disability and the Life Course“ Bezug genommen 
(Priestley 2003).  
 
Betrachtet man nun die vorliegende Fallvignette, kann beim ersten Blick 
festgehalten werden, dass die meisten der darin enthaltenen 
Entscheidungsprozesse weder von der Person initiiert noch gestaltet wurden. 
Eine nähere Analyse der einzelnen Übergänge wird nun chronologisch 
vorgenommen, um die Nachvollziehbarkeit des Verlaufs der Lebensgeschichte 
aufrecht zu halten, bzw. um die Auswirkung früherer Entscheidungen auf darauf 
folgende besser beziehen zu können.  
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1. Der Unfall – Beginn des Trajekts 
 
Dem Konzept der verlaufsbestimmenden Wendepunkte folgend kann als erster 
und einziger Turning Point in der vorliegenden Biographie der Unfall in früher 
Kindheit genannt werden. Herr G. verletzt sich, wie bereits der Vignette zu 
entnehmen ist, am Bein und es entsteht eine dauerhafte Schädigung und 
Einschränkung seines Bewegungsapparates. Diese kann aus mehreren 
Gründen, wie später noch dargelegt werden wird, als stark prägend für den 
weiteren Verlauf seiner Lebensgeschichte sowie für sein Selbstbild gesehen 
werden.  
 
Das kann zuallererst so verstanden werden, als das durch die Verletzung der 
erste von insgesamt drei Aufenthalten in einer Sonderheilanstalt initiiert wurde. 
„Jo genau an Unfall ghobt, dann bin i (Sonderheilanstalt) aufikuman wegan 
Fuas...” (Interview 1, Zeile 386-387). Der Aufenthalt markiert auch die erste frühe 
Trennung von der Familie und dem bis dahin bestehenden sozialen Umfeld. 
Diese Praktik kann in Zusammenhang mit der herrschenden Vorstellung der 
Korrektur bzw. Heilung der Beeinträchtigung gesehen werden. Ein klarer Hinweis 
auf das Vorherrschen einer individuumzentrierten Sichtweise von Behinderung. 
Vor allem in der Statuspassage des Kindes steht Priestley folgend für Menschen 
mit Beeinträchtigung die Heilung bzw. Behandlung selbiger im Vordergrund.  
 
„With the rise of scientific rationalism and medical knowledge, attention 
turned increasingly to the possibility of correction and the cure. Thus, the 
cultural construction of disabled childhoods continued to emphasize a 
desire to resolve or eliminate impairment characteristics.“ (Priestley 2003, 
S. 69) 
 
Insofern kann hier von einem Sonderverlauf in der Kindheit gesprochen werden. 
Auch die strukturelle Bedingtheit des Verlaufs wird hier deutlich. 
Gesellschaftliche Ansprüche und die Dominanz der Vorstellung medizinischer 
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Heilung von Behinderung können für den weiteren Lebensweg als bestimmend 
herausgearbeitet werden. Grundlage bildet die körperliche Beeinträchtigung. 
 
Auffällig am Datenmaterial ist, dass von Seiten der Person keine Äußerungen zu 
Trennungsgefühlen gemacht wurden. Insgesamt wird die Thematik „Trennung 
von der Familie“, die noch öfter in der Lebensgeschichte enthalten ist, durchwegs 
unemotional dargestellt. Auf die Frage, wie er diese als Kind erlebt hätte, 
antwortet er mit: „Wie normal...“ (Interview 2, Zeile 348). Eine Lesart bzw. 
Interpretation könnte lauten, dass durch die frühe und durch den Unfall 
erzwungene Loslösung von der Familie - er wurde während den Aufenthalten in 
der Sonderheilanstalt und auch später im Heim von den Eltern kaum bis gar nicht 
besucht - diese und auch später folgende Loslösungen von ihm als Teil der 
Normalität wahrgenommen wurden und eine starke emotionale Bindung an die 
Familie dadurch verhindert bzw. gestört wurde. Er gibt aber auch an, dass er sich 
daran nicht mehr erinnern könne. Eine Lesart hierzu kann sein, dass der damals 
erlebte Trennungsschmerz auch noch heute als zu schmerzhaft erlebt werden 
würde und somit verdrängt werden muss. Dafür würde auch sprechen, dass zu 
den Aufenthalten in der Sonderheilanstalt keinerlei genaue Angaben bzw. 
Schilderungen gemacht wurden. Vielmehr wurde im Gespräch nur auf die 
Zeitpunkte der Aufenthalte eingegangen. Auf die Frage nach dem Alltag in der 
Einrichtung antwortete Herr G.: „Jo des wor a Krankenhaus, ned.“ (Interview 2, 
Zeile 291). Im Kontext des gesamten Interviews ist das auffällig, da zu anderen 
Ereignissen und Stationen in seinem Leben durchaus genauere Angaben 
gemacht wurden, was gegen ein vom Gedächtnis bedingtes prinzipielles 
Vergessen spricht.  
 
2. Die Körperbehindertenanstalt: „Bin ois a kloana scho weg kumman.“ 
(Interview 1, Zeile 687) 
 
Die durch den Unfall verursachte bleibende Schädigung des 
Bewegungsapparats ist auch ausschlaggebend für den weiteren Verlauf. Herr G. 
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wird im Anschluss an den Krankenhausaufenthalt in einem Heim, eineinhalb 
Autostunden von seinem Heimatort entfernt, untergebracht. Er selbst bezeichnet 
dieses als „Körperbehindertenanstalt“ (Interview 1 Zeile 34).  Hier wird erstmals 
deutlich, dass Herr G. seine Behinderung selbst als zentrales Merkmal seiner 
Person sieht. Ähnliche Äußerungen folgen im Lauf der Lebensgeschichte. Von 
diesem Heim aus besucht er eine Sonderschule. Auf die Frage, ob denn die 
Möglichkeit einer Beschulung im Heimatort bestanden hätte, antwortete er:  
 
„Na! Na, na, na... Bin ois a kloana scho weg kumman.“ (Interview 1, Zeile 
687) 
 
Hier wird klar eine starke Einschränkung der bestehenden Möglichkeiten 
deutlich. Die weite Distanz zum Heimatort bzw. Unterbringung im Heim kann auf 
das damals noch nicht flächendeckende System der Behindertenhilfe 
zurückgeführt werden. Es gab, betrachtet man das zu dieser Zeit vorliegende 
Angebot, schlichtweg keinerlei Alternativen. Insofern kann hier klar eine 
Beeinflussung des Lebenswegs durch das bestehende Angebot attestiert 
werden.   
 
Als Grund für das Verlassen des Heimatortes nennt er selbst sein Gebrechen am 
Fuß sowie seine Sprachstörung. Entscheidungsträger waren eigenen Angaben 
nach seine Eltern.  
 
In den Schilderungen die Schulzeit betreffend wird deutlich, dass er diese als 
wenig erfolgreich wahrgenommen hat. Zentral ist für ihn, dass er „nicht 
weitergekommen“ bzw. „nicht weit gekommen“ ist (Interview 1, Zeile 677-678). Er 
sei immer wieder sitzen geblieben und sieht sich als schlechten Schüler. Wie 
bereits zum Aufenthalt in der Sonderheilanstalt werden zur Schulzeit auch keine 
genaueren Angaben gemacht. Das kann dahingehend interpretiert werden, dass 
die Schulzeit seiner Meinung nach stark mit seinem Versagen als Schüler - wie 
bereits erwähnt scheint es für ihn das „nicht Weiterkommen“ von zentraler 
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Bedeutung gewesen zu sein - verbunden und damit hauptsächlich mit negativen 
Erinnerungen behaftet ist.  
 
Der Übergang zur Berufsausbildung ist ebenfalls stark von der Seite des 
Systems bestimmt, auch wenn hier ein kleiner Entscheidungsspielraum 
eingeräumt wurde. Herr G. absolvierte eine Berufsausbildung im Rahmen der 
„Körperbehindertenanstalt“, in welcher er seit der Kindheit untergebracht war. 
Sprich, die Wirkung des ersten Turning Points bestand weiterhin. Mit 
Entscheidungsspielraum ist hier gemeint, dass er Herr G. sich im Rahmen der 
Einrichtung für eine spezifische Ausbildung entscheiden „durfte“. Seine 
Entscheidung fiel letztlich auf eine Ausbildung zum Korbflechter - das Handwerk 
indem er schon zur Schulzeit tätig war. Abgesehen davon bleibt das vom Unfall 
an wirksame Trajekt bestehen. Dieses zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass 
Herr G. bis dato keinerlei Entscheidungen bezüglich seines Lebensverlaufs 
machen konnte.  
  
„Durt wo i wor, Behinderte, ned, do hob i Korbflechter gelernt.“ (Interview 
2, Zeile 524). 
 
Ein interessanter Punkt ist, dass er auch in den Schilderungen diese Zeit 
betreffend seine Behinderung und das Zusammenleben mit anderen Menschen 
mit Behinderung in den Vordergrund rückt. Weiters betont er auch, dass es sich 
dabei nicht um eine gewöhnliche Berufsausbildung gehandelt habe. Er habe 
keine Berufsschule absolviert. „Owa ka Schui gmocht. Berufsschui bin i nix owi.“ 
(Interview 2, Zeile 525). Damit grenzt er sich bewusst von Personen ab, die diese 
absolvierten und eben nicht das Merkmal der „Behinderten“ trugen. Sein 
Selbstbild ist stark geprägt vom Merkmal der Behinderung. Das wird auch noch 
in weiter folgenden Äußerungen deutlich. Die körperliche Beeinträchtigung bildet 
den Ausgangspunkt für seine „Sonderkarriere“ bzw. seinen Lebenslauf abseits 
eines als „normal“ zu bezeichnenden Verlaufs. Merkmal dessen ist zum einen die 
bereits dargelegte starke Beeinflussung des Verlaufs durch äußere Faktoren 
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(z.B. das Verlassen der Familie aufgrund des Besuchs einer Sonderschule). Zum 
anderen ist die starke Bindung des Lebensweges an Sondereinrichtungen der 
Behindertenhilfe ebenfalls klar als Ausdruck einer „Sonderkarriere“ bzw. einer 
von Behinderung geprägten Biographie zu sehen.  
 
Ein Merkmal der Statuspassage der Jugend ist nach Priestley die Vorbereitung 
auf das spätere Erwerbsleben und damit verbunden der Status des 
Erwachsenen (vgl Priestley 2003, S.93). Für ihn ist diese Passage zentral für den 
weiteren Life Course. Hier werden die Merkmale des Status des Erwachsenen 
entwickelt, bzw. ausgebildet und darüber entschieden inwieweit dieser erreicht 
werden kann. In der vorliegenden Biographie wird die Besonderung auch in 
diesem Lebensabschnitt deutlich. Die Berufsausbildung wird ebenfalls in einem 
nicht inklusiven Setting vollzogen und führt, wie der weitere Verlauf zeigt, nur 
bedingt zu einer Beschäftigung im Sinne einer Erwerbsarbeit. 
 
Zu nennen ist auch, dass er eine Trennung sieht zwischen Menschen innerhalb 
von Einrichtungen der Behindertenhilfe und jenen außerhalb. Er gibt an, Letztere 
nicht zu kennen und auch schwerer mit ihnen kommunizieren zu können, da er 
nichts von ihnen wisse. Damit spricht er an, dass er zu Menschen ohne 
Behinderung wenig bis keinen Bezug sieht. Hier kann deutlich von einer 
Wirkungsweise des exkludierenden Trajekts gesprochen werden. Seine 
persönliche Zuordnung zur Gruppe „der Behinderten“ kann ebenfalls als 
Ergebnis der Wirkung des bislang beschriebenen Verlaufs gesehen werden. 
Weiters spricht es dafür, dass dieses Merkmal für ihn von großer Relevanz für 
die Gestaltung von zwischenmenschlichen Beziehungen war. Kontakt zu 
Menschen ohne Behinderung geschah nur über die Familie und MitarbeiterInnen 
der Einrichtung. Hierauf soll später, Bezug nehmend auf die Auswirkungen der 
Rahmenbedingungen der Einrichtung, noch näher eingegangen werden.   
 
Der beschriebene verminderte Kontakt zur Gleichaltrigen bzw. zur Peer Group 
abseits von Trägern des Merkmals der Behinderung führt Priestley folgend 
 97 
ebenfalls zu einer eingeschränkten Fähigkeit, die Aufgaben im Status des 
Jugendlichen wahrzunehmen bzw. sich auf den Status des Erwachsenen 
vorzubereiten (vgl. Priestley 2003, S. 90ff). Die jugendliche Identität entwickelt 
sich z.B. im Austausch mit der Peer-Group und in der Auseinandersetzung mit 
kulturellen Angeboten und Möglichkeiten der Freizeitgestaltung. Ein 
exkludierendes Setting, wie in dieser Lebensgeschichte beschrieben, führt 
demnach zur einer starken Limitierung des Zugangs zur Statuspassage der 
Jugend.  
 
Dem Lebensverlauf weiter folgend, gerät als nächstes der Übergang zwischen 
der absolvierten Berufsausbildung und dem Eintritt ins Arbeitsleben in den 
Fokus. Hierzu finden sich in der Transkription wieder passive Formulierungen bei 
der Gestaltung.  
 
„Vo Körperbehinderte durt wo i gorbeitet hob, do hob i den Plotz gfunden 
kriagt, jo,...“ (Interview 2, Zeile 680-681) 
 
Die Stelle in einem Korbflechterbetrieb wurde von der Ausbildungsstelle 
vermittelt. Neben der verlausfbestimmenden Funktion  der Einrichtung findet sich 
im Zitat auch ein weiterer Hinweis darauf, dass er seine körperliche Behinderung, 
und die Zuordnung zu dieser Gruppe („Vo Körperbehinderte....“), als für ihn 
relevant erlebte. Nach weniger als einem Jahr kommt es zum Verlust dieser 
Arbeitsstelle. Als Kündigungsgrund wurde von Seiten des Arbeitsgebers der 
Mangel an Aufträgen angegeben.  
 
3. Rückkehr an den Hof der Eltern: „Dann bin i wieder ham. Wos sui i 
mochen?“ (Interview 1, Zeile 722) 
 
An dieser Stelle wird das Fehlen von Alternativen und Wahlmöglichkeiten 
deutlich. Herr G. sieht sich nun gezwungen zu seinen Eltern zurückzukehren. Er 
findet keine neue Anstellung und erhält aufgrund der kurzen Dauer des 
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Arbeitsverhältnisses keine finanzielle Unterstützung in Form von 
Arbeitslosengeld. Zum Ausdruck bringt er diesen Zwang indem er festhält: „Dann 
bin i wieder ham. Wos sui i mochen?“ (Intervie 1, Zeile 722). Nicht vorhandenes 
Angebot auf dem Arbeitsmarkt, aber auch im Bereich der Behindertenhilfe, sowie 
das Fehlen von finanziellen bzw. rechtlichen Rahmenbedingungen können hier 
als stark prägend für den Verlauf gekennzeichnet werden.  
 
Hier kann ganz eindeutig von einem gescheiterten Übergang in die 
Statuspassage des Erwachsenen gesprochen werden. Die Ausbildung im 
Rahmen einer Einrichtung der Behindertenhilfe reichte scheinbar nicht für eine 
längerfristige Beschäftigung am Arbeitsmarkt aus. Herr G. verliert seine 
Erwerbsarbeit (zentrales Merkmal der Statuspassage des Erwachsenen) und 
damit auch seine finanzielle Unabhängigkeit (vgl. Priestley 2003, S 132ff). Folge 
ist der Zwang, zu den Eltern zurückkehren zu müssen. Auch hier wird das 
Scheitern des Übergangs deutlich. Anstatt einer Loslösung vom Elternhaus und 
der Gründung einer eigenen Familie sieht sich Herr G. aufgrund der strukturellen 
Bedingungen gezwungen, klare Rückschritte im Hinblick auf seine 
Unabhängigkeit zu machen. Die Erreichung des Status des Erwachsenen konnte 
demnach nicht erfolgen.   
 
Die Heimkehr wurde von der Herrn G. negativ erlebt. Auf die Frage wie diese 
wahrgenommen wurde antwortet er im Interview: „Mhm... Na goa so guad ned.“ 
(Interview 2, Zeile 864). Im Bezug auf die Arbeitsstelle finden sich im 
Datenmaterial keine näheren Ausführungen. Zentraler scheinen für ihn die kurz 
darauf erfolgte Kündigung und deren Auswirkungen gewesen zu sein.  
 
Die nächsten sechs bis sieben Jahre sind geprägt vom Warten auf die 
Vermittlung eines neuen Arbeitsplatzes. Als Grund für die lange Wartezeit kann 
wieder der Mangel an passenden Angeboten, sprich, das frühe 
Entwicklungsstadium der Behindertenhilfe, angenommen werden. Herr G. sah 
diese Zeit immer als Übergangslösung an. In seinen Aussagen wird deutlich,  
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dass er seine Zukunft nicht am Hof der Eltern sah. Grund hierfür war wieder 
seine körperliche Behinderung. Diese hinderte ihn daran, viele der anstehenden 
Tätigkeiten zu verrichten. Die Arbeit am Hof betreffend sagt er: „Goa so guad 
wors ned, mit mein Fuaß....“ (Interview 2, Zeile 765). Auch, dass aufgrund seiner 
Behinderung das Pachten des Betriebs von ihm nicht weitergeführt werden 
konnte, bringt er zum Ausdruck:  
 
„Pächter, behindert kannst ned überall anfangen... I kann ned a Pächter 
sei. I kann ned so anfaunga do.“. (Interview 2, Zeile 793) 
 
Sein Bruder, welcher seinen Angaben nach „a behindert“ war, blieb jedoch sein 
Leben lang am Hof (Interview 2, Zeile 51). Da dieser keine körperliche 
Beeinträchtigung hatte, konnte er anstehende Tätigkeiten erledigen und fand 
immer wieder Arbeit bei benachbarten Landwirtschaften. Diese Option stand für 
Herrn G. nicht zur Wahl. Vor allem die Tatsache, dass in der näheren Umgebung 
hauptsächlich landwirtschaftliche Betriebe angesiedelt waren, erschwerte das 
Finden einer passenden Arbeit. Von Anfang seiner Heimkehr an stand er in 
Kontakt mit den zuständigen Behörden. Er nennt in diesem Zusammenhang die 
Bezirkshauptmannschaft und das Arbeitsamt.  
 
„Dann bin i hoid hamgfoahn, wor do laung, dann durch 
Bezirkshauptmannschaft, de hom gschaut...“ (Interview 2, Zeile 688-689) 
 
An dieser Stelle soll durch ein weiteres Zitat noch einmal dargelegt werden, dass 
Herr G. ganz klar seine Behinderung als richtungsgebend für seinen Lebenslauf 
sieht:  
 
„Aso na, jo freili wa i ned, wa i ned owakumman (Einrichtung der 
Behindertenhilfe) waun i gsund wa, ned?“ (Interview 2, Zeile 786-787) 
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Er selbst sieht sich als nicht gesund und nicht fähig, die Arbeiten am Hof zu 
erledigen. Zum ersten tatsächlichen Vermittlungsversuch kommt es nach fünf bis 
sechs Jahren. Herr G. sollte eine Werkstatt der Behindertenhilfe besuchen. 
Zuerst erfolgte eine Untersuchung eines zuständigen Amtsarztes, welcher über 
die Aufnahme des Beschäftigungsverhältnisses entschied. Hier wird die 
Dominanz der Medizin, und damit verbunden die zentrale Rolle des 
Rehabilitationsgedanken, der diese  Zeit prägte, erkennbar.  Der Amtsarzt war 
Entscheidungsträger darüber, welche Form der Unterstützung der Person 
gewährt wurde. Zentrales Kriterium war, wie die Erwerbsfähigkeit bzw. 
Produktivität der Person eingeschätzt wurde. Vor allem die 
Beschäftigungstherapie wurde als wettbewerbsgeschützter Rahmen gesehen für 
Menschen, „die nach ihrem persönlichen Zustand für eine Rehabilitation nicht in 
Betracht“ kamen (Pindur 1966, S. 15). Hier wird ersichtlich, dass die 
Möglichkeiten der Person stark von den äußeren Ansprüchen, sprich, den 
Kriterien der zuständigen Ärzte, abhängig waren. Ärzte und FürsorgerInnen 
erfüllten gewissermaßen in der damaligen Zeit eine Gatekeeperfunktion zur 
Behindertenhilfe. Die Entscheidung über den Anspruch bzw. die Form der 
Hilfeleistung wurde  von medizinischen Sachverständigen, wie in diesem Fall 
dem Amtsarzt,  getroffen.  
 
Herr G. sollte in der Stadt, in der sich auch die ehemalige Schule und das Heim 
befanden, eine Einrichtung der Behindertenhilfe besuchen. Diese Vermittlung 
scheiterte jedoch aus verschiedenen Gründen. Zum einen lag es an der Struktur 
der Einrichtung: diese bot an den Wochenenden keine Unterbringung. Herr G. 
hätte jedes Wochenende an den Hof der Eltern zurückkehren müssen, was 
allerdings aufgrund mangelnder finanzieller Ressourcen der Eltern bzw. der 
Person selbst nicht möglich war.  
 
„Nocha wors so, die Eltern hom ned so vü ghobt, dass sa sis leisten hom 




Diese Faktoren führten dazu, dass Herr G. ein weiteres Jahr auf eine Vermittlung 
warten musste. Das Fehlen von alternativen Angeboten und Einrichtungen 
zwang ihn weiter bei seiner Familie zu bleiben und somit weiterhin nicht den 
Status des Erwachsenen zu erreichen. Es ist davon auszugehen, dass zu dieser 
Zeit vielen Menschen mit Behinderung kein passendes Angebot in ihrer näheren 
Umgebung zur Verfügung stand und somit die Unterbringung bei der Familie, 
oder in manchen Fällen in psychiatrischen Anstalten, den Regelfall bildeten.  
 
4. Das Finden einer Beschäftigung: „Do homs ma de Stelle verhuifen“ 
 
Für die darauf folgende Vermittlung sieht Herr G. die Bezirkshauptmannschaft 
als verantwortlich. In dieser Einrichtung ist nun der Wohnplatz auch am 
Wochenende gewährleistet. Die Bezirkshauptmannschaft habe ihn nach dem 
gescheiterten ersten Versuch in die neue Einrichtung „owigschickt“ (Interview 2, 
Zeile 691). Auch hier verwendet er durchgehend passive Formulierungen. „Do 
homs ma de Stelle verhuifen“ (Interview 1, Zeile 739), oder „die hom nachher 
Bezirkshauptmannschaft, die hom mir nocher des (Einrichtung der 
Bindertenhilfe) erschaffen“ (Interview 1, Zeile 99-100). Ganz klar drückt er die 
seiner Meinung nach zentrale Funktion der Vermittlung in folgendem Zitat aus:  
 
„Do homs mi da doher verhuifen... Sunst wa i ned owakemman.“ 
(Interview 2, 895) 
 
Auch während dieses Übergangs können keine Entscheidungsmomente auf 
Seiten der Person ausgemacht werden. Vielmehr entsteht der Eindruck, dass 
Herr G. sich zu diesem Zeitpunkt als völlig abhängig von der Hilfe anderer sah, 
vor allem im Hinblick auf das Finden eines Jobs. Die Formulierung „verhelfen“ 
impliziert gewissermaßen auch seine Rolle des Hilfsbedürftigen, bzw. drückt sein 
starkes Abhängigkeitsverhältnis aus.  
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Im zweiten Gespräch erwähnt er, dass es für ihn anfangs „fremd“ gewesen sei, in 
die neue Einrichtung zu kommen. Auf die Frage, was er sich von der neuen 
Arbeit und dem damit verbundenem Wohnplatz erwartet habe, antwortet er: „ Jo 
de hom gor nix gsogt,... de hom ma gor nix gsogt na.“ (Interview 2, Zeile 971). Er 
wusste nur, dass es so ähnlich sein sollte wie beim ersten Vermittlungsversuch, 
aber auch das hätte er nicht wirklich gekannt. Deutlich wird hier erneut seine 
Abhängigkeit vom System. Er bekommt keine näheren Informationen seine neue 
Beschäftigung betreffend. Auch verfügt er über keinerlei Handlungsspielraum 
bzw. Entscheidungskompetenz.  
 
Dennoch habe er sich darauf gefreut. Das könnte dahingehend interpretiert 
werden, dass es ihm nach der langen Wartezeit nicht mehr wichtig war, wie die 
Stelle genau aussehen werde, sondern die Erleichterung, endlich einen Platz 
gefunden zu haben, im Vordergrund stand. Die große Bedeutung dieses 
Übergangs in seinem Leben bringt er zum Ausdruck, indem er die Frage nach 
wichtigen Momenten in seinem Leben folgendermaßen beantwortet:  
 
„Das i oiweu hob kennan orbeiten. Sicherer Plotz wor Arbeitsplotz...“ 
(Interview 1, Zeile 1331-1331) 
 
Auch diese Aussage könnte so interpretiert werden, dass die lange Wartezeit auf 
einen Job seinerseits als unangenehm wahrgenommen wurde. Das Finden des 
Platzes in der Einrichtung markierte sozusagen die Beendigung dieser lang 
andauernden Phase und wurde deshalb als besonders wichtig und positiv 
empfunden. Auch wenn, wie zuvor bereits erwähnt, er nicht genau wusste, was 
ihn erwartete. 
 
Hält man an diesem Punkt kurz Rückschau, so kann festgehalten werden, dass 
bei bislang allen Übergängen und Entscheidungsprozessen zu einem 
überwiegenden Teil der Handlungsspielraum der Person als stark eingeschränkt 
und zum Teil nicht existent bezeichnet werden kann. Das durch den Unfall bzw. 
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die dadurch verursachte körperliche Behinderung initiierte Trajekt blieb ohne 
Unterbrechung bestehen.  Ab dem Aufenthalt in der Sonderheilanstalt sieht sich 
Herr G. in seinen Schilderungen nicht mehr als verantwortlich für das Treffen von 
Entscheidungen darüber, in welche Richtung sein Leben verläuft. Alle in der 
Lebensgeschichte bis dahin vorkommenden Übergänge werden als nicht von 
ihm bestimmt geschildert. Vielmehr nimmt er eine passive Rolle ein. Vor allem 
während der Zeit am Hof seiner Eltern wird dies deutlich. Herr G. ist 
gewissermaßen gezwungen, auf ein zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
bestehendes Angebot der Behindertenhilfe zu warten. Der Mangel an 
Alternativen und Optionen führt zu dieser Situation, und kann zugleich als 
Ausdruck des Trajekts, einer Verlaufskurve des Erleidens nach Schütze, 
gesehen werden (vgl. Schütze 2006). Ungefähr zeitgleich mit den ersten 
Behindertenhilfegesetzen entstehen auch die ersten Einrichtungen, die zu einem 
Teil die bis dahin bestandene „Lücke“ schließen. Für Herrn G. bedeutet das die 
Beendigung einer sechs Jahre dauernden Wartezeit. Insofern kann hier der 
Rückschluss gezogen werden, dass die Entwicklung der Behindertenhilfe bzw. 
das Entstehen neuer Einrichtungen, einen großen Einfluss auf die vorliegende 
Lebensgeschichte hatten. 
 
Zum Zeitpunkt des Interviews befindet sich Herr G. nun mittlerweile schon seit 
über 43 Jahren in der Einrichtung. Er selbst sagt: „Do hob i mei Leben 
verbrocht.“ (Interview 1, Zeile 976). Es gab zu dieser Zeit nur die Küchengruppe 
und die Werkstatt.  Herr G. arbeitete in letzterer. Wohn- und Arbeitsbereich 
waren im selben Gebäude. Lediglich eine Trennung der Männer- und 
Frauenschlafräume war vorhanden.  
 
Zu den ersten sieben Jahren äußert er sich wenig, außer, dass er mit Karton 
gearbeitet und Stifte sortiert habe. Er bezeichnet die Arbeit als „Bastlerei“ 
(Interview 1, Zeile 1036). Diese Formulierung könnte dahingehend interpretiert 
werden, dass Herr G. den tatsächlichen Charakter der vermeintlichen „Arbeit“ 
entlarvte. Die abwertende Bezeichnung könnte als Ausdruck dessen gesehen 
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werden, dass Herr G. die von ihm verrichteten Tätigkeiten nicht als 
gesellschaftlich anerkannte Arbeit ansah.  
 
5. Die Anstellung: „Wor nix anders... Wos sui anders sei?“ (Interview 2, 
Zeile 1091)  
 
Viel wichtiger in seiner Schilderung des Lebenslaufs ist die 1975 erfolgte 
Anstellung als Hausmeister in der Einrichtung.  Aber auch hierfür sieht er nicht 
sich selbst als verantwortlich, sondern die Leiterin. „Jo do wor die Heimleiterin 
die hod gsogt sie braucht an Hausbursch do. Und hod am augfrogt. Die 
Landesregierung.“ (Interview 1, Zeile 1010-1011). Sie war auch zuständig für den 
Kontakt mit den Behörden und verhalf ihm zur Anstellung. Insofern kann die 
Leiterin der Einrichtung als Ressource gesehen werden, auch wenn sich Herrn 
G.’s passive Haltung und Wahrnehmung nicht ändert. Die mit der Anstellung 
einhergehenden Veränderungen können jedoch als überschaubar bezeichnet 
werden. Nennt Herr G. im ersten Gespräch noch, dass er von diesem Zeitpunkt 
an nicht mehr betreut wurde, mehr Geld verdiente und sich sein 
Aufgabenbereich geändert habe, so gibt er während des zweiten Gespräches an, 
dass sich mit der Anstellung nichts verändert hätte. Auf die Frage, was ab dem 
Zeitpunkt anders gewesen sei ,antwortet er: „Wor nix anders... Wos sui denn 
anders sei?“ (Interview 2, Zeile 1091). 
 
Betrachtet man nun den weiteren Verlauf, so fällt auf, dass es in den Bereichen 
Wohnen oder Freizeit bzw. soziale Kontakte zu keinen auf die Anstellung 
zurückführbaren Veränderungen kam. Der Wohnplatz wurde beibehalten und 
auch die Zusammenarbeit mit KollegInnen blieb seinen Aussagen nach 
unverändert. „Jo, jo, jo, freili, des (Zusammenarbeit) is gleich bliem!“ (Interview 2, 
Zeile 1122). Ein Umzug bzw. ein Wohnplatzwechsel und damit verbunden eine 
eigene Wohnung wurde von Seiten der Person, trotz der durch die Anstellung 
entstandenen Möglichkeit, nicht gewünscht. Er wohnte weiterhin in der 
Einrichtung und selbst als viel später  der  Wohn- und Arbeitsbereich getrennt 
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wurde, blieb Herr G. in der Einrichtung. Erst zum Zeitpunkt seiner Pensionierung 
verließ er diese, um in ein Seniorenheim zu ziehen. Eine Trennung zwischen 
Privatleben und Arbeit wurde,bis zu diesem Zeitpunkt nie unternommen. Der 
Wunsch wurde von der Person nicht geäußert. Das kann als Ausdruck der 
Verinnerlichung der Zugehörigkeit zur Gruppe der Behinderten gesehen werden. 
Ein inklusives Leben abseits des Trajekts wurde scheinbar nicht mehr als 
verwirklichbar angesehen. Daher wurde auch der Wunsch, etwas an der 
bestehenden Situation zu verändern, nicht artikuliert.  
 
Einer weiteren Interpretation folgend könnte hier ein Zusammenhang zur 
Statuspassage der Jugend hergestellt werden. Das damals stark exkludierend 
wirkende Setting ermöglichte es Herrn G. nur ein sehr geringes Maß an 
Vorstellungen bezüglich Lebensformen außerhalb von Einrichtungen zu 
entwickeln. Der geringe Kontakt zu Menschen ohne Behinderung und deren 
Lebensentwürfen könnte seine Vorstellungen bezüglich einer selbstständigen 
Lebensgestaltung stark eingeschränkt haben.  
 
Im vorliegenden Fall ermöglichte das Erreichen des Grundelements der 
Statuspassage des Erwachsenen (Erwerbsarbeit) keinen Ausbruch aus dem 
Sonderlebenslauf. Weder ein inklusiver Wohnplatz noch die Teilhabe am Leben 
der Gemeinde konnten erreicht werden. Als möglicher Grund kann die bereits 
dargelegte Verinnerlichung der Zugehörigkeit zur Gruppe der Behinderten und 
die damit verbundene Exklusion genannt werden. In Bezug auf die Life Course 
Theorie kann in diesem Zusammenhang auf das Prinzip des Timings verwiesen 
werden. Ein früheres Eintreten der Anstellung und damit verbunden einer 
finanziellen Unabhängigkeit hätte eventuell andere Folgen für den weiteren 
Verlauf mit sich gebracht.  
 
Zum Charakter der Einrichtung und den daraus resultierenden Auswirkungen für 
die Person lassen sich anhand des Datenmaterials ebenfalls Aussagen treffen. 
Interessant erscheinen vor allem die Äußerungen bezüglich entstandener 
 106 
Freundschaften. Obwohl Herr G. seinen eigenen Angaben nach sein Leben in 
der Einrichtung verbrachte, gibt er an, dass keine Freundschaften entstanden 
seien. Gründe nennt er dafür keine. Ein weiterer Hinweis darauf, dass trotz der 
räumlichen Nähe keine starke Bindung zwischen den BewohnerInnen des Heims 
entstand, kann in der nun geschilderten Interviewpassage gefunden werden. 
Herr G. gibt an, dass viele NutzerInnen im Laufe der Jahre die Einrichtung 
verlassen hätten. Auf die Frage, wohin diese denn gegangen seien antwortet er:  
 
„Na des woas I ned (...) entweder hom Sie gheirat, oder hom si wo 
gorbeit. Des woas I ned.“ (Interview 1, Zeile 1588-1593) 
 
Es ist anzunehmen, dass im Falle einer persönlichen Bindung Herr G. zumindest 
von ein paar der ehemaligen BewohnerInnen wissen hätte müssen, aus welchen 
Gründen diese die Einrichtung verlassen haben und wohin diese gegangen sind. 
Diesbezüglich (kein Entstehen von Freundschaften) können mehrere Lesarten 
entwickelt werden: 
 
Die soeben beschriebene Haltung könnte dafür sprechen, dass die Einrichtung 
selbst die zentrale Gemeinsamkeit der BewohnerInnen ausmachte. Sobald diese 
verlassen wurde, gab es scheinbar keinen Kontakt und auch keine Gründe oder 
Anlässe für eine weitere Beziehung. Bei Freundschaften, im Sinne von z.B. 
Schulfreunden, steht zwar der gemeinsame Ort auch am Beginn der Begegnung, 
aber das Verlassen des Ortes führt nicht zwangläufig zur Beendigung des 
gemeinsamen Verhältnisses. So zeichnet Freundschaften ja auch aus, dass 
diese unabhängig von Orten und auch über weite Distanzen bestehen können. 
Im vorliegenden Fall scheint es zu keiner solchen gekommen zu sein. Die 
Gründe können verschiedener Natur sein. Herr G. selbst gibt an, sie nicht zu 
kennen. Eine Lesart könnte lauten, dass die einzigen Gemeinsamkeiten der 
BewohnerInnen ihre Behinderung bzw. ihre Unterbringung in der Einrichtung 
war. Diese allein reichte nicht aus, um dauerhafte Freundschaften entstehen zu 
lassen. Zu bedenken ist  in diesem Zusammenhang auch, dass Herr G. sich 
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seine MitbewohnerInnen bzw. ArbeitskollegInnen nicht aussuchen konnte. Auf 
persönliche Präferenzen bzw. Wünsche wurde in diesem Setting keine Rücksicht 
genommen. Es kann auch durchaus sein, dass Herr G. im Laufe der Jahre 
wirklich keine Person in der Einrichtung getroffen hat, mit der er sich eine 
Freundschaft aufgrund von gemeinsamen Interessen oder Neigungen hätte 
aufbauen können.  
 
Dass er zu niemandem Kontakt hielt, der die Einrichtung verlassen hatte, könnte 
auch so verstanden werden, dass die Trennung zwischen innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung für ihn als nicht, oder nur schwer, überwindbar 
gesehen wurde. Kontakte außerhalb der Einrichtung konnten nicht gepflegt 
werden, da das Setting, gemeint ist z.B. die nicht vorhandene Trennung von 
Wohnen und Arbeit oder der geringe bis nicht vorhandene Kontakt zu Menschen 
außerhalb der Einrichtung, dies nicht förderte, bzw. es nahezu unmöglich 
machte. Dass die hier angesprochene Trennung eine starke Wirkung auf das 
Leben der Person ausübte, wird auch durch die folgende Interviewpassage 
verdeutlicht. Herr G. gibt an, dass er zu Leuten im Ort, also außerhalb der 
Einrichtung, keinen Bezug gehabt habe. Zuerst führt er dies darauf zurück, dass 
er nicht viel spreche und davon nichts wisse. Meine Nachfragen, ob er denn in 
der Einrichtung als Hausmeister auch nichts mit den Leuten geredet hätte 
,beantwortet er: „Jo scho, des scho.“ (Interview 2, Zeile 1258). Auf die Frage, 
was er denn meine, worin der Unterschied liege, antwortete er: „I kenn di Leid 
do, aber de Leid im Ort de kenn i ned.“ (Interview 2, Zeile 1264). In dieser 
Aussage wird ganz deutlich, dass für ihn diese Trennung eine zentrale Rolle 
spielt. Er sieht sich als Teil der Einrichtung, aber nicht als Teil der Umwelt, die 
diese umgibt. Hier kann der Rückschluss gezogen werden, dass die Einrichtung 
eine starke, vom Leben in der Dorfgemeinschaft exkludierende Funktion 
ausübte. Es dürften über die Jahre hinweg keinerlei Bezugspunkte zur 
Umgebung gesetzt worden sein. Er  gibt an, dass sich diese Kontakte „ned so 
ergeben“ hätten (Interview 1, Zeile 1245). Diese Praxis führt scheinbar dazu, 
dass sich Personen, in diesem Fall Herr G., als nicht von der Umwelt verstanden 
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fühlen, bzw. sie selbst diese Umwelt nicht verstehen können. Das „nicht 
verstehen“ der Außenwelt drückt Herr G. dadurch aus, indem er sagt, er wisse 
nichts davon. Auf die Frage, wovon er nichts wisse, antwortete er: „Wos do reden 
ois...“ (Interview 2, Zeile 1244). Diese Aussage könnte zum einen dahingehend 
interpretiert werden, dass Herr G. die Gespräche aufgrund der für ihn fremden 
Themen nicht nachvollziehen kann, oder zum anderen könnte es ein prinzipielles 
Unverständnis für die Lebenswelt außerhalb der Einrichtung zum Ausdruck 
bringen. Abgesehen davon, welcher Auslegungsform man weiter folgt, bleibt 
festzuhalten, dass die Einrichtung in der bestehenden Form scheinbar eine 
starke Einschränkung der sozialen Kontakte zur Folge hatte. Aber auch innerhalb 
der Einrichtung gestalteten sich die Beziehungen eher oberflächlich.  
 
Auch zu einer Partnerschaft oder sexuellen Beziehung kam es zu keinem 
Zeitpunkt. Herr G. verneint die Frage danach, ob er denn jemals verliebt 
gewesen sei, oder ob er sich denn eine Beziehung gewunschen habe. Auch hier 
könnte man als mögliche Gründe die bereits genannten Eigenschaften der 
Einrichtung, wie getrennte Schlafräume, zufälliges Zusammentreffen von 
Menschen, deren vordergründige Gemeinsamkeit ihre Behinderung ist, und das 
Erschweren des Kontakts zu Menschen außerhalb der Einrichtung, genannt 
werden. Vielleicht lernte Herr G. innerhalb der Einrichtung wirklich keine Person 
kennen, in die er sich verlieben hätte können. Vielleicht führten aber auch 
Bedingungen wie fehlende Privatsphäre dazu, dass kein intimes Verhältnis 
aufgebaut werden konnte. Priestley sieht im Hinblick auf die Sexualität klar 
Wirkungsweisen von Einrichtungen als stark einschränkend. Auch wenn er sich 
in seinen Ausführungen vor allem auf das Jugendalter, die Zeit, in der Sexualität 
entwickelt wird, bezieht, kann auch eine Verbindung zu prinzipiellen 
Mechanismen von Einrichtungen hergestellt werden.  
 
„Since young disabled people have often been excluded from the cultural 
spaces where their generational peers meet sexual partners (e.g. in 
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colleges, bars and night clubs), the range of options has sometimes been 
limited.“ (Priestley 2003, S. 104).  
 
Die hier angesprochene Exklusion von kulturellen Orten, an denen 
SexualpartnerInnen getroffen werden können, scheint in dieser 
Lebensgeschichte durch den dauerhaften Aufenthalt in der Einrichtung weiter 
gegeben zu sein. Priestley spricht in diesem Zusammenhang auch noch die 
erhöhte Überwachung durch das in Einrichtungen tätige Betreuungspersonal an 
(vgl. ebd. S. 104). Diese erschwere den Ausdruck und das Ausleben sexueller 
Identitäten. 
 
Eine andere im Datenmaterial enthaltende Aussage bezieht sich ebenfalls auf 
das Thema Partnerschaft, wenn auch nur indirekt. Befragt nach seinen 
Geschwistern, sagt Herr G., seine Schwester sei „normal, de is e a verheirat 
gwesen, ned. Kinder hod sie ned?“ (Interview 2, Zeile 181-182). Das Führen 
einer Partnerschaft oder Ehe, und auch das Bekommen von Kindern, sieht Herr 
G. als Teil der Normalität. Gewissermaßen werden hier Priestleys Charakteristika 
der Erwachsenenpassage (Merkmal der Reproduktion) bestätigt (vgl. ebd. S. 
124ff.). Er selbst sieht sich aber, wie bereits dargelegt, aufgrund seiner 
Beeinträchtigung (und des damit entstandenen Sonderlebenslauf) als von dieser 
Realität abweichend und somit nicht als Teil von ihr. Diesem Gedanken folgend 
könnte interpretiert werden, dass er das Führen einer Beziehung oder Ehe für ihn 
als nicht möglich sieht, da er sich nicht als „normal“ betrachtet. Ebenfalls ein 
möglicher Grund, warum Herr G. in seinem Leben nie eine Beziehung führte.  
 
Die alle Lebensbereiche umfassende Präsenz der Einrichtung wird auch in den 
Schilderungen zur Freizeit sichtbar. Urlaube verbringt er entweder zu Hause bei 
den Eltern oder gemeinsam mit Personal und anderen BewohnerInnen. Auf die 
Frage, was er denn sonst mit seiner Freizeit gemacht habe, antwortet er:  
 
„Na nix hob i gmocht. Wos sui i leicht mochen?“ (Interview 2, Zeile 1137) 
 110 
 
Nach Beendigung des Arbeitstags habe er weiter seine Zeit in der Einrichtung 
verbracht. „Jo, do hob i do gwohnt, ned?“ (Interview 2, Zeile 1144) Als Gründe für 
die geringe Gestaltung seiner Freizeit gibt er an, dass er kein Interesse gehabt 
hätte und er über keine Möglichkeiten besaß, selbstständig etwas zu 
unternehmen. „Mit wos sui i denn foahrn? Mit Zug, mit Bahn, mitn Bus? I hob ka 
Fohrzeig, geht jo ned. Na kaun i ned.“ (Interview 2, 1206-1207). Hier nennt er 
seine eingeschränkte Mobilität als Grund für das Verweilen in der Einrichtung. 
Sicherlich spielten auch in diesem Lebensbereich die fehlenden Bezugspunkte 
zur Welt außerhalb der Einrichtung eine nicht unwichtige Rolle.  
 
6. Die Pensionierung 
 
An diesem Punkt soll nun aber zum Lebensverlauf und der Analyse wichtiger 
Übergänge zurückgekehrt werden. Nach der Anstellung bildet die Pensionierung 
den nächsten Übergang. Dieser ist vor allem deshalb interessant, weil auch 
durch ihn keine besonderen Veränderungen entstanden. Denkt man im Regelfall 
an die Pensionierung eines Menschen, so ist diese doch zumeist mit  
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, einem Mehr an Freizeit usw. verbunden. 
Im hier vorliegenden Fall ist als größte Veränderung der Wechsel des 
Wohnplatzes zu nennen. Hier findet sich neben der Wahl des Handwerks der 
Berufsausbildung die zweite Stelle im Lebensverlauf, in der Herr G. 
Wahlmöglichkeiten zur Verfügung standen. Gemeint ist damit, dass er sich 
entscheiden konnte, entweder zu seiner Schwester oder in ein Seniorenheim im 
Ort der Einrichtung zu ziehen. Er entschied sich für letztere Option. Die Rückkehr 
zur Schwester wollte er nicht, da es ihm im Ort und der Einrichtung „besser gfoid“ 
(Interview 1, Zeile 1402) und er es für die „bessere Lage“ hält (Interview 1, Zeile 
1228). Sonst wurde der Übergang  ebenfalls  wieder durch die Heimleitung 
initiiert und abgewickelt. „Jo, sie hod ma des... ois übertrogen... ois gmocht, jo.“ 
(Interview 1, Zeile 1202). Herr G. gibt an, dass er von sich aus noch weiter 
gearbeitet hätte. Sowohl die Wahl den Ort nicht zu verlassen, als auch sein 
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Wunsch weiterzuarbeiten sprechen dafür, dass die Einrichtung einen sehr 
großen Teil seines Lebens ausmacht und er keine Alternativen in Betracht zog.  
 
Nach der Pensionierung verbringt er seine Zeit unter der Woche in der 
Einrichtung und arbeitet dort weiter. Auch das kann als Mangel an anderen 
Beschäftigungsmöglichkeiten ausgelegt werden. Herr G. dazu: „A bissl orbeiten 
hoid, ned. Das ma ned laungweilig wird.“ (Interview 1, Zeile 1458). Diese 
Aussage spricht dafür, dass Herr G. im Laufe der Jahre keinerlei Interessen 
außerhalb der Einrichtung entwickelte. 
 
Eine meiner Einschätzung nach zentrale Stelle im Interview markieren seine 
Äußerungen bezüglich seiner Zukunft. Gefragt nach seinen Plänen diese 
betreffend antwortet er: „Hob ka Zukunft.“ (Interview 1, Zeile 1266). Auf die Frage 
ob er denn keine Pläne hätte sagt er:  
 
„Na, na, i hob nie... Ich habe nie keine, eiso wie homs gsogt? (...) Pläne, 
Jo. (lacht)“ ( Interview 1, Zeile 1279-1283) 
 
Diese Stelle verdeutlicht, dass Herr G. sich nur selten als Entscheidungsträger, 
bzw. als verantwortlich für die Entwicklung und Richtung seines Lebens gesehen 
hat. Bei allen in der Analyse berücksichtigen Übergängen wurde festgestellt, 
dass er sich als passiv erlebte und mit einem nur sehr geringen 
Handlungsspielraum konfrontiert war. Pläne können nur dann geschmiedet 
werden, bzw. sind nur dann sinnvoll, wenn man aus verschiedenen 
Möglichkeiten wählen kann. Herr G. konnte dies, betrachtet man die von ihm 
dargelegte Lebensgeschichte, nur an sehr wenigen Stellen und in sehr 
limitiertem Ausmaß. Die diesbezüglich dargelegten Aussagen könnten nun so 
interpretiert werden, dass er es nicht für nötig hielt, sich Pläne zu machen, da er 
sein Leben ohnehin als von anderen bestimmt wahrnahm. Es kann als 
resignierende Haltung interpretiert werden. Die abschließende Frage, ob er nun 
zufrieden sei, beantwortet er mit: „Jo, muas ma jo...“ (Interview 2, Zeile 1560). 
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Die hier getroffene Formulierung, zufrieden sein zu müssen, kann auch so 
gelesen bzw. interpretiert werden, dass ihm keine großen Wahlmöglichkeiten zur 
Verfügung standen und er  sich nun mit der Situation eben zufrieden geben 
„muss“.  
 
Anhaltspunkte, dass neuere Entwicklungen der Behindertenhilfe einen Einfluss 
auf die Lebensgeschichte hatten, konnten im Datenmaterial nicht gefunden 
werden. Hauptsächlich kann die Beeinflussung zum Zeitpunkt der Entstehung 
des Systems der Behindertenhilfe, und damit verbunden die Entstehung der 
Behindertenhilfegesetze, genannt werden. Dies wurde in der Analyse bereits 
festgehalten. Die Übergangsprozesse und die darin enthaltenen Entscheidungen 
können durchwegs als nicht von der Person initiiert und gestaltet bezeichnet 
werden. Wie die Analyse des Interviews zeigte, erlebte sich die Person während 
keiner der genannten Passagen als aktiv gestaltend. Das hatte, wie gegen Ende 
der Analyse verdeutlicht werden sollte, auch einen starken Einfluss auf seine 
Ansprüche und Vorstellungen für die Zukunft.  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der Unfall und die damit 
einhergehende körperliche Beeinträchtigung als Ausgangspunkt des Trajekts 
gesehen werden können. Dieses zeichnet sich dadurch aus, dass Herr G. von 
nun an in seinen Fähigkeiten, selbst durch den Life Course zu navigieren, stark 
eingeschränkt ist. Er ist an vielen Stellen seiner Lebensgeschichte abhängig von 
strukturellen Bedingungen (z.B. das Warten auf die Vermittlung einer 
Arbeitsstelle). Weiters kann gesagt werden, dass Herr G. seit seiner Kindheit 
einem Sonderverlauf folgt. Weder die Statuspassage der Jugend noch jene des 
Erwachsenenalters können erreicht werden. Der exkludierende Verlauf führt  an 
den „normalen“ gesellschaftlichen Statuspassagen vorbei. Auch die 
Statuspassage des Alters, und damit verbunden die Pension, verändern seine 
Lebensumstände nur marginal. Insofern kann in diesem Fall von einer von 
Behinderung geprägt und bestimmten Biographie gesprochen werden.  
 
 113 
9.3 Fallvignette Herr W. 
 
Herr W. wurde 1949 in einem ländlich geprägten Dorf als jüngstes von sechs 
Kindern geboren. Der Vater arbeitete als Maurer im Ort und die Mutter war 
Hausfrau. In seiner Kindheit besuchte Herr W. den Kindergarten in der 
Gemeinde. Als er 7 wurde, besuchte er für ein Jahr die örtliche Volksschule. 
Nach dem ersten Schuljahr musste er diese verlassen um eine Sonderschule zu 
besuchen. Grund für den Wechsel sieht er heute darin, dass er in der ersten 
Klasse sitzen geblieben ist. Vor allem sein damaliger Volksschullehrer drängte 
auf den Schulwechsel. Herr W. zitiert diesen folgendermaßen: „Jo i moan der 
pockt de Vuiksschui ned, der muas weg vo do (Heimatort)“ (Interview 2, Zeile 
211-212). Er selbst sagt, dass er den Heimatort verlassen musste, weil er nicht 
gut gelernt habe, und dass er nicht hätte bleiben können. Die Sonderschule 
befand sich nun nicht mehr im Heimatort und er musste den Schulweg täglich mit 
dem Zug selbstständig antreten. Das stellte für ihn, seinen Angaben folgend, 
kein Problem dar. Er selbst bezeichnet sich als „ned goa so guad in da Schui“ 
und dass er „nie so guad glernt“ hätte (Interview 1, Zeile 134-135). In der 
Sonderschule sei er dann aber „leichter mitgekommen“. Darin sieht er jetzt auch 
den Unterschied zwischen den beiden Schulen. „Weil is glernt hob, besser glernt 
hob, Sonderschui is a Unterschied, do lernt ma leichter.“ (Interview 2, Zeile 425-
426). Der Sonderschulbesuch dauerte 7 Jahre, sprich, bis 1964, als Herr W. sein 
15. Lebensjahr erreichte.  
 
Nach dem Schulbesuch wurde er Hilfsarbeiter in der Heimatgemeinde. Zustande 
kam dieses Arbeitsverhältnis durch seinen Vater, welcher Gemeindearbeiter war. 
Er verdiente ab diesem Zeitpunkt ein seiner Meinung nach für die damalige Zeit 
gutes Gehalt und führte diverse Tätigkeiten im Ort durch. Diese Arbeit behielt er 
bis 1969. Als er aufgrund eines Unfalls während der Arbeit einen 




Von diesem Zeitpunkt an arbeitete Herr W. nicht mehr als Hilfskraft im 
Heimatdorf, sondern verbrachte die nächsten 10 Jahre „zeitenweise“ in der 
Psychiatrie (Interview 1, Zeile 184-185). Diese Aufenthalte verhinderten es seiner 
Meinung nach auch, dass er zur alten Arbeitsstelle zurückkehrte. Auf die Frage, 
was unter „zeitenweise“ zu verstehen sei, antwortet Herr W: „Na amoi is besser 
gwesen amoi schlechter, amoi aussi kemman, amoi wieder eini miassen. Dann 
wieder eini miassn wenn’s ned besser gaungan is. Wanns wieder besser geht 
wor i wieder heraussen, bei den Eltern. Dann hob i wieder eini miassn.“ 
(Interview 1, Zeile 235-238). Die Entscheidung ob er „drinnen“ oder „draußen“ 
war, oblag seinen Eltern. Eine Verschlechterung beschreibt er mit Konflikten in 
der Familie bzw. mit den Eltern. Genauere Angaben bezüglich dieser Zeit 
werden auch nach weiteren Nachfragen nicht gemacht. Die Aufenthaltszeiten 
variierten zwischen einem Jahr und ein paar Monaten. Die Zeit in der Psychiatrie 
beschreibt Herr W. als „ned so guat“ (Interview 1, Zeile 348). 
 
Während seiner Aufenthalte dort bekam er auch seine ersten Medikamente und 
arbeitete auch in verschiedenen Gruppen, von der Garten- bis zur Bastelgruppe. 
Für diese Arbeiten erhielt er Entlohnung in Form eines Taschengeldes, ungefähr 
ein Zehntel seines bisherigen Lohns. Während der Zeit bei den Eltern ging er 
keiner Arbeit im herkömmlichen Sinn nach, sondern verrichtete  helfende 
Tätigkeiten im Haushalt. „Do hob i ned gorbeit do hob i ghuifen, da Mutter, 
Gschirr owoschen und so.“ (Interview 1, Zeile 384-385). Zeit dauerte wie oben 
bereits erwähnt 10 Jahre. Verantwortlich für die Beendigung dieser Zeit sieht er 
seine Eltern. „Die Mutter hod ma ghuifen aussikumman, die Mutter und der 
Voter.“ (Interview 1, Zeile 407-408). Erstere hatte in langen Gesprächen die 
Ärzte davon überzeugt, den Sohn aus der Psychiatrie zu entlassen. Herr W. war 
zu diesem Zeitpunkt, im Jahr 1979, in seinem 30. Lebensjahr. 
 
Die erste Zeit danach verbrachte er wieder bei den Eltern und verrichtete 
Hilfstätigkeiten. Kurze Zeit später besuchte er eine Werkstätte eines Trägers der 
Behindertenhilfe. Er spricht im Interview davon, diese „gefunden“ zu haben. 
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Dabei geholfen hatten ihm eine Frau aus dem Heimatort, welche ebenfalls ein 
„behindertes Kind“ gehabt hatte, sowie ein andere junger Mann aus dem 
Heimatort, der ebenfalls diese Einrichtung besuchte. Er arbeitete von nun an in 
dieser Werkstatt, in der Holzgruppe, und wohnte weiterhin zu Hause bei den 
Eltern. Den Weg zur neuen Arbeitsstelle bestritt er mit einem Fahrtendienst des 
Trägers. Bezüglich der neuen Arbeit äußerte er sich positiv, vor allem bezüglich 
der Versorgung, „do wird kocht für uns und Essen zu Mittag“ (Interview 2, Zeile, 
973-973). Weniger zufrieden äußert er sich hinsichtlich des neuen Gehalts. 
Dieses betrug weniger als das Taschengeld während der Psychiatrieaufenthalte.  
 
1991 starb sein Vater und im Jahr darauf seiner Mutter. Von diesem Zeitpunkt 
musste Herr W. Wohnangebote der Träger der Behindertenhilfe in Anspruch 
nehmen und den Heimatort verlassen.  
 
Seine Arbeit behielt er weiterhin, pendelte aber von nun an zwischen dem neuen 
Wohnort und der Werkstätte. Nach einem vorübergehenden Wohnplatz - er 
bezeichnet es als betreutes Wohnen, aber nicht als Wohnhaus - wo er die  
ersten Wochenenden nach dem Tod der Mutter verbrachte, wechselte er in ein 
Wohnhaus desselben Trägers. Dort verbrachte er zwei Jahre. Der Wechsel ins 
Wohnhaus erfolgte aufgrund der näheren Lage des Wohnhauses zur Werkstatt. 
Bezüglich der Umstellung die Wohnsituation betreffend meinte Herr W. im 
Gespräch: „Gwohna hob i mi miassn, gwohna, angwohna. Mit de Leid vatrogen 
und so... Dass i kann Bledsinn moch,... dass i nix austöhn im Haus.“ (Interview 2, 
Zeile 1083-1089). Diesen Wohnplatz verlor er aber 1995, als er nach einem 
Streit mit einer Betreuerin sein Bett anzündete. Grund für die 
Auseinandersetzung war, dass Herr W. seine Schwester für ein paar Tage 
besuchen wollte, dies aber von der Schwester abgelehnt worden war. „Hoam 
lossn, hods mi ned hoam lossen, wuit i frei hom a poor Tog. Hod mi ned hoam 
lossn...“ (Interview 1, Zeile 677-678). Konsequenz des brennenden Bettes war 
ein sechswöchiger Aufenthalt in der Psychiatrie sowie ein Wechsel des Wohn- 
und Arbeitsplatzes in eine urbanere Gegend. Die Wahl des neuen Wohn- und 
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Arbeitsplatzes wurde ohne ihn getroffen. Auf die Frage, ob er den neuen 
Wohnort denn selbst bestimmt habe, antwortet er: „Na. Vo XY (alter Wohnort) in 
die Nervenklinik und dann homs mi entlossen. Noch YX (neuer Wohnort).“ 
(Interview 1, Zeile 887-888). Mittlerweile ist Herr W. 16 Jahre an dem Wohnort. 
Auch hier wechselte er einmal das Wohnhaus und einmal die Werkstätte. Nähere 
Angaben, warum diese Wechsel stattfanden, macht Herr W. nicht. In der 
Psychiatrie war er seit dem Vorfall mit dem Bett noch zweimal, weswegen, weiß 
er während des Gespräches nicht mehr.  
 
Mittlerweile ist Herr W. 32 Jahre beim selben Trägerverein in einer Werkstatt und 
knapp 20 Jahre im Wohnbereich. Auf die Frage, was die schönste Zeit seines 
Lebens gewesen sei, antwortet er: „Wia i daham wor no. Daham wor bei die 
Eltern.“ (Interview 1, Zeile 1066). Auch auf Nachfragen im zweiten Interview kann 
er den Zeitraum nicht näher eingrenzen. Die Frage, ob er denn nie über eine 
eigene Wohnung nachgedacht habe, beantwortete er mit: „Na kann i jo ned, zu 
beschäftigt, wer kocht denn des ois? Brauchat a a Frau de Kochen kunnt, alloa 
kann i ned leben.“ (Interview 2, Zeile 1436-1437). Die Tatsache, dass er nie 
kochen gelernt habe, wird von ihm als zentral für die Wohnmöglichkeiten 
angegeben. Dennoch sieht er sich als selbstständig: „Bin scho selbstständig, 
brausen söwa ois, rasieren söwa ois, aunziehn söwa ois, Zähnt putzen“. 
(Interviews 2, Zeile 1450-1451). Die Grundversorgung durch Essen scheint für 
Herrn W. das wichtigste an seiner Betreuung zu sein.  
 
Zurzeit muss Herr W. aufgrund eines Nierenleidens dreimal die Woche zur 
Dialyse. Diese Sitzungen empfindet er nicht als schmerzhaft, aber als 
anstrengend, da er dreieinhalb Stunden liegen bleiben muss. Des Weiteren 
macht er eine Physiotherapie aufgrund von Problemen mit der Hüfte. Von seinen 
sechs Geschwistern hat er noch zu zweien Kontakt. Bei seinem Bruder oder der 
Schwester verbringt er Feiertage und manchmal Kurzurlaube. Des weiteren hat 
er sporadisch Kontakt zu seinen Nichten und Neffen, die teilweise aus Österreich 
ausgewandert sind. Eine besondere Beziehung hat Herr W. zu einer Frau, die er 
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mittlerweile seit über 20 Jahren kennt. Diese hat er in seiner ersten Werkstatt, in 
welcher sie damals als Leiterin tätig war, kennen gelernt. Die beiden verstehen 
sich nach wie vor sehr gut und Herr W. gibt an, dass er sich mit ihr besonders 
gut verstanden habe, da es nahezu nie zu Streitigkeiten gekommen ist. Aufgrund 
der verschiedenen Wohnorte sehen sich die beiden selten. Für Treffen kommt 
sie ihn auch heute noch besuchen. Auf die Frage, wie oft sich die Beiden sehen 
,antwortet er: „Jo a poor moi. Wos wüst ta?“ (Interview 1, Zeile 1133). Eine 
andere Beziehung mit einer Frau hat Herr W. nie geführt. Er habe die Richtige 
nie kennen gelernt. Heute spielt Herr W. gerne Lotto und diverse andere 
Glücksspiele, wie zum Beispiel Rubbellose. Einen Gewinn würde er mit seinen 
Geschwistern teilen. Mit seiner derzeitigen Situation ist Herr. W. durchwegs 
zufrieden. Für die Zukunft wünscht er sich, dass er gesund bleibt, weiterhin in die 
Kirche gehen kann und noch länger am Leben bleibt.  
 
 
9.4 Feinanalyse Herr W. 
 
Betrachtet man nun die zuvor dargestellte Fallvignette so können folgende 
Übergänge und Stationen in der Lebensgeschichte als für die Analyse relevant 
betrachtet werden: 
 
Als erstes ist der Übergang zwischen Volks- und Sonderschule zu nennen. Vor 
allem Entscheidungsträger und Konsequenzen für den weitern Verlauf sollen hier 
diskutiert werden. Danach wird das Augenmerk auf den Übergang zwischen der 
Sonderschule und dem Eintritt ins Arbeitsleben gerichtet. Der Fokus liegt auf 
damals bestehenden Ressourcen, die bei der Ermöglichung des Eintritts als 
besonders relevant bezeichnet werden können. Nächste Station der Analyse 
bildet der für die Lebensgeschichte zentrale Unfall des Herrn V. und dessen 
Folgen für den weiteren Verlauf. Im Anschluss wird der Übergang zwischen der 
Unterbringung in der Psychiatrie und dem Eintritt in eine Werkstatt der 
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Behindertenhilfe thematisiert. Zuletzt rückt der Umzug in ein Wohnangebot eines 
Trägers der Behindertenhilfe ins Zentrum der Betrachtung. 
 
Als Begründung für die Auswahl dieser Übergänge kann genannt werden, dass 
nicht nur die Forschungsgruppe, sondern vor allem auch die Person selbst diese 
Stationen in ihrem Leben für besonders relevant darlegte. Zum Ausdruck kam 
das zum einen dadurch, dass zu diesen Übergängen im Gespräch vermehrt 
Äußerungen auftraten. Zum anderen wurden genau diese bei der Einstiegsfrage 
bezüglich der Lebensgeschichte genannt. Zur Veranschaulichung sollen nun 
Auszüge aus den ersten Zeilen angeführt werden.  
 
Auf die erste Frage „Würden Sie mir von Ihrer Lebensgeschichte erzählen?“ 
nennt Herr V. zuerst seinen Geburtsort und gleich darauf folgend:  
 
„Dann bin i im ersten Jahr sitzen bliem in der Volksschule, dann bin i 
Sonderschule gaungan. Nocha 1964 bin i raus kumman, da Vater hod mi 
gfrogt ob i Hüfsorbeiter wird in Werfen. Dann hob i an Unfall ghobt.“ 
(Interview 1, Zeile 14-18) 
 
In dieser kurzen Passage nennt er bereits drei Übergänge, die sich später als 
besonders relevant herausstellen sollten. Weiter fährt er in seiner Erzählung fort:  
 
„Da Luftschutzkeller is eingstürzt (...) wor i dann 10 Johr in der 
Nervenklinik draussen. (...) Und heier bin i 30 Johr bei (Name des Trägers 
der Behindertenhilfe), 32 Johr bei  (Name des Trägers der 
Behindertenhilfe).“ (Interview 1, Zeile 27-34) 
 
Geht man nun davon aus, dass die Person alle relevanten Stationen in ihrem 
Leben zu Beginn der Erzählung nennt, so kann der hier dargelegte 
Interviewausschnitt als Beleg für die Relevanz der ausgewählten Übergänge 
gesehen werden.  
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1. Die Kindheit und Schulzeit 
 
Bezüglich der ersten Lebensjahre und der Kindheit macht Herr W. nur wenig bis 
keine Angaben. Lediglich, dass er den Kindergarten im Ort besuchte und im 
Anschluss daran in die Volksschule wechselte. Dieser Übergang wird nicht weiter 
thematisiert. Der Besuch im Regelkindergarten und der anschließende Wechsel 
in die Volksschule sprechen jedoch dafür, dass Herr W.’s Leben bis zu diesem 
Zeitpunkt einen soweit als normal zu bezeichnenden Verlauf nahm. Erst durch 
den Eintritt in die Institution Schule, und dem damit verbundenen Anspruch der 
Erfüllung von Lernvorgaben bzw. Zielen, wird ein Richtungswechsel initiiert. 
 
„Bin nie so a guad e Schüler gwehn, nie so guad glernt.“ (Interview 1, 
Zeile 134-135) 
 
Er selbst sieht sich als lernschwachen Schüler. Des Weiteren hält er fest, dass er 
in der Volksschule nicht „mitgekommen“ sei. Diese Lernschwäche sieht er auch 
als Grund für das Verlassen der Schule im Ort und den darauf folgenden 
Schulwechsel. Er erreichte die vorgeschrieben Lernziele nicht und sah sich 
dadurch gezwungen, nicht nur die Schule sondern auch den Ort der Beschulung 
zu wechseln.  
 
„In (Heimatort) homs mi ned lossen. Hob i noch (Ort in dem sich die 
Sonderschule befand) miassen.“ (Interview 2, Zeile 179-180) 
 
Dieser Übergang wird von ihm klar als fremdbestimmt wahrgenommen. 
Verantwortlich dafür sieht er vor allem den Lehrer der Volksschule. 
 
„Jo da Lehrer hod gsogt kummst auffe durt, hod mi wegtau vo durtn, vo 
der Schui.“ (Interview 2, Zeile 289-290) 
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Diese Stelle kann nun als erster Turning Point in Herrn W.’s Leben bezeichnet 
werden. Die bis dahin bestandene Richtung wird verändert und zum ersten Mal 
ein Verlauf in Richtung eines Segregations-Trajekts initiiert. Das kann 
dahingehend verstanden werden, als durch diesen Übergang nicht nur die 
Schule, sondern auch der Ort der Beschulung gewechselt wurde. Auch wenn 
dies nicht von der Person im Interview genannt wurde, kann angenommen 
werden, dass dadurch der Kontakt mit der Peer Group im Heimatort und die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben im Dorf verringert wurde. Herr W. trägt von 
diesem Zeitpunkt an das erste Mal das Etikett der Behinderung. Die gemeinsame 
Beschulung mit Gleichaltrigen wird beendet und der integrative Verlauf 
abgebrochen. Die hier stattgefundene Trennung sieht Priestley als Faktor für das 
Einleiten negativer oder stereotyper Haltungen Gleichaltriger und Eltern 
gegenüber jenen Kindern, die aus dem Regelsystem ausgeschlossen werden.  
 
„The enforced seperation of disabled children from the everyday worlds of 
other children is therefore a factor in reinforcing negative or stereotypical 
attitudes amongst both peers and parents.“ (Priestley 2003, S. 64) 
 
Herr W. äußert sich auch auf Nachfragen hin nicht zu Freundschaften im Ort 
bzw. zum Weiterbestehen von Kontakten nach dem Schulwechsel. Lediglich in 
einer Passage nennt er seinen Sitznachbarn in der Volksschule als seinen 
Freund. In Bezug auf seine Freizeitgestaltung im Heimatort während des 
Sonderschulbesuchs beschreibt er aber keine Kontakte zu anderen Kindern aus 
dem Ort. Er sei immer am Nachmittag von der Schule gekommen und habe 
Hausübungen erledigt. Weiters nennt er einen Urlaub in Italien, der von der 
Krankenkasse aus organisiert worden sei. Auch das spricht für einen 
bestehenden Sonderverlauf.  
 
Insgesamt kann das Nichtnennen von Kontakten im Heimatort in Richtung 
Exklusion vom Leben in der Dorfgemeinschaft interpretiert werden. Durch den 
Schulwechsel verließ er das bis dahin bestehende Umfeld.  
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Weiters treten an diesem Übergang erstmals klare Formen von Behinderung in 
Erscheinung. Folgt man dem sozialen Modell von Behinderung, so wird deutlich, 
dass die Reaktion der Umwelt auf die Lernschwäche der Person zu Formen der 
Benachteiligung führte. Zu nennen wären in diesem Zusammenhang die 
verlängerte bzw. erschwerte Anreise zur Bildungsstätte, oder  der bereits 
thematisierte verringerte Kontakt zur Peer Gruppe im Heimatort. Vor allem kann 
das damalige Schulsystem, welches keine integrative Beschulung vorsah, als 
entscheidender Faktor für den Verlauf der Lebensgeschichte genannt werden.  
 
Hinsichtlich der Sonderschule selbst äußert sich Herr W. jedoch positiv. Gefragt 
nach dem Unterschied zwischen den beiden Schulformen antwortete er:  
 
„Weu is glernt hob, besser glernt hob. Sonderschui is a Unterschied, do 
lernt ma leichter. Leichter, lernt ma besser.“ (Interview 2, Zeile 425-426) 
 
Sprich, Herr W. sieht die Sonderschule als Ort, an dem er besser den Inhalten 
des Unterrichts folgen konnte. Das wiederum spricht dafür, dass die 
vorangegangene Beschulung nicht auf seine Lernbedürfnisse eingehen konnte. 
Vielmehr galt es den vorausgesetzten Ansprüchen zu genügen. Bei 
Nichterfüllung selbiger folgte die Exklusion vom Regelschulsystem. Im Bezug auf 
Sozialkontakte während der Sonderschulzeit äußert sich Herr W. 
folgendermaßen:  
 
„A poor Burschen hob i kennen glernt, die a sitzen bliem, wos a in de 
Schui kumman san. San a poor gwen.“ (Interview 2, Zeile 357-358) 
 
Hierzu gibt es keine näheren Ausführungen oder das Beschreiben von 
Freundschaften. Vielmehr scheint auch in dieser Lebensgeschichte das Merkmal 
der Behinderung von zentraler Bedeutung zu sein. An dieser Stelle kann an die 
Lebensgeschichte des Herrn G. verwiesen werden. Dieser sah in seiner 
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Schulzeit, und auch später, vor allem seine körperliche Behinderung als 
bedeutsames Charakteristikum seiner Person. Hier wird vor allem das schulische 
Versagen, dessen Ausdrucksform das „sitzen bleiben“ darstellt, thematisiert.  
 
Beiden Fällen gemein ist, dass der Grund, welcher als Auslöser eines Trajekts 
gesehen werden kann, noch lange von der Person als besonders relevant 
wahrgenommen wird. Herr W. verbringt die folgenden sieben Jahre in der 
Sonderschule. Weitere Angaben bezüglich der Schulzeit lassen sich in den 
Transkriptionen nicht finden.  
 
2. Die Arbeit als Hilfsarbeiter  
 
Das Verlassen der Sonderschule, Herr. W. benennt es in zumindest zwei 
Interviewpassagen als „raus kommen“, und der darauf folgende Eintritt ins 
Arbeitsleben bilden den nächsten Übergang. Hier werden ganz klar persönliche 
Ressourcen genannt, die für die Richtung des Verlaufs als bestimmend 
bezeichnet werden können. Konkret handelte es sich dabei um seine Eltern, und 
im Speziellen seinen Vater. Letzterer arbeitete im Heimatort als Maurer und 
verhalf seinem Sohn zu einer Anstellung als Hilfsarbeiter. In den folgenden 
Passagen kommt zum Ausdruck, welche Beudeutung er der Hilfe der Eltern 
beimisst:  
 
„Da Vater, die Mutter, da Vater hods gmocht, der Gemeindeorbeiter wor.“ 
„Da Vater hod mi gfrogt ob i Hüfsorbeiter wird in (Heimatort).“ (Interview 2, 
Zeile 445-446) 
 
Der Vater und dessen berufliche Position als Ressource ermöglichen im 
vorliegenden Fall eine vorübergehende Beendigung des bestehenden Trajekts. 
Vor dem Hintergrund der damaligen Situation der Behindertenhilfe und den 
herrschenden Vorstellungen der Eingliederungshilfe wäre anzunehmen 
gewesen, dass Herr W. nach Beendigung der Sonderschule am 
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Ersatzarbeitsmarkt bzw. in einer Beschäftigungstherapie zu arbeiten beginnt. 
Dieser Verlauf wird jedoch durch die Initiative des Vaters unterbrochen. 
 
Ein weiterer möglicher Grund für den hier entstandenen Turning Point könnte 
darin gesehen werden, dass zu dieser Zeit (1964) nur wenige Stellen bzw. 
Angebote am Ersatzarbeitsmarkt vorhanden waren. Die ersten Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung wurden zu dieser Zeit gegründet. Es kann aufgrund 
der Ergebnisse der Recherche bezüglich der Einrichtungen der Behindertenhilfe 
zu dieser Zeit angenommen werden, dass es in der Nähe des Wohnorts noch 
keine dementsprechenden Einrichtungen gab und daher das fehlende Angebot in 
Kombination mit der persönlichen Ressource zur Unterbrechung des Trajekts 
führte.  
 
Ohne persönliche Ressource, sprich, der Möglichkeit des Vaters ihm eine Stelle 
zu verschaffen, ist anzunehmen, dass Herr W. gezwungen gewesen wäre, auf 
ein passendes Angebot der Behindertenhilfe zu warten. Hinweis darauf ist 
ebenfalls, dass Herr W. keine Form der beruflichen Ausbildung absolvierte. Er 
schloss lediglich die Sonderschule ab. Weitere auf eine spätere berufliche 
Laufbahn vorbereitende Maßnahmen wurden nicht gesetzt. Gerade solche sind 
es aber, die Priestley als wichtig für die Bewältigung des Übergangs hin zur 
Erwachsenenpassage sieht (vgl. Priestley 2003, S. 93). Das Nichtexistieren von 
berufsvorbereitenden Maßnahmen spricht in diesem Fall dafür, dass es neben 
dem durch die genannten Ressourcen ermöglichten Job als Hilfsarbeiter nur 
wenig Alternativen gab.  
 
Nichtsdestotrotz ermöglichte die angenommene Stelle als Hilfsarbeiter über eine 
Zeit hinweg die Basis für das Erreichen der Statuspassage des Erwachsenen. 
Diese ist, wie bereits in der Lebensgeschichte zuvor dargelegt, eng verbunden 
mit Erwerbsarbeit und der daraus resultierenden finanziellen Unabhängigkeit 
(vgl. Priestley 2003, 132ff). Herr W. nennt selbst vor allem die mit der Stelle 
verbundene Entlohnung als von großer Bedeutung: 
 124 
 
„Und ausgstiegen nochher mit 1300, wor jo vü Göd in de 60er Johr, gö.“ 
(Interview 2, Zeile 452-453) 
 
Gleich im Anschluss an die hier zitierte Textpassage sagt er: „Jetzt bin i scho bei 
(Träger der Behindertenhilfe) 32 Joahr (...) Verdien so wenig, hob 80 Euro bei 
(Träger der Behindertenhilfe Träger).“ (Interview 2, Zeile 466-474). Hier nennt er 
klar einen zentralen Unterschied der beiden Arbeitsformen. Die zweite ist nicht in 
der Lage ohne weiteres den vollen Status eines Erwachsenen zu ermöglichen. 
Vor allem im Hinblick auf die finanzielle Unabhängigkeit der Person und die 
damit verbundene Möglichkeit zur selbstständigen Lebensführung wirkt sich eine 
nur durch Taschengeld entlohnte Arbeit besonders negativ aus.  
 
Der integrative, in Richtung Erwachsenenpassage gehende Verlauf bestand 
knapp fünf Jahre. Herr W. arbeitete gemeinsam mit dem Vater. Seinen eigenen 
Angaben nach kam es dabei zu keinen Problemen. Beendet wurde das 
Arbeitsverhältnis scheinbar sehr abrupt durch einen Arbeitsunfall. Dieser wird 
von der Person immer wieder im Laufe des Interviews angesprochen und als 
zentrales Ereingis dargestellt. 
 
4. Der Unfall 
 
Konkret handelt es sich dabei um den Einsturz eines Luftschutzbunkers, welcher 
mit Beton hätte ausgefüllt werden sollen. Herr W. erleidet in Folge dessen einen 
Nervenzusammenbruch, welcher die Aufnahme in die Psychiatrie als 
Konsequenz mit sich zieht.  
 
„Weu i nocher zambrochen bin, weu i mit de Nerven fertig wor. (...) 
Nochher wor i zehn Johr zeitenweis in der Nervenklinik draussen.“ 
(Interview 1, Zeile 222-226) 
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Dieses Erlebnis ist zentral für den weiteren Verlauf des Pathways. Der Verlust 
der Arbeit markiert auch das Ende des beschrieben integrativen-Verlaufs und die 
Reaktivierung des zuvor bestandenen Trajekts.  Auch wird die Basis für ein 
Erreichen des Status des Erwachsenen damit entzogen. Insofern kann hier 
erneut von einem Turning Point gesprochen werden.  
 
Die Arbeit als Hilfsarbeiter wurde danach nicht wieder aufgenommen. Auf die 
Frage, warum es denn nach dem Unfall nicht mehr möglich gewesen sei, weiter 
zu arbeiten, antwortet er:  
 
„Weu i Nerven, weu i in de Nervenklinik durt ausse kemman.“ (Interview 2, 
Zeile 670) 
 
Den Psychiatrieaufenthalt sieht er klar als Grund, der Arbeit nicht mehr 
nachgegangen zu sein.  Mit entscheidend könnte hier auch gewesen sein, dass 
die Unterbringung von Seiten der Familie oder des Arbeitgebers gewissermaßen 
mit einer Arbeitsunfähigkeit gleichgesetzt wurde. Das Etikett der Behinderung 
wurde ab diesem Zeitpunkt wieder wirkmächtig und die Möglichkeit der Rückkehr 
zum Arbeitsplatz von Seiten der Verantwortlichen (entweder die Eltern oder eben 
der Arbeitsgeber) nicht eröffnet.  
 
Herr W. selbst spricht nicht davon, dass die Wiederaufnahme der Arbeit eine 
bestehende Option gewesen wäre. Das ist vor allem auch deshalb interessant, 
da anzunehmen ist, dass der einmalige Unfall alleine nicht ausschlaggebend 
dafür sein konnte, dass Herr W. nicht mehr an seinen Arbeitsplatz zurückkehren 
konnte. Viel wahrscheinlicher ist, dass die Unterbringung in der Psychiatrie, und 
die damit verbundenen Stigmata die Rückkehr verhinderten.  
 
Dem Sonderschulbesuch als erschwerenden Faktor beim Finden eines Jobs  
und dem Fehlen einer beruflichen Ausbildung konnte zuvor noch durch den Vater 
als Ressource  entgegengewirkt werden. Die dem Unfall folgende Unterbringung 
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jedoch markierte das Ende eines bis dahin als integrativ zu bezeichnenden 
Verlaufs. Insofern könnte hier der Rückschluss gezogen werden, dass 
Unterbringungen in Nervenheilanstalten, wie die damals gängige Bezeichnung 
lautete, als ein stark einschränkendes, negativ bewertetes und für den weiteren 
Verlauf des Lebens entscheidendes Ereignis darstellten.  
 
5. In der Psychiatrie 
 
Herr W. verbringt die darauf folgenden zehn Jahre entweder bei der Familie oder  
in der Psychiatrie. Allgemein kann gesagt werden, dass die Unterbringung von 
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung zu dieser Zeit, Ende der 60er 
Jahre, eine durchwegs übliche Praxis darstellte (vgl. Candussi 1993).  
 
Grundlage war auch, wie bereits im Kapitel zur Geschichte der Behindertenhilfe 
dargelegt, eine medizinische Sichtweise von Behinderung, die eine Behandlung 
in Krankeneinrichtungen als Lösungsansatz sah. Dieses Verständnis kann 
sicherlich auch als mitentscheidend für den Lebensweg des Herrn W. und als 
mitbestimmend für das Trajekts gesehen werden. Er selbst sieht sich nicht als 
verantwortlich für die Entscheidung über seinen Verbleib. Vielmehr sieht er 
diesen bestimmt durch seine Eltern bzw. die Ärzte in der Psychiatrie.  
 
„Na amoi is besser gwesen amoi schlechter, amoi aussi kemman, amoi 
wieder eini miassen. Dann wieder eini miassen wenn’s ned besser 
gaungan is. Wanns wieder besser geht wor i wieder heraussen.“ 
(Interview 1; Zeile 235-238). 
 
Hier kommt klar zum Ausdruck, dass er die Unterbringung als Zwang ansieht. Er 
„muss“ hinein. Hinsichtlich der Entscheidungsträger gibt er seine Eltern an. 
„Voter oder Mutter.“ Nähere Gründe bzw. Auslöser für die Unterbringungen nennt 
er nicht.  
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„Weus ma amoi schlechter gangan is, amoi besser. Wenns guut gangen is 
bin i ham kumman. Na wenn’s schlechter gangen is hob i ausssi miassn.“ 
(Interview 1, Zeile 317-318) 
 
Er selbst gibt an, nicht mehr genau zu wissen, welche konkreten Ereignisse die 
Unterbringungen ausgelöst hätten. „Jo waun wos ned passt hod wos, wos mit de 
Ötern ned passt hod wos, oder, was a ned wos do wor, was a nerma“ (Interview 
2, 722-723). Es wird deutlich, dass seine Eltern während dieser Zeit über seinen 
Verbleib entschieden. Seine stark eingeschränkten Möglichkeiten können als 
Ausdruck des bestehenden Trajekts gesehen werden. Folgt man nun Priestley in 
seinen Ausführungen bezüglich der Statuspassage des Erwachsenenalters wird 
deutlich, dass im vorliegendem Fall nicht nur die fehlende Erwerbsarbeit als 
Barriere für die Erreichung des Status gesehen werden kann.  
 
„In terms of life course theory and the generational system, adulthood in 
industrialized Western societies is epitomized by particular constructions 
of independence, competence and autonomy.“ (Priestley 2003, S 140) 
 
In dieser Zeit kann Herr W. als in seiner Unabhängigkeit und Autonomie stark 
eingeschränkt bezeichnet werden. Vielmehr wird in den zuvor abgeführten 
Textpassagen seine deutliche Abhängigkeit von den Entscheidungen der Eltern 
bzw. der Ärzte Ausdruck verliehen. Der Status des Erwachsenen, Bezug 
nehmend auf Priestley, kann als nicht erreicht gesehen werden.  
 
Insgesamt bewertet er die Aufenthalte als durchwegs negativ. Einen Eindruck 
seiner Wahrnehmung, und den in der Anstalt gängigen Praxen, vermitteln diese 
Interviewpassagen:  
 
„Ned so guat gor so guat. Gschlogen homs mi glei, gschlogn hom mi a 
poor. (...) Eigsperrt wor des, wie eigsperrt wor des do host ned 
aussikennan.“ (Interview 1, Zeile 348-358) 
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Bezüglich der Gründe für die Unterbringungen konnten, wie bereits festgehalten, 
keine genauen Angaben gemacht werden. Als ein wahrscheinlicher Grund kann 
aber der Mangel an alternativen Wohn- bzw. Beschäftigungsangeboten genannt 
werden. Diese Argumentation wird vor allem vor dem Hintergrund späterer 
Ereignisse plausibel.  
 
6. In der Werkstatt 
 
Gemeint ist der Übergang zwischen jener Zeit der Aufenthalte in der Psychiatrie 
und dem darauf folgenden Eintritt in eine Werkstatt eines Trägers der 
Behindertenhilfe. Herr W. nennt seine Mutter als Ressource beim Verlassen der 
Psychiatrie.  
 
„Mutter hod mit de Ärzte gred oft, stundenlang, dass i aussa kem, is 
schwierig gwesen.“ (Interview 2, Zeile 702-703) 
 
Kurz nach dem Verlassen erlangte Herr W. eine Beschäftigung. Ab diesem 
Zeitpunkt kehrt er nicht wieder in die Psychiatrie zurück. Insofern scheint eine 
Verbindung der zuvor nicht bestandenen Beschäftigung und den immer 
wiederkehrenden Aufenthalten wahrscheinlich.  
 
Das Fehlen einer Arbeit bzw. der Mangel an Möglichkeiten zur Beschäftigung 
könnte in der Familie immer wieder zu Spannungen geführt haben, welche 
Auslöser für die Unterbringungen dargestellt haben könnten. Wie bereits erwähnt 
wurde dieser Zusammenhang nicht von der  Person selbst genannt, aber in 




Der Eintritt in eine Einrichtung der Behindertenhilfe markiert den nächsten 
wichtigen Übergang im Lebenslauf der Person. Auch hier werden wieder 
Ressourcen bzw. verlaufsbestimmende Personen erkennbar. 
 
„A Frau hod ma ghuifen in (Heimatort), de wor, a Frau hod ma ghuifen (...) 
I woas a ned, hod a a behindertes Kind ghobt, a Tochter ghobt, die hod a 
behinderte Tochter ghobt.“ (Interview 1, Zeile 451-457) 
 
Weiter nennt er einen jungen Mann, der ebenfalls eine Beschäftigung bei dem 
Träger fand. „No a Bursche, a (Heimatort) hod a ghuifen. Hom a ghuifen!“ 
(Interview 1, Zeile 465). Insofern kann bei diesem Übergang klar eine 
Unterstützung von außen, konkret von anderen Menschen mit Behinderung bzw. 
deren Verwandte genannt werden. Dass die Information bzw. Unterstützung von 
Anderen aus dem Heimatort kam, spricht ebenfalls dafür, dass bis dahin kein 
Angebot in der näheren Umgebung bestand. Hätte eines bestanden, wäre von 
einer früheren Informationsweitergabe auszugehen.  
 
Sprich, neben den genannten Ressourcen sind der Ausbau der Einrichtungen 
der Behindertenhilfe und damit verbunden die Umsetzung der in den 
Behindertenhilfegesetzen vorgesehenen Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
ebenfalls als verlaufsbestimmende Faktoren zu nennen. Auch wenn die 
Entscheidung und der damit verbundene Verlauf weder als von der Person 
initiiert noch bestimmt gesehen werden kann und somit das bestehende Trajekt 
nicht unterbricht, so verbessert diese Entwicklung doch deutlich die 
Lebensumstände der Person.  
 
Wie bereits erwähnt endet damit die knapp zehn Jahre andauernde Phase der 
Unterbringung in der Psychiatrie bzw. bei den Eltern. Insofern kann das Finden 
der Beschäftigung als stabilisierend gesehen werden. Auch fällt dieses Ereignis 
in den Zeitraum der ersten Enthospitalisierungen. Er selbst nennt auch eine neue 
Medikation als möglichen Grund für die Beendigung der Psychiatrieaufenthalte.  
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„Weus besser wor vielleicht, besser vielleicht worn (...) Jo, andre neiche 
Medikamente vielleicht, Medikamente kriagt hob.“ (Interview 2, Zeile 1010-
1018) 
 
Auch diese Erklärung kann natürlich zutreffend sein, aber es scheint ebenso der 
Zusammenhang mit der neuen Beschäftigung eine nicht unwesentliche Rolle 
gespielt zu haben. Herr B. bleibt weiterhin bei seinen Eltern wohnen und besucht 
von dort aus die Werkstatt.  
 
Wieder auf Priestley Bezug nehmend kann gesagt werden, dass auch zu diesem 
Zeitpunkt der Status des Erwachsenen nicht erreicht wurde. Weder die Ablösung 
vom Elternhaus noch eine Erwerbsarbeitsstelle können in dieser Phase der 
Lebensgeschichte ausgemacht werden. Herr W. verweilt weiterhin in einem vor 
allem von Behinderung gekennzeichneten Status.  
 
Erst als seine Eltern sterben, sieht er sich damit konfrontiert, in ein Wohnhaus 
der Behindertenhilfe zu ziehen. Die Richtung des Verlaufs und der damit 
verbundene Status bleiben somit bestehen. Den Übergang ins Wohnhaus 
betreffend äußert er sich nur in einer kurzen Passage. Gefragt nach den damit 
verbundenen Veränderungen gibt er an, dass er sich an das Zusammenleben mit 
den MitbewohnerInnen gewöhnen musste und dies schon eine Umstellung 
erforderte.  
 
Auch hier können keine wirklichen Entscheidungsmomente bzw. 
Wahlmöglichkeiten auf Seiten der Person ausfindig gemacht werden, was 
ebenfalls für ein Weiterbestehen des Trajekts spricht. Herr W. wechselte aus 
diversen Gründen in den ersten Jahren des Öfteren die Einrichtungen. Für die 
Wechsel verwendet er immer die Formulierung, dass er „wo hingekommen“ sei. 




Deutlich wird dies vor allem beim letzten Wechsel. Herr W. schildert als Grund 
für selbigen, dass er in einem Wohnhaus ein Bett angezunden habe. Dieser 
Vorfall - als Grund gibt er an frustriert gewesen zu sein, weil er seine Schwester 
nicht besuchen durfte - führt einerseits zum Verlassen des Wohnhauses und 
andererseits zu einer kurzen Unterbringung in der Psychiatrie. Auf die Frage ob 
er denn mitentscheiden konnte, in welches Wohnhaus bzw. wohin er danach 
ziehen wollte, antwortete er:  
 
„Na. Vo (Ort des ersten Wohnhauses) in die Nervenklinik und dann homs 
mi entlossen. Noch (Ort des neuen Wohnhauses).“ (Interview 1, Zeile 887-
888) 
 
Sprich, Herr W. wurde in keiner Art und Weise in den Entscheidungsprozess 
miteinbezogen. Neben diesem Punkt scheint der hier beschriebene Übergang 
auch noch in einem anderen Aspekt für die Analyse von Relevanz zu sein.  
 
Das kann so verstanden werden, als hier eine Verbindung zu rechtlichen 
Rahmenbedingungen gezogen werden kann. 1993 wurde das 
Unterbringungsgesetz erlassen. Dieses sollte dauerhafte Aufenthalte in 
Psychiatrien unterbinden. Herr W. bleibt bei diesem Übergang nur kurz stationär 
aufgenommen. Im Vergleich zu der Phase in den 1970er Jahren, als er 
mehrmals fast über ein Jahr in der Psychiatrie war, scheint der hier 
stattgefundene Aufenthalt recht kurz. Insofern könnte hier eine Auswirkung einer 
politischen Entwicklung bzw. gesetzlichen Maßnahme festgestellt werden.  
 
Des Weiteren wohnte Herr W. von Beginn an in einem Einzelzimmer. Hier ist 
sicherlich der späte Eintritt in ein zu diesem Zeitpunkt schon verändertes System 
der Behindertenhilfe entscheidend. Im Vergleich zu Herrn G., der anfangs noch 
in Gemeinschaftsschlafräumen untergebracht war, hatten sich in den 90er-
Jahren die Wohnformen unter Einfluss des Normalisierungsprinzips verändert. 
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Das sofortige Beziehen eines Einzelzimmers und der damit verbundene Gewinn 
an Privatsphäre kann als Ausdruck dessen gesehen werden.  
 
Der Übergang zwischen dem Wohnen bei den Eltern und dem Eintritt in eine 
Wohneinrichtung der Behindertenhilfe stellt den letzten, für die Analyse 
relevanten Wechsel dar. Alle folgenden Übergänge innerhalb des Systems der 
Behindertenhilfe verändern weder die Richtung noch den Verlauf. Das Trajekt 
bleibt, wie bereits dargelegt, bestehen. Auch an seinem Status im Sinne der Life 
Course Theorie ändert sich in den Folgejahren nichts.  
 
Weiter sollen nun Äußerungen bezüglich des Wahrnehmens eines 
Wohnangebots der Behindertenhilfe dargestellt werden. Diese traten bei der 
Analyse des Datenmaterials zum Vorschein. Auch wenn deren Darstellung nicht 
primäres Ziel der Bearbeitung ist, so sollen sie doch an dieser Stelle angeführt 
und Überlegungen angestellt werden.  
 
Auf die Frage, ob denn die Überlegung angestellt wurde, in eine eigene 
Wohnung zu ziehen, antwortete er:  
 
„Na kann i jo ned, zu beschäftigt, wer kocht denn des ois? Brauchat a a 
Frau de Kochen kunnt, alloa kann i ned leben.“ (Interview 2, Zeile 1436-
1437) 
 
Weiter gefragt nach Gründen für die Vorstellung, dass er nicht alleine leben 
könne, gibt er an:  
 
„Weu i nie kochen glernt hob. Geht jo ned, kann jo nix woschen, ghert jo 
bügelt und gwoschen ois. (...) Bin scho selbstständig, brausen, söwa ois, 




Sprich, die selbstständige Haushaltsführung sieht er als Barriere für ein Wohnen 
ohne Betreuung. Hier kann aber festgestellt werden, dass diese Tätigkeiten bzw. 
Aufgabenbereiche durchaus mit Hilfe von Unterstützungsangeboten erlernbar 
wären. Herrn W. wurden jedoch keinerlei Bildungsangebote in diese Richtung 
gehend zu Teil. 
 
„Jo kochen kann i ned, weu des ned glernt hob.“ (Interview 2, Zeile 1464) 
 
Hier bringt er das Fehlen von Bildungsmöglichkeiten zum Ausdruck. Ein sicher 
nicht unwesentlicher Faktor war jedoch auch die Dauer der Unterbringung bei 
den Eltern. Denn auch dort sorgte die Mutter für die als Barriere gesehenen 
Bereiche. „Ja die Mutter kocht. Eikaufen a...“ Traditionellen Stereotypen folgend 
handelt es sich bei den Aufgabenbereichen wie Wäsche  waschen und Kochen 
um klassische weibliche Aufgabenbereiche. Die Aussage: „Brauchat a a Frau de 
kochen kunnt, alloa kann i ned leben.“ spricht dafür, dass Herr B. selbst auch 
diese Tätigkeiten einer weiblichen Person in seinem Leben zuschreibt. Unter 
diesem Gesichtspunkt können stereotype Vorstellungen auch als Grund für nicht 
zustande gekommene Bildungsangebote genannt werden.  
 
Neben den bereits genannten Gründen kann aber auch das System der 
Behindertenhilfe, dass zu dieser Zeit wenig in Richtung individueller Angebote 
zur Befähigung auf dem Gebiet der Selbstständigkeit unternahm, als 
verantwortlich für die mangelnde Befähigung genannt werden. Eine individuelle 
Hilfeplanung, mit der Aufgabe genau solche Lücken und Barrieren zu entdecken 
und mit Hilfe von gezielter Unterstützung zu schließen, war im damaligen System 
der Behindertenhilfe nicht vorgesehen. Vielmehr folgt der Verlauf dem Trajekt, in 
dem die Unterbringung in Wohnhäusern als Standard zu bezeichnen ist.  
 
Zusammenfassend kann bei dieser Lebensgeschichte von einer stark in den 
Entscheidungs- und Handlungsspielräumen eingeschränkten Biographie 
gesprochen werden. Der erste Turning Point, initiiert durch das Nichterreichen 
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von schulischen Vorgaben bzw. Lernzielen, kann als Ausgangspunkt des über 
weite Strecken bestehenden Trajekts gesehen werden. Lediglich das 
Zusammenspiel eines nicht vorhandenen Angebots der Behindertenhilfe und 
einer persönlichen Ressource vermochte es, den Verlauf in Richtung Integration 
und möglicher Erreichung des Status des Erwachsenenalters zu  verändern. 
Aber auch dieser wird durch den Turnig Point des Arbeitsunfalls wieder 
unterbrochen. Von diesem Zeitpunkt an gelingt es der Person nicht, aus dem 
Trajekt auszubrechen. Die restlichen Lebensjahre und die darin enthaltenen 
Entscheidungen und Veränderungen sind zumeist weder von der Person initiiert 
noch mitgestaltet. Herr W. erreichte auch bis zumheutigen Zeitpunkt nicht die 
Merkmale, die im Rahmen der „Life Course“ Theorie der Statuspassage des 
Erwachsenenalters zugeschrieben werden. Vielmehr verläuft sein Leben abseits 
einer Normalbiographie und verweilt über die meiste Zeit im Status des 
Menschen mit Behinderung ohne wirkliche Möglichkeiten, dies zu ändern.  
 
 
9.5 Fallvignette Herr V.  
 
Herr V. wurde 1949 in einem kleinem Dorf im ländlichen Raum geboren. Er 
wuchs im Haus der Eltern gemeinsam mit seinen fünf Geschwistern auf. Beide 
Eltern waren in der Landwirtschaft tätig und besaßen einen landwirtschaftlichen 
Betrieb. Seine ältere Stiefschwester musste während die Eltern arbeiteten immer 
auf die Geschwister aufpassen. Herr V. beschreibt seine Kindheit in der 
Heimatgemeinde und die Zeit mit seinen Geschwistern als eine tolle Zeit. „Jo, jo, 
wir hom immer Gaude ghobt und Spass gmocht!“ (Interview 1, Zeile 1394). Er 
erzählt von Festen im Wirtshaus, und dass er sich zu Hause immer wohl gefühlt 
hatte. Er schildert aber auch schwierige Zeiten während seiner Kindheit, vor 
allem bedingt durch Krankheiten. 
 
Mit 8 Jahren musste Herr V. das Heimatdorf verlassen um ein kirchlich-
karitatives Kinderdorf zu besuchen. Dieses befand sich im näheren Umkreis des 
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Heimatortes. Er besuchte dort die Schule und lebte wie alle untergebrachten 
Kinder in einer so genannten Kinderdorffamilie. Diese Einrichtung war nicht 
speziell auf Menschen mit intellektueller oder körperlicher Behinderung 
ausgerichtet, sondern kümmerte sich um eine Vielzahl von sozialen Fällen mit 
unterschiedlichen Ursachen und Ausprägungen. Die Anfangszeit beschreibt er 
als sehr schwierig für ihn und die Einrichtung insgesamt als „ganz streng“ 
(Interview 1, Zeile 221). Er erhielt regelmäßige Besuche seines Vaters und der 
restlichen Familie und bezeichnet diese damaligen Besuche als sehr wichtig. 
Nach fünf Jahren Schulbesuch endete dieser und Herr V. besuchte in den 
restlichen sieben Jahren seines Aufenthaltes hauptsächlich Therapien. Grund 
hierfür war seine körperliche Behinderung.  
 
Mit 20 Jahren, 1969, absolvierte er eine einjährige Ausbildung im Rahmen einer 
Einrichtung eines Trägers der Behindertenhilfe. An genaue Inhalte dieser 
Ausbildung kann sich Herr V. während des Gespräches nicht mehr erinnern. Er 
weiß jedoch noch, dass er nach der Schule mit seinem Vater die zuständige 
Bezirkshauptmannschaft aufsuchte und dort von der Ausbildung und dem 
Angebot eines Trägers der Behindertenhilfe erfuhr. Während dieser Zeit 
verbrachte er die Tage unter der Woche am Ausbildungsort und wurde jedes 
Wochenende vom Vater abgeholt. Nach einem Jahr ging er in eine Webwerkstatt 
im selben Ort und begann dort das erste Mal zu weben.  
 
Danach wechselte Herr V. in eine andere Werkstätte in einem anderen Ort. 
Grund hierfür war die nähere geographische Lage der neuen Werkstatt zum 
Heimatort. Von nun an konnte er jeden Tag mit den Bussen des Trägers bzw. 
der Einrichtung nach Hause fahren. 
 
Die Situation veränderte sich aber abrupt, als sein Vater an einem Herzinfarkt 
starb. Aufgrund des Todesfalls zog Herr. V. mit seiner Schwester und der Mutter 
in eine Stadt etwas weiter entfernt vom Heimatdorf. Diese Zeit, das Verlassen 
des Dorfes, beschreibt er als Entwurzelungsprozess. 
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In der Stadt zog er mit der Schwester, deren Familie und der Mutter gemeinsam 
in eine Wohnung. Die Wohnung beschreibt er als ebenerdig und mit einem 
schönen Zimmer für ihn. Als die Mutter krank wurde, versuchte ihn eine seiner 
Schwestern während eines Besuches zu überreden, in ein Wohnhaus zu ziehen. 
Herr V. sträubte sich gegen diese Entwicklung. Als die Schwester sich scheiden 
ließ und gemeinsam mit der Mutter in ein Nachbarland zog, musste Herr V. in ein 
Wohnhaus eines Trägers der Behindertenhilfe ziehen.  
 
Die erste Zeit im Wohnhaus bezeichnet er als „ganz schlecht“ (Interview 1, Zeile 
1058). Vor allem mit einer Betreuerin hatte er große Probleme. Aufgrund eines 
alten Schulfreundes wechselte Herr V. später in ein anderes Wohnhaus. Seine 
Situation bzw. sein  negatives Gefühl der Wohnsituation gegenüber veränderte 
sich aber auch da nicht. 
 
Herr V. arbeitet heute noch immer in der Werkstatt, in welcher er nach dem 
Umzug in die Stadt begonnen hat. Seine jetzige Wohnsituation betreffend nennt 
er im Gespräch viele Verbesserungswünsche und viel Kritik die jetzige Praxis 
betreffend. Gefragt nach der Zufriedenheit mit der derzeitigen Wohnsituation 
äußert er eine hohe Unzufriedenheit, vor allem in Bezug auf seine 
Freizeitgestaltung, Mobilität, das Verwalten seines Geldes und das barrierefreie 
Wohnen.  Er erlebt sich in diesen Bereichen als sehr eingeschränkt.  
 
Auf die Frage, was die schönsten Momente in seiner Lebensgeschichte gewesen 
seien, antwortet er: „Meine Kindheit!“ (Interview 1, Zeile 1361). Diese Zeit sei toll 
für ihn gewesen und er habe sich im Dorf bei den Eltern, Geschwistern und 






9.6 Feinanalyse Herr V. 
 
Zu Beginn der Analyse der vorliegenden Lebensgeschichte werden zuerst die 
wichtigsten Stationen des Verlaufs dargestellt. Im Anschluss daran werden diese 
hinsichtlich der darin enthaltenen Entscheidungsmomente, Ressourcen und 
verlaufsbestimmenden Faktoren untersucht.  Weiters wird versucht, die in der 
„Life Course“ Forschung zentralen Übergänge zwischen den Statuspassagen 
Kindheit, Erwachsenenalter und Alter herauszuarbeiten.  Hier wird vor allem auf 
Priestleys „Disability - A Life Course Approach“  Bezug genommen (Priestley 
2003).  
 
Wirft man einen Blick auf die dargestellte Fallvignette so rückt zuerst der 
Übergang zwischen der Kindheit bei der Familie im Heimatort und dem Besuch 
des Kinderdorfs in den Fokus. Hier konnten zwar bezüglich des Übergangs keine 
näheren Angaben im Datenmaterial gefunden werden, jedoch enthielten die 
durchgeführten Interviews eine Vielzahl an Passagen bezüglich der Folgejahre in 
der Einrichtung. Diese bilden die Grundlage und den Gegenstand der 
Bearbeitung.  
 
Im Anschluss daran wird der Übergang zwischen der Unterbringung in der 
Institution Kinderdorf und dem Eintritt in ein Ausbildungsangebot der 
Behindertenhilfe näher dargestellt. In diesem Teil der Analyse wird auch der 
erste Wechsel der Werkstätte und dessen Folgen für die Person diskutiert. 
 
Einen zentralen Punkt der Bearbeitung bilden darauf folgend die Analyse der 
Auswirkungen des Tods des Vaters und der damit verbundene erneute Wechsel 
des Wohnortes. Hier wird vor allem die verlaufsbestimmende Funktion der 
Familie und damit verbunden die bestehende Abhängigkeit, bzw. nicht 
stattgefunden Ablösung der Person diskutiert. Letztere kommt auch im weiteren 
Verlauf stark zum Ausdruck. Vor allem bei der Analyse des Übergangs zwischen 
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der Unterbringung bei der Schwester und dem Eintritt in ein Wohnhaus eines 
Trägers der Behindertenhilfe soll dies dargestellt werden.  
 
Im letzten Teil werden vor allem Äußerungen hinsichtlich der Einrichtungen der 
Behindertenhilfe diskutiert. Des Weiteren wird ein Bezug zu rechtlichen 
Rahmenbedingungen und Entwicklungen der Behindertenhilfe hergestellt.  
 
Begonnen wird mit der Darstellung der Kindheit im Heimatort  und den von der 
Person diesbezüglich getätigten Aussagen. Dieser Lebensabschnitt wird von 
Herrn V. als besonders positiv beschrieben. Die Darstellung ist deshalb von 
Gewinn für die Analyse, da spätere Aussagen vor dem Hintergrund dieser 
nachvollziehbarer werden.  
 
1. Die Kindheit: „Ja die Zeiten sind toll gewesen für mich!“ (Interview 1, 
Zeile 1386) 
 
Befragt nach seinen ersten Lebensjahren schildert Herr V. glückliche Jahre im 
Familienverband. Seine ältere Schwester habe für die Geschwister gesorgt 
während die Eltern arbeiteten: „Jo, jo, wir hom immer Gaude ghobt und Spass 
gmocht!“ (Interview 1, Zeile 1394). Er erzählt von Festen im Wirtshaus, und dass 
er sich zu Hause immer wohlfühlte. Seinen Heimatort schildert er im Interview 
nahezu wie einen Kindheitstraum mit Süßigkeiten und Festen: „In (Heimatort) 
war auch ein Gasthaus mit Wirtsleuten. (...) Früher da wars alles anders wies 
jetzt ist. Früher do, do... da waren Feste und waren auch, äh... so kleine Stangen 
mit äh, Zuckerwatte und so Zeug halt. Und des, des wirklich eine gute Dings 
gwesen.“ (Interview 1, Zeile 31-34). Weiters gab es ein Schloss und einen darin 
wohnenden Baron für den sein Vater arbeitete. Insgesamt stellt er diese Zeit als 
besonders harmonisch dar. Zu einem späteren Zeitpunkt des Interviews nennt er 
seine Kindheit auch als die schönste Zeit seines Lebens. Die Bedeutung, die er 
seiner Familie, und im speziellen seinen Eltern, beimisst, verändert sich im Laufe 
seines Lebens nur wenig. Hier kann ein erster Hinweis auf eine nicht geglückte 
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Ablösung von den Eltern gefunden werden. Zum Ausdruck kommt seine bis zu 
jetzigen Zeitpunkt bestehende Sehnsucht nach dieser Zeit in mehreren 
Passagen des Gesprächs. Gefragt nach seinen Wohnwünschen äußert er sich 
folgendermaßen:  
 
„Auf an Bauernhof, i bin jo auch auf an Bauernhof aufgwochsen, und des 
is ma johrelang immer nachgehangen und noch.“ (Interview 2, Zeile 468-
469) 
 
Diese Haltung kann nun dahingehend interpretiert werden, dass Herr V. Zeit 
seines Lebens keinen Wohn- bzw. Lebensraum mehr fand, der ihn in dem Maße 
glücklich machte wie der seiner Kindheit. Diese Interviewpassage  stützt auch die 
Annahme, dass die Person den vollen Erwachsenenstatus, der eine Loslösung 
vom Elternhaus beinhaltet, nicht erreichen konnte. Mögliche Gründe für diesen 
nicht geglückten Übergang werden zu einem späteren Zeitpunkt der Analyse 
dargelegt.  
 
2. Das Kinderdorf: „Und wenn i dann... zur Schule wieder gefahren bin, 
dann hab i mi ned so wohl gefühlt.“ (Interview 1, Zeile 313) 
 
Mit acht Jahren musste Herr V. den Heimatort verlassen um eine Einrichtung für 
Menschen mit Behinderung zu besuchen. Er wohnte von diesem Zeitpunkt an in 
der kirchlich-karitativen Institution. Dort erfolgte auch seine erste Beschulung. 
Grund für diesen Wechsel, sprich, verlaufsbestimmend ist seine körperliche 
Beeinträchtigung. Hier kann klar ein Einfluss der damaligen Bestimmungen des 
Schulwesens auf die Lebensgeschichte ausgemacht  werden. Eine integrative 
Beschulung im Ort  wurde nicht ermöglicht. Für Herrn V. bedeute dies eine frühe 
Trennung von seinem sehr positiv wahrgenommenen Umfeld (Familie, 
Heimatort).  Die Institution und deren Wirkungsweisen beschreibt er im Gespräch 
als durchwegs negativ. 
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„Aber ich kann schon sagen, dort is ma a ned so gut gangen.“ (Interview , 
Zeile 120) 
 
Vor allem das Zusammenleben in der Kinderdorffamilie mit ihm unbekannten 
„Geschwistern“ sorgte für Probleme, die für ihn bis dahin unbekannt waren. „Hab 
auch vieles, da waren auch, äh zwei Burschen die haben mich immer so 
gehänselt und so“ (Interview 1, Zeile 122-123). Neben den Problemen im neuen 
Familienverband schildert er  auch Schwierigkeiten mit dem Lehrkörper. „Weil 
der wor ein, des wor ein richtig böser Lehrer...“ (Interview 1, Zeile 174-175). Des 
Weiteren spricht er von Überwachungsmechanismen, die in der Einrichtung 
installiert wurden. Schüler sollten sich gegenseitig beobachten um bei Vergehen 
gegen die Heimordnung Meldung an den Lehrkörper bzw. das Personal zu 
erteilen.  
 
„Jo und dann hat der Lehrer, äh.. der hod dann, äh wos sogt ma denn do? 
Den immer aufgefordert, eiso ein bisschen zu, zu... mich zu beobachten. 
(...) Und da war einer dabei, der mich immer verraten hat.“ (Interview 1, 
Zeile 190-192) 
 
In diesem Umfeld fühlte sich Herr V. sehr unwohl. Umso verständlicher scheint in 
Anbetracht dessen, dass er Besuche bei seinen Eltern bzw. von seinem Vater in 
der Einrichtung als besonders wichtig empfand.  
 
„Mein Vati kam öfters nach, ins... und dann hat er mich aufgesucht, oft 
und dann... Ich war ganz begeistert.“ (Interview 1, Zeile 219-221) 
 
Die negativen Erfahrungen in der Institution stehen in einem klar gegenteiligen 
Verhältnis zu jenen in der Familie. Insofern könnte die Idealisierung der 
Kindheitserfahrungen als Ausdruck dessen gesehen werden. Sprich, die  
negativen Erfahrungen in der Einrichtung führten zu einem Idealbild seiner 
vorangegangen Erlebnisse bzw. seines Umfelds. Auch der später immer 
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wiederkehrende Wunsch, die Familie nicht zu verlassen, könnte damit in 
Verbindung stehen. Gemeint ist damit, dass Herr V. einen Auszug immer mit 
negativen Erfahrungen in Verbindung brachte und es deshalb immer zu 
verhindern, bzw. zu verzögern versuchte.  Deutlich werden seine positiven 
Gefühle wenn er über Besuche bei seiner Familie spricht: „Zu Ostern und zu 
Weihnachten bin ich immer daham gwesen. Da bin ich immer daham gwesen. 
(lacht) Und wenn ich daham wor, dann hob i mi immer wohl gefühlt.“ (Interview 1, 
Zeile 306-309) 
 
Interessant ist auch, dass Herr V. in den Passagen diese Zeit betreffend am 
häufigsten seine körperliche Behinderung in den Vordergrund stellt. Das 
Merkmal der Behinderung erlangt demnach erstmals während seiner Beschulung 
bzw. der Unterbringung in der Institution eine besondere Relevanz für ihn. Er 
nennt es zum einen als gemeinsames Merkmal mit seinen MitschülerInnen 
(„...eine kleine Gruppe von Kindern die was auch bissi körperbehindert gewesen 
san.“ (Interview 1, Zeile 150-151) und zum anderen ist dieses Merkmal nach dem 
Schulbesuch auch für den weiteren Verlauf in der Einrichtung bestimmend.  
 
„Ich bin dann in die Unterwassertherapie gekommen und hab Übungen 
gmocht...“ (Interview 1, Zeile 465-466) 
 
Nach der Grundschulausbildung kommt Herr V. in eine „körperbehinderte 
Schule“ (Interview 1, Zeile 165-166). Auch hier findet sich ein Hinweis darauf, 
dass seine Behinderung als zentral wahrgenommen wird. Der Fokus der 
Beschulung wird vor allem auf die Wiederherstellung der körperlichen Funktionen 
gerichtet. „Und da hamma allerhand turnen müssen...“ (Interview 1, Zeile 165-
166). Der Tagesablauf bestand hauptsächlich aus verschiedenen Therapien. 
Eine berufliche Ausbildung oder eine weitere Beschulung mit Lehrinhalten 
abseits körperlicher Übungen fand nicht statt.  Der hier dargelegte Umstand kann 
klar als Ausdruck des zu dieser Zeit vorherrschenden Rehabilitationsgedanken 
gesehen werden. Die eingeschränkten körperlichen Funktionen sollten durch 
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Übungen und Training weitergehend wiederhergestellt werden. Oberstes Ziel 
war, dadurch die Erwerbsfähigkeit zu ermöglichen und aus Steuerempfängern 
Steuerzahler zu machen (Pindur 1966, S. 23).  Wie bereits im Teil zum 
österreichischen Behindertenrecht festgehalten stand die Steigerung der 
Produktivität im Vordergrund.  Neben diesem Einfluss kann aber auch die 
Dominanz der medizinischen Sichtweise von Behinderung hervorgehoben 
werden. Die Praktik, körperliche Beeinträchtigungen mittels Therapien zu 
beheben, kann klar einer von der Medizin stark beeinflussten, individuellen 
Sichtweise von Behinderung zugeschrieben werden. Vor allem die Tatsache, 
dass keine anderen Bildungsangebote offeriert wurden spricht für die klare 
Machtstellung der beschriebenen Herangehensweise. Der Funktionalität des 
Körpers wurde oberste Priorität beigemessen.  
 
Wie bereits dargelegt war das Funktionieren des Bewegungsapparats vor allem 
im Hinblick auf spätere Erwerbsarbeit von besonderer Bedeutung. Hier kann 
auch auf Priestley verwiesen werden. Dieser sieht in den Investitionen in der 
Statuspassage Kindheit und Jugend - die therapeutische Behandlung kann hier 
als Investition gesehen werden - vor allem das Ziel, Humankapital zu 
akkumulieren, sei es nun durch Bildung oder handwerkliche Ausbildung, um 
später in der Statuspassage des Erwachsenenalters wiederum durch 
Erwerbsarbeit Kapital zu vermehren (vgl. Priestley 2003, S. 74).  Er verweist aber 
darauf, dass speziell bei Menschen mit Behinderung diese „social investments“, 
wie er sie bezeichnet, vor allem in kontinuierliche Abhängigkeit  führen (vgl. 
Priestley 2003, S. 75). Auch in dem hier vorliegenden Fall führte das 
„Investment“ nicht zu erhöhter Produktivität in Form einer Erwerbsarbeitsstelle, 
sondern direkt in den Ersatzarbeitsmarkt.  
 
Mit 20 Jahren verlässt Herr V. die Einrichtung, um eine Ausbildungsstelle bei 
einem Träger der Behindertenhilfe anzunehmen.  Als dahin vermittelnde Stelle 
wird die zuständige Bezirkshauptmannschaft genannt. Dieser Übergang wird 
während des Gesprächs nicht näher thematisiert. Alternativen dazu bzw. andere 
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mögliche Verläufe werden nicht genannt. Vielmehr folgt die Person dem seit der 
Geburt bestehenden und mit der Beschulung eingeleiteten Trajekt, welches in 
der körperlichen Beeinträchtigung seine Grundlage findet.  Auch hier kann auf 
die Vorstellungen dieser Zeit verwiesen werden. Menschen deren volle 
Erwerbsfähigkeit durch Rehabilitationsmaßnahmen nicht wiederhergestellt 
werden konnten, sollten einen Platz am Ersatzarbeitsmarkt finden.  In diesem 
Fall fand die Vermittlung durch die zuständige Behörde statt. 
Entscheidungsmomente bzw. Gestaltungsmöglichkeiten, die der Person 
eingeräumt wurden, konnten in der Analyse bzw. im Gespräch keine ausfindig 
gemacht werden.  
 
Während der Zeit der Ausbildung wohnte Herr V. unter der Woche im 
Ausbildungsort.  Nur an den Wochenenden pendelte er zu den Eltern. Als 
Ressource ist hier der Vater zu nennen, welcher ihn immer an den 
Wochenenden abholte. Es bestand nach wie vor eine starke Bindung. Herr V. 
hatte zu diesem Zeitpunkt altersmäßig bereits den Status eines Jugendlichen 
erreicht. Hinsichtlich des Übergangs zum Erwachsenalter, welcher stark mit der 
Loslösung vom Elternhaus, dem Finden einer Beschäftigung zur finanziellen 
Unabhängigkeit und dem Aufbau einer eigenen Familie zusammenhängt, kann 
aber gesagt werden, dass dieser durch den vorliegenden Wechsel der 
Einrichtung nicht eingeleitet bzw. unterstützt wurde (vgl. Priestley 2003, S. 107).  
Vielmehr verblieb er weiterhin in der Passage des Jugendlichen mit starker 
Bindung ans Elternhaus und Abhängigkeit hinsichtlich des Angebots am 
Ersatzarbeitsmarkt.   
 
Nach der Ausbildung in Rahmen einer Einrichtung der Behindertenhilfe  wechselt 
eer direkt in eine angeschlossene Werkstatt. Er begann dort zu weben. Diese 
Tätigkeit übt er bis zum heutigen Zeitpunkt aus. Auch dieses 
Beschäftigungsverhältnis ermöglichte es ihm nicht, einen Schritt in Richtung 




Der ein Jahr darauf folgende Wechsel in eine  Werkstatt in der Nähe seines 
Heimatortes führte zur Rückkehr zu seinen Eltern. Von diesem Zeitpunkt an 
wohnte er wieder zu Hause. Ein Fahrtendienst, organisiert vom Träger der 
Behindertenhilfe, ermöglichte das Pendeln. Er sieht die damalige Entwicklung als 
sehr positiv. Er selbst wollte wieder zurückziehen zu den Eltern und das 
Wohnangebot der Einrichtung nicht in Anspruch nehmen.  
 
„Toll! Eine tolle Zeit für mich (lacht). Ich hab mich wirklich wohl gefühlt hin 
zu fahren und wieder heim zu fahren.“ (Interview 1, Zeile 752-752) 
 
Als mitverantwortlich für diese Entwicklung kann sicherlich auch der Ausbau der 
Einrichtungen der Behindertenhilfe genannt werden. Das entstandene Angebot 
ermöglichte der Person die Möglichkeit, zu den Eltern zurück zu ziehen. Auch 
wenn  dadurch die Abhängigkeit von den Eltern und somit ein Übergang in die 
Erwachsenenpassage weiterhin nicht eingeleitet wurde, so kann zumindest 
positiv angemerkt werden, dass sich durch den Wechsel die Lebensumstände 
subjektiv deutlich verbesserten. Nach insgesamt 13 Jahren der ungewollten 
Trennung vom Elternhaus konnte Herr V. wieder zurückkehren.  
 
Hinsichtlich der Werkstatt äußert er sich während des Gesprächs durchwegs 
positiv. Er fand neue Freunde und Bekanntschaften und auch mit der Betreuung 
war er zufrieden.  
 
„Dort gefiel es mir sehr gut. Dort lernte ich sehr viele kennen. Ich liebte 
meine alten Freunde. Ich hatte auch eine gute Betreuung.“ (Interview 1, 
Zeile 225-226) 
 
In den darauf folgenden zehn Jahren kam es zu keinen großen Veränderungen. 
Herr V. wohnte weiterhin bei seinen Eltern. Lediglich ein Umzug, auch 
gemeinsam mit den Eltern, wird genannt. Der Vater musste aufgrund 
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gesundheitlicher Probleme die Landwirtschaft aufgeben. Der Wohnortwechsel 
wurde aber nicht als großer Einschnitt erlebt, da er weiterhin bei den Eltern 
wohnen konnte und auch an der Beschäftigungssituation nichts änderte.  
 
Ein interessanter Punkt  ist, dass zu diesem Zeitpunkt alle Geschwister bereits 
das Elternhaus verlassen hatten.  Nur Herr V. wohnte weiterhin bei ihnen zu 
Hause. Diese Tatsache spricht auch für seine erhöhte Abhängigkeit im 
Gegensatz zu seinen Geschwistern ohne Behinderung. Weiters kann es als 
Hinweis darauf gesehen werden, dass er nicht dem Verlauf einer so genannten 
„Normalbiographie“ folgt.  Auch von anderen essentiellen Merkmalen der 
Statuspassage des Erwachsenenalters blieb er weiterhin exkludiert. 
 
„On the one hand, adult status arises from criteria of inclusion (such as the 
attainment of a certain chronological age or the achievement of adult roles 
in relation to employment or parenting, for example).“ (Priestley 2003, S. 
117) 
 
Folgt man Priestleys Ausführungen, so kann zum einen das Fehlen einer 
Erwerbsarbeit und damit verbunden die Möglichkeit der finanziellen 
Unabhängigkeit genannt werden. Zum anderen spricht die weiterhin andauernde 
Unterbringung bei den Eltern dafür, dass auch die Möglichkeit zur eigenen 
Elternschaft bzw. der Aufbau einer eigenen Familie ebenso als stark 
eingeschränkt zu beurteilen ist.  Festzuhalten bleibt, dass Herr V. demnach das 
Erreichen des Status des Erwachsenen weitestgehend verwehrt blieb.  
 
  
3. Der Tod des Vaters. „Ich hab oft denkt wenn mein Papa ned gestorben 
wäre, dann wären wir noch heute dort.“ (Interview 1, Zeile 757-758) 
 
Ein von der Person als besonders prägend erlebtes Ereignis in der 
Lebensgeschichte war der Tod des Vaters. Zu diesem Zeitpunkt war Herr V. 30 
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Jahre alt. Die Veränderungen, die dieses Ereignis mit sich brachte, waren 
weitreichend und wurden von der Person  in den Gesprächen als für sie negativ 
dargestellt.  Hauptauswirkung des Todesfalls war ein Umzug. Er zog gemeinsam 
mit der Mutter zu seiner Schwester und deren Familie. Dieser Wohnortwechsel 
wird von Herrn V. als Entwurzelungsprozess beschrieben. 
 
„Ha... Das kann i da gar ned sagen wie des gewesen ist... Wenn man 
einen Baum, einen alten Baum umsetzt... “ (Interview 1, Zeile 831-832) 
 
Diese sehr bildhafte Metapher spricht für seine starke Verwurzelung in dem bis 
dahin bestandenen Umfeld. Der Wechsel hatte auch die Beendigung der 
Beschäftigung in der Werkstatt zur Folge. Dort hatte sich Herr V. im Laufe der 
Jahre Sozialkontakte und Freundschaften aufgebaut. „Jo, jo, ich hab viele 
Freunde gehabt. Viele Freunde. Sehr viele“ (Interview 1, Zeile 765). Diese 
Kontakte mussten durch den Umzug weitestgehend abgebrochen werden, da 
sich der neue Wohnort ca. 1,5 Autostunden entfernt befand. Eine Alternative 
dazu hätte es seiner Meinung nach nicht gegeben. Auf die Frage, warum er denn 
nicht im Ort hätte bleiben können, meint er: „ Weil wir keine Bleibe ghabt haben“ 
(Interview 1, Zeile 868). Mit der Bezeichnung „Wir“ meint er seine Mutter und ihn. 
Das spricht für eine noch immer bestehende starke Bindung bzw. nicht 
vollzogene Ablösung von den Eltern. Weiters drückt diese nicht gewollte, aber 
als alternativlos dargestellte Veränderung Herrn V.s starke Abhängigkeit aus. Er 
kann nicht frei über seinen Wohnort entscheiden. Vielmehr scheint er gezwungen 
gewesen zu sein, die einzig noch bestehende familiäre Ressource anzunehmen. 
Auch wenn dies viele nicht erwünschte Entwicklungen mit sich brachte.   
 
In der neuen Umgebung fühlte sich Herr V. zu Beginn einsam: „Und dann hab i 
mir oft denkt, siext ich bin oft so einsam gewesen“ (Interview 1, Zeile 845-846). 
Diese Aussage scheint im Hinblick auf den Verlust der ehemaligen Freund- und 




„In particular, older and disabled people have been subject to similar 
discourses of dependency and otherness, distinguishing them from ideals 
of autonomous adulthood.“ (Priestley 2003, S. 143). 
 
Im Hinblick auf die Verbindung von Behinderung und „Life Course“-Theorie ist 
dieser Übergang ebenfalls besonders interessant. Eine erhöhte Abhängigkeit ist 
eine der zentralen Charakteristika der Konstruktion der Statuspassage des Alters 
(ebd., S. 143). Im vorliegenden Fall  wird die gemeinsame Abhängigkeit, jene der 
Mutter und des Sohnes, zum verbindenden Merkmal. Sprich, hier entstand eine 
klare strukturelle Gemeinsamkeit zwischen der Statuspassage Alter und 
Behinderung. Beide waren auf die Unterstützung und Hilfe einer unabhängigen, 
mit mehr Handlungsspielraum ausgestatteten Person angewiesen. Die Rolle 
übernahm die Schwester bzw. Tochter. Diese hat die Statuspassage der 
Erwachsenen erreicht. Ausdruck dessen ist ihre vollzogene Loslösung vom 
Elternhaus, die finanzielle Unabhängigkeit sowie ihre Familie (Merkmal der 
Reproduktion). Herrn V.s Nichterreichen der Statuspassage des Erwachsenen 
kommt hier klar zum Vorschein. Weiters spricht das Nichtexistieren von 
Entscheidungsspielräumen bzw. Möglichkeiten der Person, sich selbst durch den 
„Life Course“ zu navigieren, für ein Weiterbestehen des Trajekts.  
 
5. Strahlkräfte des Trajekts: „Willst du ned ins Wohnhaus gehen?“ 
(Interview 1, Zeile 957) 
 
Nach dem Umzug besuchte Herr V. wieder eine Werkstätte eines Trägers der 
Behindertenhilfe. In den Interviews wird deutlich, dass es während dieser Zeit 
ganz klare Kräfte gab, die einen Wechsel in ein Wohnhaus forcierten. Zu nennen 
sind zum einen Verantwortliche des Trägers der Behindertenhilfe und zum 
anderen Mitglieder der Familie. Herr V. schildert die Situation eines vom Träger 
initiieren runden Tisches. Dabei wurde versucht, Herrn V. vom Angebot im 
Bereich des Wohnens zu überzeugen. Er weigerte sich jedoch vehement und 
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verwies auf seine Familie. Solange er noch bei seiner Schwester, deren Familie 
und der Mutter wohnen könne, wollte er keinesfalls einen Wechsel.  
 
„Na ich geh noch nicht ins Wohnhaus, weil meine Eltern, meine Mutti und 
meine Schwester noch im Haus sind.“ (Interview 2, Zeile 356-358) 
 
Neben diesen Gründen nennt er auch noch Erfahrungswerte seiner KollegInnen 
aus der Werkstatt. Diese hätten ihm vor dem Umzug in ein Wohnhaus 
abgeraten. Es gäbe keine Freundschaften in den Wohnhäusern und auch die 
Betreuung sei oft negativ wahrgenommen worden. „Weil i hob ghert von eina 
Klientin, dass so zugeht in Wohnhaus“ (Interview 2, Zeile 399). Des Weiteren gibt 
er an, dass er in einem Wohnhaus keine Bezugspersonen gehabt hätte und auch 
das seine ablehnende Haltung bekräftigte. „Was soll ich denn im Wohnhaus 
mochen? I, i hab ka Beziehung zu niemand“ (Interview 1, Zeile 1031-1032). 
 
„Und hom mitgeteilt, dass die die wos keine Eltern mehr hom, die müssen 
ins Wohnhaus gehen.“ (Interview 2, Zeile 313-314) 
 
Ebenfalls erinnert er sich an ein Schreiben des Verantwortlichen für den Bereich 
„Wohnen“ eines Trägers der Behindertenhilfe. Darin wurde seiner Erinnerung 
nach ebenfalls der Umzug in ein Wohnhaus angeboten bzw.  nahegelegt. 
Bemerkenswert ist die hier von der Person gewählte Formulierung. Zum einen 
wird hier der mit einem Umzug verbundene Zwang („müssen ins Wohnhaus 
gehen“) ausgedrückt. Zum anderen wird ein Wechsel klar mit dem Tod bzw. dem  
Verlust der Unterstützungsfähigkeiten der Eltern in Verbindung gebracht. 
Deutlich wird dadurch auch der stark vorbestimmte Verlauf für Menschen mit 
Behinderung bzw. die eingeschränkt zur Verfügung stehenden Alternativen. 
Können oder wollen Familienmitglieder bzw. die Eltern die Betreuung nicht weiter 
wahrnehmen, so muss  ein Angebot der Behindertenhilfe wahrgenommen 
werden. Innerhalb dessen schienen die Wahlmöglichkeiten in diesem Fall 
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wiederum nicht wirklich vorhanden gewesen zu sein. Eine andere Wohnform als 
das des Wohnhauses wurde nicht angeboten.  
 
Zu diesem Zeitpunkt konnte sich Herr V. den eben beschriebenen Kräften  noch 
widersetzen. Er selbst beschreibt dies als Kampf. „Ich hab mich gesträubt. Ich 
hob gsogt nein ich, ich, ich wü des ned. Ich äh, ich hab mich wirklich gesträubt 
mit Händ und Füßen.“ (Interview 1, Zeile 1027, 1029). Hier kann also klar auf die 
persönliche Entscheidung der Person hingewiesen werden. Die Stärke der 
beeinflussenden Kräfte wird dadurch sichtbar, dass das Verhindern des Verlaufs 
Richtung Wohnhaus mit einem hohen Einsatz seiner eigenen Kräfte in 
Verbindung stand.  
 
6. Der Umzug ins Wohnhaus: „Ich wohne hier, weil meine Eltern nicht 
mehr leben.“ (Interview 2, Zeile 53-54) 
 
Der zuvor beschriebene Widerstand der Person konnte jedoch den Wechsel in 
ein Wohnhaus nicht verhindern. Als die Schwester sich scheiden ließ und in 
Folge dessen in ein anderes Land zieht, bleibt Herrn V. keine andere Wahl als 
der Umzug. Vollzogen wurde dieser laut eigenen Angaben durch Zwang. Seine 
Schwester hätte sich nicht mehr um ihn kümmern können und auch seine Mutter 
sei in dieser Zeit erkrankt. Herrn V. standen somit keinerlei familiäre Ressourcen 
mehr zur Verfügung und es blieb keine andere Alternative, als ein Wohnangebot 
eines Trägers der Behindertenhilfe wahrzunehmen. Dieser Lebensabschnitt 
bringt ganz deutlich seine bestehenden Abhängigkeiten zum Ausdruck. Er kann 
den weiteren Verlauf nicht nach seinen Vorstellungen und Präferenzen gestalten, 
sondern war auf das System Behindertenhilfe und dessen Angebot angewiesen. 
Dieses zeichnete sich durch stark eingeschränkte Wahlmöglichkeiten aus. 
Unterschiedliche Wohnangebote bzw. eine individuelle Planung einer 
Wohnalternative zur Schwester waren schlichtweg nicht vorhanden. Herr V. 
musste sich dem System anpassen und das einzig zur Verfügung stehende 
Angebot annehmen. Hier kann klar von einem mit wenig bis keinen 
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Entscheidungsmöglichkeiten versehenen Trajekt gesprochen werden. Im 
Hinblick auf die Forschungsfrage, welchen Einfluss das Behindertenhilfewesen 
auf die Lebenswege hatte, kann gesagt werden, dass im hier vorliegenden Fall 
die Beeinflussung als sehr groß zu bezeichnen ist. Zum einen durch die zuvor 
beschriebenen Kräfte, die oft von Verantwortlichen des Systems der 
Behindertenhilfe ausgingen, zum anderen kann die Beeinflussung des 
Lebensweges dahingehend verstanden werden, dass natürlich nur bestehende 
Wohnformen bzw. Möglichkeiten wahrgenommen werden konnten. Insofern 
entschied klar die Beschaffenheit der Angebote den weiteren Verlauf. Hier führte 
ein stark undifferenziertes Angebot zu offensichtlich sehr eingeschränkten 
Möglichkeiten der Person.  
 
7. Im Wohnhaus: „I hob mi nie in keinem wohl gefühlt. Durt und a do ned.“ 
(Interview 1, Zeile 1170)  
 
Hinsichtlich des Lebens im Wohnhaus enthält das Datenmaterial eine Vielzahl an 
Äußerungen. Vor allem bringt er seine Unzufriedenheit die derzeitige Situation 
betreffend zu Ausdruck. Diesen Inhalten vorangestellt werden sollen jedoch 
seine anfänglichen Erfahrungen im Wohnhaus. Zu Beginn schildert er Probleme 
mit dem Betreuungspersonal.  
 
„Na V. du muast des tun und du musst des tun!“ Hob i gsogt: „Du i loss ma 
vo neamt wos anschaffen.“ (Interview 1, Zeile 1068-1070) 
 
Das hier angeführte Zitat schildert eine Streitsituation zwischen Herrn V. und 
einer damals tätigen Betreuerin. Diese habe ihn immer dazu aufgefordert, bzw. 
gezwungen sein Zimmer zu putzen, obwohl dieses seinen eigenen Maßstäben 
nach nicht in diesem Ausmaß notwenig gewesen wäre. Auch wurde eine 
Ordnung verlangt, die nicht seinen Vorstellungen entsprach. Die Wahrung der 
Privatsphäre und das Recht, seinen Wohnraum selbst zu gestalten, wurde Herrn 
V. oft nicht zugesprochen. Er musste gegen die gängige Praxis („Die hod immer 
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mein Kasten durchwühlt...“) ankämpfen und sich zur Wehr setzen(Interview 2, 
Zeile 276). In diesem Zusammenhang nennt er auch das Führen eines 
Tagebuches, in welchem er alle Ereignisse niederschrieb. In der geschilderten 
Passage werden die herrschenden Machtstrukturen im Wohnhaus deutlich. Herr 
V. muss sich gegen die gängige Bevormundung und die Eingriffe in seine 
Privatsphäre aktiv zu wehr setzen.  Das Nichtakzeptieren der angeführten 
Einschnitte seiner eigenen Entscheidungen hinsichtlich des Wohnraums könnte 
vor dem Hintergrund seiner vorangegangen Wohnsituationen verstanden 
werden. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte er weitestgehend selbstständig über die 
Gestaltung seiner Zimmer entscheiden. Der späte Eintritt in ein Wohnhaus 
könnte als ein nicht unwesentlicher  Faktor gesehen werden, der dazu führte, die 
neuen Vorgaben zu hinterfragen. Warum sollte sich Herr V. plötzlich an 
Vorgaben hinsichtlich seines Wohnraums halten, wenn er bislang auch ohne 
diese auskam? Die bis dahin gemachten Erfahrungen stützten seinen 
Widerstand gegen die neuen Vorgaben. Folgt man diesem Gedanken, so könnte 
gesagt werden, dass, je früher ein Eintritt in ein reglementierendes System 
stattfindet, desto eher darin enthaltene Vorgaben, bzw. Richtlinien akzeptiert und 
weniger hinterfragt werden.  
 
Im Gegensatz zu den negativen Erfahrungen den persönlichen Wohnraum 
betreffend äußert sich Herr V. positiv hinsichtlich der Freizeitgestaltung während 
der Anfangszeit im Wohnhaus. 
 
„Früher! Früher homma Ausflüge gmocht und durt hin gfoahrn und do her 
gfoahrn und und...“ (Interview 1, Zeile 1414-1415) 
 
Es wurde demnach viel unternommen und für die Freizeit angeboten. Heute sei 
dies gar nicht mehr der Fall. Herr V. nennt Einsparungen im Personalbereich als 
Grund für die Verschlechterung. „Es fehlt das Personal! Es fehlt wirklich das 
Personal!“ Freizeitaktivitäten kommen immer weniger zu Stande. Es müssten 
aufgrund des Betreuungsschlüssels (1 (Personal): 5 (Klienten)) alle 
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BewohnerInnen der jeweiligen Gruppe an einer geplanten Aktivität teilnehmen.  
Laut Herrn V. wäre dies aber in den meisten Fällen nicht möglich. Daher sieht er 
sich in der jetzigen Situation in seiner Freizeitgestaltung stark eingeschränkt.  Er 
muss sich immer mit seinen MitbewohnerInnen sowie dem Personal arrangieren. 
Gefragt, ob er denn gerne mehr unternehmen würde, antwortete er: „Jo vü mehr! 
Sehr viel mehr!“ (Interview 1, Zeile 1448). Es sei ihm aber bislang noch nicht 
gelungen jemanden zu finden, der oder die ihn bei der Gestaltung seiner Freizeit 
unterstützt („Do muas ana oder ane do sein die wos Zeit hod für mich“) (Interview 
1, Zeile 1469). Hier fehlt es klar an Ressourcen, die eine individuelle 
Freizeitunterstützung ermöglichen könnten. Zu nennen wäre in diesem 
Zusammenhang das zusätzliche Ankaufen von persönlicher Assistenz im 
Freizeitbereich, oder das Arrangieren von Besuchsdiensten.  
 
„Es... des is wie wenn man einen... Ball... wenn man den an die Wand 
wirft. Der kommt zurück.“ (Interview 1, Zeile 1481-1482) 
 
Obwohl Herr V. diese Problematik schön des Öfteren im Wohnhaus ansprach 
kam es nie zu befriedigenden Veränderungen.  Er habe auch die Leitung des 
Wohnhauses mit seinen Anliegen konfrontiert. In diesem Zusammenhang 
verwendet er die Metapher eines Balles und einer Wand. Das Einbringen seiner 
Wünsche und Anregungen pralle einfach ab. Das System, repräsentiert durch 
den Leiter der Einrichtung, wird von der Person wie eine Wand wahrgenommen. 
Ein Durchbrechen bzw. Verändern dieser scheint nicht möglich. Vielmehr bleibt 
das System auch nach dem Versuch der Umgestaltung (Wurf des Balles) 
unverändert.  Vorstellungen bezüglich Freizeitaktivitäten gäbe es genügend. „Ich 
will, ah ins Kino gehen. Ich will ins Theater gehen“ (Interview 1, Zeile 1498-
1499). Die dafür notwendige Unterstützung fehlt jedoch. „Aber es geht mit mir 
kana mit!“ (Interview 1, Zeile 1499). Hier kann klar eine starke Beeinflussung der 
Lebensumstände durch das zur Verfügung stehende Angebot an 
Unterstützungsleistungen gezeigt werden.  
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Neben der eingeschränkten Freizeitgestaltung nennt Herr V. im Gespräch auch 
das Verwalten seines Geldes als problematisch. Er selbst wisse nicht, wer sein 
Geld verwalte. „Mhm, mei Sachwalter is, ah,… zur Zeit neamt. Ich wissat des 
ned wer mein Sachwalter is“ (Interview 2, Zeile 650-651). Er vermutet, es sei der 
Leiter des Wohnhauses. Diesen müsse er um jeden noch so kleinen Betrag 
bitten. Er selbst würde gerne zumindest einen Teil seines Geldes zur Verfügung 
stehen haben, um sich damit eigenständig etwas kaufen zu können. Bislang sei 
dies nicht möglich gewesen. Auch erinnert er sich, dass nach dem Umzog seines 
früheren Sachwalters er nicht über dessen Nachfolge informiert wurde. Dieser 
Themenbereich zeigt deutlich das Nichtgreifen gesetzlicher 
Rahmenbedingungen. In der 2007 in Kraft getretenen Novelle des 
Sachwalterschaftsgesetz wurde klar festgehalten, dass Sachwalter und 
besachwaltete Personen in keinem Abhängigkeitsverhältnis zueinander stehen 
sollten. Auch eine andere enge Beziehung zu einer Krankenanstalt oder Heim in 
der die Person untergebracht ist, sollte dem Gesetz folgend nicht bestehen (vgl. 
§271 Abs. 1 BGBl 1 2006/92). Im vorliegenden Fall wurde darauf keine Rücksicht 
genommen. Auch das durch das Gesetz zu erreichen versuchte Mehr an 
Selbstbestimmung ist hier klar nicht eingetreten. Herr V. ist weder über seine 
finanzielle Lage noch über den Verwalter seines Geldes informiert.  
 
Der letzte Kritikpunkt der Person deren derzeitigen Lebensumstände betreffend 
richtet sich gegen bauliche Aspekte des Wohnhauses. In seinem Zimmer könne 
er sich nicht uneingeschränkt bewegen und auch der Zugang zum Badezimmer 
sei mit seiner körperlichen Behinderung nicht ohne Probleme zu bewältigen. Er 
würde sich ein barrierefreies Wohnhaus wünschen. „Und wir haben auch ein 
größeres Haus, hat uns ane amoi gsogt, dass wir ein größeres Haus kriegen, 
einen Umzug“ (Interview 1, Zeile 1186-1188). Wirklich zuversichtlich ist er aber 
nicht, dass das eintritt. „Aber das dauert noch. Noch tausend Johr! (lacht)“ 
(Interview 1, Zeile 1193) 
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Wie das letzte Zitat schon andeutet, hat Herr V. nur wenig Hoffnungen auf eine 
Verbesserung seiner derzeitigen Situation. Gefragt nach seinen Zielen bzw. 
Wünschen  gibt er an, dass er zwar genug habe, diese ihm aber niemand 
erfüllen könne.  
 
„Jo ich hätt schon Ziele, aber die kann mir niemand erfüllen.“ (Interview 2, 
Zeile 600) 
 
Diese Aussage wird vor allem vor dem Hintergrund der vorangegangen 
Ausführungen nachvollziehbar. Herr V. hatte bereits mehrere Male versucht, in 
verschiedenen Bereichen seines Lebens Veränderungen zu initiieren 
(Unterstützung bei der Freizeitgestaltung, mehr Einblick in die eigenen 
Finanzen). In allen Bereichen musste er feststellen, dass seine Initiativen 
weitestgehend keine wirklichen Veränderungen brachten. Insofern kann seine in 
dem angeführten Zitat zum Ausdruck gebrachte resignierende Haltung in 
Zusammenhang mit den zuvor genannten Entwicklungen gebracht werden. 
Seine jetzige Situation insgesamt betreffend äußert er sich durchwegs negativ. 
„Na i bin gor ned zfrieden“ (Interview 1, Zeile 1402). Als Gründe können die 
schon genannten Bereiche wie Freizeit, Regelung der Finanzen und 
barrierefreies Wohnen angegeben werden. Als dringlichster Wunsch ist der 
Umzug in ein barrierefreies Wohnhaus zu nennen. „Wenn wir ned a anderes 
Haus kriegen, dann mecht i goa nimmer do sein…“ (Interview 2, Zeile 630-631). 
 
Weiter geht aus dem Datenmaterial hervor, dass Herr V. das Wohnhaus als sehr 
hierarchischen Ort wahrnimmt. Den Leiter bezeichnet er als Vorgesetzten bzw. 
als Chef. Die BetreuerInnen sind dessen Personal. Für Veränderungen und 
Entscheidungen sieht er hauptsächlich den Leiter in dessen Position als 
Machthaber verantwortlich. Er und die anderen Mitbewohner sind seiner 
Meinung nach an dessen Entscheidungen gebunden. Zum Ausdruck kommt die 
damit verbundene Machtlosigkeit der BewohnerInnen in folgendem Zitat:  
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„Wenn ich da do in dem Haus Chef wär. Ich tät alles anders machen. (…) 
Aber ich bin ka Chef. Und des wor mir und is mir auch heute noch im 
Kopf“ (Interview 1, Zeile 972-978) 
 
Seine Wünsche die Zukunft betreffend ist er wie bereits gezeigt sehr 
pessimistisch. Seine als sehr eingeschränkt wahrgenommene Fähigkeit, etwas 
zu verändern, spielt dabei sicherlich eine große Rolle. 
 
 „Nie… I hab nie eine Beziehung ghobt.“ (Interview 2, Zeile 565) 
 
Wie auch in den anderen beiden Lebensgeschichten ging Herr V. Zeit seines 
Lebens keine sexuelle Beziehung ein. Wirkliche Gründe gibt er keine an. 
Vielmehr wechselt er in dieser Interviewpassage sehr rasch das Thema. Er 
spricht dann über seinen starken Glauben an Gott und Jesus, und gibt an, dass 
dieser ihm immer Kraft gegeben habe. Insgesamt scheint das Thema Sexualität 
in Herrn V.‘s Lebenslauf eine marginalisierte Rolle gespielt zu haben. Grund 
hierfür könnte auch sein Aufenthalt im kirchlich-karitativen Kinderdorf gewesen 
sein. Er verbrachte dort seine ganze Jugend, die Zeit, in der die Sexualität 
ausgebildet wird. In diesem Setting ist anzunehmen, dass die Ausbildung und 
Akzeptanz einer sexuellen Identität eher reglementiert als unterstützt wurde. 
Insofern wird auch der rasche Themenwechsel zum Glauben und dessen 
stärkender Wirkung nachvollziehbarer. Hier kann auch auf Priestley verwiesen 
werden: „Institutional policies and practices have imposed greater levels of 
discipline and surveillance on disabled people’s sexuality, impacting particularly 
on young disabled people. Such practices have created barriers to sexual 
knowledge and to sexual opportunity, particularly in institutional setting (including 
family).” (Priestley 2003, S. 105) Neben dem Faktor der institutionellen 
Umgebung kann auch noch die gesellschaftliche Beeinflussung genannt werden. 
Besonders die in dieser Arbeit dargestellte Generation wurde scheinbar ihrer 
sexuellen Rechte beschnitten, bzw. das Thema Sexualität weitestgehend 
tabuisiert. Hinweis darauf ist die bereits erwähnte Tatsache, dass in keiner der 
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erhobenen Lebensgeschichte Sexualität gelebt bzw. thematisiert wurde. Diese 
Tatsache spricht auch für die Beschneidung des Anrechts auf den Status der 
Erwachsenenpassage und die damit verbundene Exklusion von Reproduktion 
(Elternschaft) bzw. der Gründung einer eigenen Familie.  
 
 „Schön wor des. Toll, sehr toll. I hab viel gelernt!“ (Interview 2, Zeile 706) 
 
Abschließend kann noch auf ein stattgefundenes Bildungsangebot hingewiesen 
werden. Herr V. nimmt an einem Kurs zur Befragung von NutzerInnen von 
Angeboten der Behindertenhilfe teil. Er selbst nahm dieses Angebot sehr positiv 
auf und gibt an, viel daraus gelernt zu haben. Es blieb jedoch das einzige 
Angebot der Weiterbildung. Initiiert wurde dieses vom Träger der 
Behindertenhilfe und einem anderen Verein. Dieses Angebot kann klar in 
Verbindung mit Forderungen der Behindertenbewegung nach mehr Einbezug der 
Meinung der betroffenen Personen gesehen werden. Insofern kann hier eine 
Beeinflussung der Lebensgeschichte durch neuere Entwicklungen in der 
Behindertenhilfe gesehen werden. Paradoxer Weise führte das 
Bildungsprogramm jedoch nicht zu einem vermehrten Wahrnehmen des Rechts 
an Mitbestimmung bzw. zur Stärkung der Person beim Vertreten seiner Anliegen 
und jener seiner KollegInnen. Herr V. sieht sich auch nach dem Kurs weiterhin 
noch nicht in der Lage, seine Anliegen umzusetzen, bzw. diese so zu 
adressieren, dass die gewünschten Veränderungen auch eintreten. Als Grund 
hierfür kann ein Missverständnis im Hinblick auf die Verschwiegenheit der zu 
sammelnden Daten (Anliegen der KollegInnen) genannt werden. Herr V. ist der 
Meinung, die Befragung der NutzerInnen soll geheim gehalten werden, und dürfe 
keinesfalls außerhalb der Einrichtung zugänglich gemacht werden. Insofern 
bleibt ihm auch nach dem Besuchen des Kurses nur der Leiter des Wohnhauses 
als Adressat seiner Veränderungswünsche.  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die hier vorliegende 
Lebensgeschichte deutlich einem durch die Behinderung initiierten Trajekt folgt. 
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Der Verlauf wird überwiegend durch äußere Faktoren, Angebot der 
Behindertenhilfe, familiäre Ressourcen etc., bestimmt. Die 
Entscheidungsmomente auf Seiten der Person sind, wenn vorhanden, sehr 
gering, die meiste Zeit jedoch nicht existent. Herr V. befindet sich Zeit seines 
Lebens in einem starken Abhängigkeitsverhältnis. Das kommt, wie in der 
Analyse bereits dargelegt, besonders in Phasen nicht gewollter Veränderungen 
zum Ausdruck. Herr V. kann sich über weite Strecken nicht selbst durch seinen 
„Life Course“ navigieren. Auch verläuft der hier dargestellte Lebensweg 
weitestgehend abseits einer sogenannten Normalbiographie. Die in der „Life 
Course“ Forschung dafür als zentral angesehenen Charakteristiken der 
Statuspassage des Erwachsenenalters werden zumeist nicht erreicht. Zu nennen 
ist vor allem das Merkmal der Erwerbsarbeit und damit verbunden eine 
finanzielle Unabhängigkeit. Auch die Loslösung von den Eltern trat stark 
verspätet ein, und die Gründung einer eigenen Familie (Merkmal der 
Reproduktion) konnte gar nie erreicht werden. Auch im Hinblick auf das soziale 
Umfeld kann eine starke Einschränkung der Mitentscheidung der Person  
genannt werden. Weder die Arbeitsstelle, noch die MitbewohnerInnen des 
Wohnhauses konnte sich Herr V. aussuchen. Vielmehr musste er dem durch die 
Behinderung ausgelösten Verlauf folgen, ohne selbst als mitgestaltend in 
Erscheinung treten zu können. Diese Entwicklung führte zu einer strak 
resignierenden Haltung. Herr V. sieht sich selbst weder in der Lage 
Veränderungen zu initiieren, noch diese Auszuführen.  
 
Im Hinblick auf die Forschungsfrage kann klar eine Beeinflussung des 
Lebensweges durch das bestehende Angebot der Behindertenhilfe konstatiert 
werden. Eines der in der Analyse enthaltenen Beispiele, welches das deutlich 
macht, ist der Umzug in ein Wohnhaus der Behindertenhilfe. Hier wird deutlich, 
dass das vorhandene Angebot den weiteren Verlauf determinierte. Der Ausdruck 
der Determiniertheit wird hier bewusst gewählt, da im vorliegenden Fall keinerlei 
Alternativen zur Verfügung standen. Die Ausweglosigkeit wird von Herrn V. durch 
die Verwendung des Ausdrucks des „Zwangs“ noch einmal untermauert. 
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Auch bezüglich der politischen und fachlichen Entwicklungen und Richtlinien 
konnten in der Analyse klare Beeinflussungsmomente herausgearbeitet werden. 
Zu nennen ist zum Beispiel der Einfluss der medizinischen Sichtweise, sowie des 
Rehabilitationsgedankens während seines Aufenthalts im Kinderdorf.  
 
Neuere Entwicklungen im Bereich der Behindertenhilfe und Angebote im Bereich 
der Erwachsenenbildung konnten nur als geringe Beeinflussungsfaktoren 
identifiziert werden. Genannt werden kann das in der Analyse dargestellte 































10 Gesammelte Ergebnisse und Beantwortung der 
Forschungsfragen 
 
Blickt man nun den Blick fallübergreifend auf die Ergebnisse der Feinanalysen so 
können zwei zentrale Themenbereiche identifiziert werden. Dabei handelt es sich 
zum ersten um den Bereich der Beeinflussung der Lebensgeschichten durch 
Entwicklungen der Behindertenhilfe und deren rechtliche Rahmenbedingungen. 
Den zweiten Themenbereich bilden die Ergebnisse der Analyse im Hinblick auf 
die Konsequenzen von Behinderung für den Lebenslauf der beforschten 
Personen. Die Frage nach den zur Verfügung gestandenen biographischen 
Ressourcen ist Teil beider genannter Themenbereiche. Abschließend wird die 
Relevanz der dargestellten Ergebnisse für die Bildungswissenschaft und im 
speziellen für den Bereich der Heil- und integrativen Pädagogik diskutiert 
werden. 
 
10.1 Auswirkungen des Systems der Behindertenhilfe und seiner 
rechtlichen Rahmenbedingungen auf die Lebenswege der 
Forschungsteilnehmer 
 
Zentrales Anliegen dieser Forschungsarbeit war es herauszuarbeiten inwieweit 
die Beschaffenheit des Systems der Behindertenhilfe und dessen rechtliche 
Rahmenbedingungen den Verlauf der Lebensgeschichten von Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung beeinflussten bzw. bestimmten. Die  
grundlegende Forschungsfrage lautete demnach: 
 
Haben die dargestellten Entwicklungen der Behindertenhilfe die 
Lebensverläufe der Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung die an 
der Forschung teilgenommen haben beeinflusst?  
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Diese Frage kann, blickt man auf die vorangegangenen Analysen zurück, klar mit 
„Ja“ beantwortet werden. In etlichen Passagen wurde der Einfluss der 
Behindertenhilfe auf den Verlauf der Lebensgeschichte nachgezeichnet bzw. 
dargelegt. Somit kann von einer Beeinflussung der Verläufe durch das System 
der Behindertenhilfe und deren Entwicklungen gesprochen werden.  
 
Die Beantwortung der zweiten Forschungsfrage führt im Folgenden zur einer 
detailreicheren Aufzählung der Gesetzte und Leitlinien die in den Analysen als 
für die Verläufe bestimmend herausgearbeitet werden konnten.  
 
Wenn ja, welche Gesetze bzw. Leitlinien können als die für die Verläufe 
relevanten ausgemacht werden? 
 
Als sehr frühe bzw. erste Quelle der Beeinflussung konnte das Vorherrschen 
einer medizinischen, stark defizitorientierten Sichtweise von Behinderung 
identifiziert werden. Sichtbar wurde dieser Einfluss vor allem durch den Umgang 
mit körperlichen Beeinträchtigungen. Funktionseinschränkungen des 
Bewegungsapparates führten in zwei der drei angeführten Lebensgeschichten zu 
Sonderverläufen bzw. zu Unterbringungen in Sondereinrichtungen, deren Ziel die 
Wiederherstellung der Körperfunktionen durch medizinisch-therapeutische 
Korrektur der Schädigung darstellte. Die Vormachtstellung dieser medizinischen 
Sichtweise kam auch dadurch zum Ausdruck, dass Bildungsangebote abseits 
der genannten therapeutischen Interventionen nicht zustande kamen. Im 
Mittelpunkt der Zuwendungen stand das Anliegen körperliche 
Normabweichungen weitestgehend zu beheben. Dieses Vorgehen kann auch in 
enger Verbindung mit dem vorherrschenden Rehabilitationsgedanken gesehen 
werden. Es galt, wie bereits in den Ausführungen zur Geschichte der 
Behindertenhilfe festgehalten, Menschen mit Beeinträchtigungen insoweit zu 
„heilen“ und behandeln, dass deren Fähigkeiten den Ansprüchen des 
Arbeitsmarktes genügen konnten. Dies geschah zumeist in Sondereinrichtungen 
oder Heilanstalten. Wie auch die drei dargestellten Lebensgeschichten zeigen 
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führte diese Form der Hilfeleistung in den meisten Fällen nicht zur Integration am 
Erwerbsarbeitsmarkt sondern in Einrichtungen des Ersatzarbeitsmarktes. Aber 
nicht nur bei körperlicher Beeinträchtigung stand die medizinische Behandlung 
und Behebung der als Störung gesehenen Abweichung im Vordergrund. Ebenso 
wurde der beschriebene Ansatz im Fall von intellektueller Beeinträchtigung 
wirkmächtig. Als Beispiel dafür kann die in einer Lebensgeschichte enthaltende, 
über ein Jahrzehnt dauernde, Unterbringung in einer psychiatrischen Anstalt 
genannt werden. Auch dieser Form der Beeinträchtigung sollte mittels 
medizinischer Intervention und Behandlung weitestgehend entgegen gewirkt 
werden.  
 
Eng damit im Zusammenhang steht ein weiterer Faktor der als großer Einfluss 
auf die Lebenswege identifiziert werden konnte. Gemeint damit ist das Fehlen 
eines flächendeckenden Angebotes von Hilfen bzw. Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderung, vor allem in den ersten 20 Jahren nach Beendigung des 
Zweiten Weltkrieges. Das Vorherrschen einer Sichtweise die Behinderung in 
erster Linie als „zu behandelnd“ ansah führte in allen drei Fällen zu 
Unterbringungen in Sondereinrichtungen. Das geringe Angebot bedeutete nun, 
dass durch die stark begrenzten Wahlmöglichkeiten nahezu kein 
Entscheidungsspielraum im Hinblick auf den Verbleib der Person bzw. den 
Verlauf des Lebensweges bestand. In zwei von drei Fällen musste zum Beispiel 
die Familie zu einem sehr frühen Zeitpunkt verlassen werden. Die sehr engen, 
weil nur in sehr geringem Ausmaß vorhandenen, Strukturen bestimmten 
demnach weitestgehend den Verlauf der Lebensgeschichten.  
 
Betrachtet man nun die gesetzliche Entwicklung die den Rahmen der 
Behindertenhilfe bildeten, so lässt sich auch durch diese eine klare 
Beeinflussung der Lebenswege ablesen. Das Entstehen der ersten 
Behindertenhilfegesetze, und damit verbunden die Gründung der ersten 
Unterstützungsangebote abseits kirchlich-karitativer Einrichtungen, führte zu bis 
zu diesem Zeitpunkt nicht da gewesenen Möglichkeiten für Menschen mit 
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Beeinträchtigungen, vor allem im Bereich der Beschäftigung. In allen drei Fällen 
kann das Entstehen dieser neuen Möglichkeiten, und damit verbunden deren 
gesetzliche Grundlagen, klar als biographische Ressourcen gesehen werden. Bis 
dahin bestandene Lebensumstände - die zum großen Teil als negativ 
wahrgenommen wurden (z.B. jahrelanges Warten auf eine Möglichkeit der 
Beschäftigung) - konnten mit Hilfe dieser neuen Ressource verändert werden. 
Festgehalten werden kann auch, dass die zeitliche Umsetzung der in den 
Gesetzen verankerten Hilfen in Österreich regional sehr unterschiedlich 
vollzogen wurde. Als Beispiel können die Lebensgeschichten der Herren G. und 
W. genannt werden. In beiden Fällen beendete das Entstehen eines Angebots im 
Bereich der Beschäftigungstherapie die bis dahin bestehende 
Unterbringungsform. Das Eintreten dieser Ereignisse jedoch geschah in einem 
zeitlichen Abstand von zehn Jahren. Sprich der Zeitpunkt der tatsächlichen 
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben bestimmte ebenfalls die Verläufe der 
betroffenen Personen. Auch hier ist klar eine Dominanz der Struktur im 
Gegensatz zum Handlungsspielraum der Person erkennbar.  
 
Weiters zeigten die Fallanalysen, dass spätere gesetzliche Neuausrichtungen 
und damit auch verbunden Weiterentwicklungen von Hilfeformen, z.B. die 
Empfehlung des ÖKSA aus dem Jahr 1976 vermehrt geschützte Wohnplätze und 
auch ambulante Wohnbetreuung in der Wohnung anzubieten, nur einen sehr 
geringen bis keinen Einfluss auf die Lebenswege hatten (ÖKSA 1976, S. 11). Als 
Haupteinfluss konnten die ersten Behindertenhilfegesetzte identifiziert werden. 
Ausdruck dessen ist, dass die Formen der Betreuung und auch Beschäftigung 
sich im Laufe der Zeit nur marginal oder auch gar nicht veränderten. Ebenso wird 
die Aussage durch die Tatsache gestützt, dass alle drei Lebensgeschichten, trotz 
doch unterschiedlicher Entwicklungen der Gesetzte auf Landesebene, einen sehr 
ähnlichen Verlauf nahmen. Sprich der Einfluss der ersten, und damals noch sehr 
ähnlichen, gesetzlichen Rahmenbedingungen kann als gewichtiger gesehen 
werden als spätere Neuausrichtungen. 
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Als eine Entwicklung der Behindertenhilfe, die sich durchaus auf die Gestaltung 
der Hilfeformen und damit auch auf die Lebensumstände der betroffenen 
Personen auswirkte, kann das Normalisierungsprinzip und die damit 
verbundenen Anliegen genannt werden. Wenn auch nicht annähernd alle 
Forderungen eingelöst wurden - siehe dazu den Teil betreffend die 
Auswirkungen von Behinderung auf den Lebenslauf - so konnten doch Spuren 
dieses oft als Paradigmenwechsel bezeichneten Wandels in der Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung gefunden werden. Vor allem im Bereich des 
Wohnens. Zu nennen wäre in diesem Zusammenhang zum Beispiel die Größe 
der Wohngruppen. Diese wurde im Laufe der Jahre reduziert. Des Weiteren 
zeigten die Lebensgeschichten im Vergleich, dass ein späterer Umzug in ein 
Wohnhaus der Behindertenhilfe in beiden Fällen mit dem Beziehen eines 
Einzelzimmers verbunden war. Im Gegensatz dazu bildeten 
Gruppenschlafräume zu Beginn der Wohnbetreuung den Regelfall. Insofern kann 
hier von einer klaren Beeinflussung bzw. Verbesserung der Lebensumstände 
gesprochen werden. 
 
Spuren der Bestrebungen der Enthosipitalisierungsbewegung konnten im 
Rahmen der Analyse in der Lebensgeschichte des Herrn W. ausgemacht 
werden. Der Zeitpunkt der Beendigung einer zehn Jahre dauernden 
Unterbringung in einer psychiatrischen Anstalt fällt genau in den Zeitraum der 
ersten Wellen der Psychiatriereform. Auch wenn in diesem Fall das Entstehen 
eines Beschäftigungsangebotes ebenfalls als Beendigungsgrund gesehen 
werden kann, so bleibt doch festzuhalten, dass keine weitere Unterbringung in 
den Folgejahren eintrat. Ein 14 Jahre späterer Aufenthalt in derselben 
psychiatrischen Anstalt dauerte hingegen nur einige Wochen. Hier wurde in der 
Analyse eine Verbindung zum zu diesem Zeitpunkt schon in Kraft getretenen 
Unterbringungsgesetz hergestellt.   
 
Aber auch ein Ausbleiben der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben wurde in einer 
Lebensgeschichte deutlich. Gemeint ist die 2007 in Kraft getretene Novellierung 
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des Sachwalterschaftsgesetzes. Die darin festgehaltenen Vorgaben wurden im 
Fall des Herrn V. ganz klar nicht umgesetzt. Noch immer verwaltet die Leitung 
des Wohnhauses, und somit eine sich zu ihm im engen Naheverhältnis 
befindende Person, dessen Geld. In den Gesprächen äußerte sich die Person 
negativ über die Auswirkungen der noch immer bestehenden Regelung.  
 
Zusammenfassend können als Haupteinflüsse für die in den Lebensgeschichten  
enthaltenen Verläufe das Vorherrschen einer stark defizitorientierten Sichtweise 
von Behinderung und die Entstehung und Umsetzung der ersten 
Behindertenhilfegesetze genannt werden. Beide dem System der 
Behindertenhilfe zuzuordnenden Faktoren bestimmten zu einem großen Teil die 
Gestaltung der Lebensläufe. Die Feststellung, dass spätere Entwicklungen im 
rechtlichen sowie im fachlichen Bereich nur einen geringen Einfluss auf die 
Lebenswege der beforschten Menschen mit Behinderung hatten, kann ebenfalls 
als Erkenntnisgewinn dieser Forschung gesehen werden.  
 
 
10.2 Lebenslauf und Behinderung 
 
Der zweite Themenbereich stellt nun die Ergebnisse der Forschungsarbeit im 
Hinblick auf die Konsequenzen von Behinderung für den Lebenslauf dar. Den 




10.2.1. Sonderstatus Mensch mit Behinderung  
 
Wie die Analysen zeigten war das Auftreten einer Normabweichung, körperlich 
wie auch intellektuell (z.B. im Fall einer nicht Erfüllung von Lernvorgaben), von 
großer Relevanz für den weiteren Verlauf der Lebensgeschichte. In allen drei 
Biographien initiierte das Wirkmächtig werden der Abweichung - jeweils ist als 
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Zeitpunkt der Schuleintritt zu nennen - einen Verlauf abseits einer 
Normalbiographie. Die in der Life-Course Forschung zentralen Kategorien der 
Statuspassagen und die damit verbundenen Aufgaben und Ziele dienten in der 
Analyse als Inhalt des Begriffs der Normalbiographie. Wie sich zeigte konnte 
keine der drei an der Forschung teilnehmenden Personen die Passagen Jugend, 
Erwachsenenalter und Alter im Sinne der Life-Course Forschung durchschreiten. 
Vielmehr zeichneten sich die Biographien durch eine stark erhöhte Abhängigkeit 
aus. Vor allem im Hinblick auf die Entscheidung der Wohnform bzw. den 
Wohnort können die Personen als einerseits vom System der Behindertenhilfe 
und dessen Angebot, als auch von familiären Ressourcen abhängig bezeichnet 
werden. Diese stark eingeschränkte Wahlfreiheit verhinderte gewissermaßen 
jene Autonomie und Unabhängigkeit, welche für den Status des Erwachsenen 
als zentral anzusehen ist. Aber auch wichtige Inhalte der Passage der Jugend, 
wie etwa die Berufsausbildung - als Vorbereitung für die Erwerbsarbeit welche 
wiederum essentiell für das Erreichen des Status des Erwachsenen gesehen 
wird - konnten aufgrund der Ausrichtung des Systems nur in geringem Ausmaß 
in den Lebensgeschichten wieder gefunden werden. Vielmehr entstanden 




10.2.2 Stark eingeschränkte Möglichkeit der Navigation durch 
den Life-Course 
 
Als eines der Grundprinzipien der Life-Course Forschung kann jenes der 
„Agency“ genannt werden. Wie bereits in Kapitel 6.2.1 angeführt bedeutet dieses 
Prinzip, dass Individuen, wenngleich eingebettet in Struktur und Kontext, ihre 
(Handlungs-)Möglichkeiten und Entscheidungsräume mitbestimmen, bzw. die 
Möglichkeit besitzen, innerhalb der strukturell vorgegebenen Rahmungen 
„Spielräume“ zu gestalten - also sich (in unterschiedlichem Ausmaß) 
selbstbestimmt durch ihren Life Course navigieren. Ein Ergebnis der Analysen ist 
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nun, dass die Forschungsteilnehmer nur über sehr eingeschränkte Möglichkeiten 
zur Navigation über Richtung und Verlauf ihres Lebens verfügten. Ausdruck 
dessen ist die geringe Beteiligung an Entscheidungsprozessen bezüglich 
Wohnform und Wohnort, sowie die teilweise nicht vorhandenen 
Entscheidungsspielräume im Hinblick auf die Form der Beschäftigung bzw. 
Arbeit. Die dargestellten Lebensläufe können in diesen zentralen Punkten als 
über weite Strecken fremdbestimmt bezeichnet werden. Als Grund kann hier 
sicherlich die hohe Abhängigkeit vom System der Behindertenhilfe und dessen 
Beschaffenheit genannt werden (siehe Punkt 10.1). Insofern kann in den 
vorliegenden Fällen auch von über lange Zeitspannen bestehenden Trajekten 
gesprochen werden. Die Entscheidung über den Verlauf wurde deutlich stärker 
von Seiten der Struktur als von jener der handelnden Personen bestimmt. Eine 
damit verbundene Konsequenz war, dass die Personen sich durchgehend als 
nicht aktiv und gestaltend wahrnahmen. Vielmehr kamen in den Gesprächen 
passive bis resignierende Haltungen im Hinblick auf die Lebensgestaltung zum 
Ausdruck. Die Macht und Unveränderbarkeit die von den betroffenen Personen 
der bestimmenden Struktur zugeschrieben wird kommt besonders in folgender 
Äußerung des Herrn V. zum Ausdruck:  
 
„Es... des is wie wenn man einen... Ball... wenn man den an die Wand 
wirft. Der kommt zurück.“ 
 
Herr V. sieht das System als Wand die er mit den ihm zur Verfügung stehenden 
Mitteln nicht durchbrechen kann. Einwände oder Veränderungswünsche würden 
daran nur abprallen und wieder zur Person zurückkehren. Auch in 
unterschiedlichen Äußerungen des Herrn W. kommt die damit verbundene 
Machtlosigkeit der Person zum Ausdruck. Die in den Gesprächen deutlich 
gewordenen passiven Haltungen wurden in den Analysen als Resultat 






Vor der Erhebung der Lebensgeschichten stand noch ein weiteres Themengebiet 
im Interesse der Forschung, nämlich jenes der offerierten Bildungsangebote. Im 
speziellen sollte bei der Datenerhebung auf mögliche Angebote der 
Erwachsenenbildung im Sinne von Theunissen bzw. auf spezielle Berufsbildende 
Maßnahmen deren Initiation und Folgen für den weiteren Verlauf geachtet 
werden (Theunissen 2003). Diese Fragestellung musste jedoch wieder verworfen 
werden, da die erhobenen Lebensgeschichten keinerlei Anhaltspunkte auf derlei 
Bildungsangebote enthielten. Vielmehr wurde der Bildungsweg in allen drei 
Fällen nach dem Sonderschulabschluss beendet. Weitere Bildungsmöglichkeiten 
wurden, bis auf die Ausnahme der Ausbildung zur NutzerInnenbefragung, nicht 
angeboten. Für die Forschung kann aber auch diese Tatsache als 
Erkenntnisgewinn gesehen werden. Hier kann klar ein großer Aufholbedarf und 
damit verbunden ein Ausbau der Angebote im Bereich der Erwachsenen- bzw. 
Altenbildung für Menschen mit Behinderung gesehen werden. Wie bereits 
eingangs erwähnt kann für Literatur diesen Themenbereich betreffend auf 
Theunissen verwiesen werden (Theunissen 2002; 2003). 
 
 
10.3 Bildungswissenschaftliche Relevanz der Ergebnisse  
 
Inwiefern können nun die Ergebnisse der vorliegenden Forschungsarbeit als für 
die Disziplin der Bildungswissenschaft und vor allem für den Bereich der Heil- 
und integrativen Pädagogik als relevant gesehen werden?  
 
Ihre Bedeutung gewinnen sie vor allem dadurch, dass sie es aufzuzeigen 
vermögen wie stark die Lebensläufe von Menschen mit Behinderung von Seiten 
des Systems der Behindertenhilfe geprägt wurden. Sprich, dass die Ausrichtung 
und das Angebot der Hilfen einen wesentlichen Einfluss auf die Lebensumstände 
und auch Lebensverläufe der Menschen mit Behinderung haben. Die Bedeutung 
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der Weiterentwicklung von Hilfeformen und das damit einhergehende Potential 
zur Veränderung bestehender Lebensumstände sollte ebenfalls verdeutlicht 
worden sein. Nur durch die Veränderung und fachliche Weiterentwicklung des 
Angebots der Behindertenhilfe können Forderungen nach mehr Wahlfreiheit und 
Selbstbestimmung eingelöst werden. Lebenswege von Personen mit 
Behinderung, so zeigten die Analysen, sind sehr eng mit dem bestehenden 
Angebot verknüpft. Eine Verbesserung dieser kann demnach nur mit einer 
Veränderung der Hilfeformen gelingen. Weiters wurde gezeigt, dass die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen die Grundlage für die Gestaltung und 
Entstehung von Hilfeformen bilden. Es gilt im Rahmen der wissenschaftlichen 
Heil- und integrativen Pädagogik Hilfen zu entwickeln, die im Stande sind den 
gesetzlich verankerten Forderungen Rechnung zu tragen.  
 
Für das Fach der Heil- und integrativen Pädagogik relevante Ergebnisse dieser 
Forschungsarbeit können auch im Hinblick auf die Wirkungsweisen von 
Einrichtungen der Behindertenhilfe ausgemacht werden. Es wurde in den 
Analysen gezeigt, dass heute noch bestehende Einrichtungen stark 
exkludierende Wirkungen auf die darin lebenden Personen ausübten. Ebenso 
kam zum Ausdruck, dass aktuelle Praktiken von betroffenen Personen als sehr 
einschränkend und fremdbestimmt wahrgenommen werden. Das Paradigma der 
Selbstbestimmung kann demnach keineswegs als bereits erreicht angesehen 
werden. Weiters wurde deutlich, dass ein sehr enges und somit stark 
einschränkendes Angebot, und damit verbunden ein geringer 
Handlungsspielraum der Person, zu sehr passiven und resignierenden 
Haltungen sowie einem eher negativen Selbstbild führen. Konsequenz dieses 
Ergebnisses müsste es also sein, Menschen viel stärker in 
Entscheidungsprozesse mit einzubeziehen bzw. durch ein breiteres Spektrum an 
Hilfeformen eine Wahl überhaupt zu ermöglichen. Dadurch könnten Menschen 




Hinsichtlich der Bildungsangebote, vor allem im Bereich der Erwachsenen und 
Altenbildung wurde deutlich, dass die beforschte Generation keinerlei Angebote 
zu Teil wurden. Dies kann als Anstoß zur Veränderung für jüngere und folgende 
Generationen gesehen werden.  
 
Neben den genannten Punkten ist sicherlich eine der Hauptleistungen dieser 
Forschungsarbeit jene der Grundsteinlegung für weitere Forschungsprojekte. 
Gemeint ist damit, dass es sich für die Fachrichtung der Heil- und integrativen 
Pädagogik als sehr lohnend erweisen könnte weitere Lebensgeschichten von 
betroffenen Personen zu erheben. Einerseits werden dadurch, wie dargelegt, 
Wirkungsweisen der Hilfen sichtbar und zum anderen können im Vergleich 
unterschiedlicher Generationen Veränderungsprozesse nachgezeichnet werden. 
Das heißt die Entwicklungen im Bereich der Behindertenhilfe könnten anhand 
von Lebensgeschichten unterschiedlicher Generationen dargestellt werden. Es 
würde auch einen Beitrag dazu leisten, zu überprüfen inwieweit rechtliche und 
fachliche Vorgaben in der Praxis umgesetzt wurden. Diese Bedeutung der 
Erhebung von Lebensgeschichten streichen auch Buchner und Koenig hervor 

















Anschließend an die letzte Ausführung zur bildungswissenschaftlichen Relevanz 
dieser Forschungsarbeit möchte an dieser Stelle nochmals verdeutlichen, dass 
besonders die generationsübergreifende Weiterführung der Forschung einen 
großen Gewinn erzielen kann. Einerseits für die Disziplin der Heil- und 
integrativen Pädagogik, als Evaluationsinstrument bereits bestehender Hilfen 
und andererseits als Mittel zur Dokumentation des Wandels im Umgang mit 
Menschen mit Behinderung.  
 
Die vorliegende Arbeit konzentrierte sich bewusst auf die Lebensgeschichten von 
älteren Menschen mit Behinderung. Es war ein Hauptanliegen jene Stimme und 
Erfahrungen aus erster Hand nicht in Vergessenheit geraten zu lassen bzw. zu 
dokumentieren. Die Bewusstmachung vergangner Praktiken und deren 
Auswirkungen auf die konkreten Lebensumstände der betroffenen Personen 
ermöglicht meiner Einschätzung nach auch eine bessere Auseinandersetzung 
mit gegenwärtigen Praktiken. Diese können vor dem Hintergrund ihrer 
geschichtlichen Entwicklung besser verstanden und somit auch veränderbar 
gemacht werden. Ebenso zeigte die Forschungsarbeit einen doch recht 
deutlichen Aufhol- bzw. Veränderungsbedarf in der Gestaltung der Hilfen für 
Menschen mit Behinderung. Des Weiteren können durch die Dokumentation 
vergangener Praktiken und deren Resultate konkretere Vorschläge zur 
Veränderung in die fachliche Diskussion eingebracht werden.  
 
Letzte genannte Aufgabe wurde im Rahmen dieser Arbeit sicherlich nicht 
vollends ausgeschöpft, da es kein primäres Ziel der Analysen darstellte. 
Dennoch kann rückblickend gesagt werden, dass das Erheben von 
Lebensgeschichten durchaus das Potential bietet Verbesserungsvorschläge für 
eine zukünftige Praxis abzuleiten.  
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Abschließend kann ich an dieser Stelle anderen StudentInnen oder Forschern im 
Bereich der Heil- und integrativen Pädagogik das Erheben und die Analyse von 
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